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Die Sonderrichtlinie OPUL 2015 fasst die nationale Umsetzung der Artikel 28
(Agrarumwelt und KlimamafRnahmen), Artikel 29 (Okologischer/Biologischer Landbau),
Artikel 30 (Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 und der Wasserrahmenrichtlinie)
und Artikel 33 (Tierschutz) der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 zusammen. Dies da
viele Betriebe in Osterreich an MaRnahmen aus allen oder zumindest zwei Artikeln
teiinehmen und viele Regelungen fiur mehrere Malnahmen angewendet werden
kénnen. Durch diese Vorgangsweise sind einheitliche Vorgaben sichergestellt und es
ergeben sich Einsparungsmaglichkeiten in der Abwicklung.

Durch die Abgeltung von im offentlichen Interesse gelegenen Leistungen Uber staatliche
Ausgleichszahlungen wird zum einen auf den Erhalt der Bewirtschaftung von Flachen in
Ungunstlagen bzw. zum anderen auf eine angepasste Bewirtschaftung von
Agrarflachen abgezielt. Die Malnahmen werden als Erganzung zu gesetzlichen
Anforderungen auf freiwilliger Basis angeboten und erhdhen die Osterreichische
Umweltqualitat.

Die Agrarumwelt- und KlimamaBnahmen (AUKM), der Biolandbau und
TierschutzmalBnahmen sind ein wesentliches Instrument zur Erreichung von
Umweltzielen in der Osterreichischen und auch in der gemeinsamen europaischen
Agrarpolitik. Die MaRnahmen zielen auf den Erhalt oder die Steigerung der biologischen
Vielfalt, die Erhaltung von Lebensrdumen, die Verbesserung der Bodenstruktur und die
Verringerung von Dinge- und Pflanzenschutzmitteleintragen in Gewasser sowie auf
einen Beitrag zum Klimaschutz ab.

Der Zielrahmen des 0sterreichischen Programms fir die landliche Entwicklung 2014 -
2020 (im Folgenden Programm LE 14-20) ergibt sich aus verschiedensten
Rechtsmaterien, u. a. aus den Europa 2020-Zielen, aus den Zielen der gemeinsamen
Agrarpolitik gemaf Artikel 39, Absatz 1 AEUV, aus der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013
(,ESI-Fonds“-VO) und der davon abgeleiteten Partnerschaftsvereinbarung, aus der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie aus dem Landwirtschaftsgesetz 1992 und
nationalen Umwelt- bzw. Naturschutzgesetzen. Verschiedenste Strategien (z. B.
Nachhaltigkeitsstrategie, Biodiversitatsstrategie) und uberschneidende Materien (z. B.
Klimaschutzgesetz) erganzen die Rahmenbedingungen fir die Zieldefinition.

Aus dem obig genannten Zielrahmen ergeben sich durch die Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 definierte  Schwerpunktbereiche, die mit der Umsetzung der
gegenstandlichen Sonderrichtlinie angesprochen werden. Die Zielerreichung ist in eine
sog. ,Interventionslogik® eingebettet. Das heilt, es werden anhand der definierten
Prioritdten und Schwerpunktbereiche Bedarfe definiert, die Uber die umgesetzten
MaRBnahmen strategisch angesprochen werden (vgl. Kapitel 4 des Programms LE 14-
20).. Eine detaillierte Ausfihrung der Bedarfe, Strategien, Indikatoren — letztere
beruhend auf den Vorgaben des Anhangs IV gemaf Verordnung (EU Nr. 808/2014 -
und erwarteten Wirkungen der Maflnahmen anhand einer Ex-ante-Analyse sind im
Programm LE 14-20 dargestellt. Die Programmerarbeitung wurde von einer ex ante-
Evaluierung begleitet, die durch eine laufende Rlckkopplung zwischen den
Programmverantwortlichen und den Evaluatoren gekennzeichnet war (vgl. Kapitel 3 des
Programms LE 14-20).

Die Zahlungen werden jahrlich gewahrt und dienen zur Deckung der Gesamtheit oder
eines Teils der zusatzlichen Kosten und der Einkommensverluste, die den Begunstigten
infolge der eingegangenen Verpflichtungen entstehen.

Fir AUKM gilt, dass die Forderung nur fiir Verpflichtungen gewahrt wird, die Uber die
einschlagigen obligatorischen Grundanforderungen gemafR Titel VI Kapitel | der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 (Cross-Compliance), die einschlagigen Kriterien und
Mindesttatigkeiten gemaf Art. 4 Abs. 1 lit. ¢ Ziffern ii und iii der Verordnung (EU) Nr.
1307/2013 sowie die im Programm festgelegten einschlagigen Mindestanforderungen
fur den Einsatz von Dinge- und Pflanzenschutzmitteln sowie sonstige einschlagige
verpflichtende Anforderungen geman dem nationalen Recht hinausgehen.

Praambel



4 von 77

Sonderrichtlinie des BMLFUW fiir das Osterreichische Programm zur Férderung einer umweltgerechten, extensiven und den
natiirlichen Lebensraum schiitzenden Landwirtschaft (O P U L 2015 ); GZ BMLFUW-LE.1.1.8/0002-11/3/2017

-8

Bei der Berechnung der Zahlungen wird jener Betrag abgezogen, der erforderlich ist,
damit keine Doppelfinanzierung der Methoden nach Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr.
1307/2013 erfolgt. Leistungsuberschneidungen bei verschiedenen
Mafnahmenkombinationen werden durch die Kalkulation bzw. durch eine Definition von
zulassigen MaBnahmenkombinationen verhindert.

Die Erhdhung der Pramienobergrenzen pro ha ist in der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 vorgesehen und erfolgt im OPUL insbesondere um wertvolle Habitate durch
angepasste und oftmals sehr aufwandige Pflegeauflagen zu erhalten und eine hohe
Biodiversitatswirkung zu erreichen.

Basierend auf den Vorgaben der Art. 56 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sowie den
Bestimmungen des Art. 8 Abs. 1 lit. g, der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 wurde ein
Evaluierungsplan erarbeitet, in welchem die Grundstrukturen fiir die Organisation, die
Durchfiihrung und die Arbeitsschwerpunkte fiir das Monitoring und die Evaluierung
einschlieBlich der ex-post Evaluierung festgelegt sind (vgl. Kapitel 9 und 11 des
Programms LE 14-20).

Die Evaluierung des Programms ist ein wichtiges Steuerungsinstrument, dass die
Rahmenbedingungen und die Interventionslogik regelmaRig Uberprift, die Wirkungen
des Programms erforscht und Empfehlungen fiir die Weiterentwicklung des Programms
und seiner Mallnahmen erarbeitet. Sie erfolgt auf Basis eines auf europaischer Ebene
erarbeiteten Evaluierungsrahmens. Dieser Rahmen erlaubt eine aulerst feingliedrige
Evaluierung.

-10 Die erste Anderung der OPUL-Sonderrichtlinie (GZ BMLFUW-LE.1.1.8/0014-11/3/2016)

-11

beriicksichtigt geanderte Rahmenbedingungen auf EU Ebene und die veranderten
Teilnahmeraten. Alle Anderungen sind dabei ab 01.01.2017 wirksam und in
gegenstandlicher Sonderrichtline mit (1) gekennzeichnet.

Die wichtigsten Anpassungen betreffen dabei folgende Bereiche:
a. Verlangerung der Mdéglichkeit des MaRnahmenneueinstieges bis HA 2016
b. Einfihrung einer neuen TierschutzmaBnahme ,Tierschutz-Stallhaltung® (23)

c. Aufnahme ,naturschutzfachlich wertvolle  Pflegeflachen® als foérderfahige
Flachen

d. Anpassungen betreffend Gebietskulisse und Auflagen bei der Malnahme
Vorbeugender Grundwasserschutz (16)

e. Erganzung von Forderauflagen bei der MaRnahme Naturschutz (19)

Die zweite Anderung der OPUL-Sonderrichtlinie (GZ BMLFUW-LE.1.1.9/0002-11/3/2017)
setzt Anpassungen aufgrund Abwicklungserfahrungen um. Des Weiteren wird die
strategische Ausrichtung der gegenstandlichen Sonderrichtlinie gescharft. Alle
Anderungen sind dabei in gegenstandlicher Sonderrichtline mit (2) gekennzeichnet.

Die wichtigsten Anpassungen betreffen dabei folgende Bereiche:

a. Einfihrung einer neuen Mallnahme gem. Artikel 30 der Verordnung (EU) Nr
1305/2013 bezuglich Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie ab 2018

b. Anpassung der Sanktionsregelung im letzten Verpflichtungsjahr von
mehrjdhrigen MalBnahmen gem. Pruffeststellung der Europaischen
Kommission RD2/2015/024/AT/COL

c. Pramienanpassung bei den Malinahmen 1 und 20 beziiglich der Abgeltung
von Landschaftselementen ab 2018

d. Madglichkeit von Bundesléander-Top-ups in den MaRnahmen 2, 14 und 15, diese
kdnnen bereits ab dem Antragsjahr 2017 gewahrt werden.

Praambel
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1 ALLGEMEINER TEIL

1.1 Geltungsbereich

Das Osterreichische Programm zur Férderung einer umweltgerechten, extensiven und den
natiirlichen Lebensraum schiitzenden Landwirtschaft (OPUL 2015) wird in Osterreich
gemal Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 Uber die Forderung der landlichen Entwicklung
durch den Europaischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des landlichen Raumes
(ELER) fir den Programmzeitraum 2014 bis 2020 angeboten. Die Sonderrichtlinie umfasst
Bestimmungen gemal Artikel 28 (Agrarumwelt und Klima) sowie auch geman Artikel 29
(Okologischer/Biologischer Landbau), Artikel 30 (Zahlungen im Rahmen von Natura 2000
und der Wasserrahmenrichtlinie) und Artikel 33 (Tierschutz) der genannten Verordnung.

Basis flr die Bestimmungen der Sonderrichtlinie bildet das von der Européischen

Kommission genehmigte Programm LE 14-20".

Diese Sonderrichtlinie enthalt die allgemein geltenden und die fur die jeweilige MaBnahme
spezifischen Bedingungen fir die Teilnahme am OPUL 2015 und fiir den Abschluss eines
Vertrages zwischen einer Forderungswerberin oder einem Foérderungswerber und dem

Bund.

Die Sonderrichtlinie bezieht sich unbeschadet der Auszahlungs-, Abrechnungs- und
Kontrollerfordernisse auf den Zeitraum 01.01.2015 bis 31.12.2020 bzw.
Verpflichtungsbeginn 01.01.2017 bis 31.12.2021. Davon abweichend beginnt
ausgewahlten Begrinungsvarianten bei den Maflnahme ,Begrinung von Ackerflachen —
Zwischenfruchtanbau® und ,Erosionsschutz Wein, Obst und Hopfen®, entsprechend der
Vorgaben im Rahmen der MalBnahme die Verpflchtung schon im Kalenderjahr

2014(frihestens jedoch ab 20.08.2014).

Die Sonderrichtlinie samt all ihren Anhangen bildet einen integrierten Bestandteil des
Vertrages, der zwischen der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber auf Grund
eines Antrages (Anbot zum Vertragsabschluss) und dem Bund auf Grund der Genehmigung
des Antrages (Annahme des Anbotes zum Vertragsabschluss) zu Stande kommt.

Abweichende miindliche oder schriftliche Festlegungen sind unwirksam.

Diese Bestimmungen gelten unbeschadet der Auszahlungs-, Abrechnungs-

Kontrollerfordernisse fiir den im ersten Absatz genannten Zeitraum.

1.2 Rechtsgrundlagen

Folgende spezifische Rechtsgrundlagen in den jeweils geltenden Fassungen einschlief3lich

hierzu ergangener Durchfiihrungsnormen sind insbesondere mafgeblich:

1. Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 Uber die Foérderung der landlichen Entwicklung durch
den Europaischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005, ABI. Nr. L 347 vom

20.12.2013 S. 487,

2. Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 zur Erganzung der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 Uber die Foérderung der landlichen Entwicklung durch den Europaischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums (ELER) und zur

Einfihrung von Ubergangsvorschriften, ABI. Nr. L 227 vom 31.7.2014 S. 1;

3. Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 mit DurchfGhrungsvorschriften zur
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 Uber die Férderung der landlichen Entwicklung durch
den Europaischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des landlichen Raums

(ELER), ABI. Nr. L 227 vom 31.7.2014 S. 18;

! Genehmigt mit Durchflihrungsbeschluss der Kommission, C (2014) 9784 vom 12.12.2014 und geandert

durch C (2016) 2886 vom 04.05.2016, Programm veréffentlicht unter www.bmlfuw.gv.at

Allgemeiner Teil
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4.

10.

1.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 mit gemeinsamen Bestimmungen Uber den
Europaischen Fonds fir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds, den
Kohasionsfonds, den Europaischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des
landlichen Raums und den Europaischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit
allgemeinen Bestimmungen (ber den Europaischen Fonds fiir regionale Entwicklung,
den Européaischen Sozialfonds, den Kohasionsfonds und den Europaischen Meeres-
und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates,
ABI. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S. 320;

Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 Uber die Finanzierung, die Verwaltung und das
Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr.2799/98, (EG) Nr.814/2000, (EG)
Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates, ABI. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S.
549;

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 zur Erganzung der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem und die
Bedingungen fir die Ablehnung oder Ricknahme von Zahlungen sowie fir
Verwaltungssanktionen im Rahmen von Direktzahlungen, Entwicklungsmafnahmen fir
den landlichen Raum und der Cross-Compliance, ABI. Nr. L 181 vom 20.6.2014 S. 48;

Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 mit Durchfiihrungsvorschriften zur
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems, der MalBnahmen zur Entwicklung des landlichen Raums und der
Cross Compliance, ABI. Nr. L 227 vom 31.7.2014 S. 69;

Delegierte Verordnung (EU) Nr.907/2014 zur Ergénzung der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 im Hinblick auf die Zahlstellen und anderen Einrichtungen, die finanzielle
Verwaltung, den Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung des Euro,
ABI. Nr. L 255 vom 28.8.2014, S 18;

Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 mit Durchfuhrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 hinsichtlich der Zahlstellen und anderen
Einrichtungen, der Mittelverwaltung, des Rechnungsabschlusses und der
Bestimmungen fir Kontrollen, Sicherheiten und Transparenz, ABI. Nr. L 255 vom
28.8.2014, S 59;

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 mit Vorschriften Uber Direktzahlungen an Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stitzungsregelungen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 und der Verordnung
(EG) Nr. 73/2009, ABI. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S. 608;

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 639/2014 zur Ergadnzung der Verordnung (EU) Nr.
1307/2013 mit Vorschriften Uber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher
Betriebe im Rahmen von Stiutzungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur
Anderung des Anhangs X der genannten Verordnung, ABI. Nr. L 181 vom 20.06.2014,
S1;

Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Uber die 6kologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von 6kologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 2092/91, ABI. Nr. L 189 vom. 20.7.2007 S. 1;

Durchfiihrungsverordnung (EG) Nr. 889/2008 mit Durchfiihrungsvorschriften zur
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 Uber die 6kologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von 0©kologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der
Okologischen/biologischen Produktion, Kennzeichnung und Kontrolle, ABI. Nr. L 250
vom 18.9.2008 S. 1;

Richtlinie 2009/147/EG Uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABI. Nr. L 20
vom 26.1.2010 S. 7 (VS-RL);

Richtlinie 92/43/[EWG zur Erhaltung der naturlichen Lebensrdume sowie der
wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABI. Nr. L 206 vom 22.7.1992 S. 7 (FFH-RL);

Verordnung Uber das Aktionsprogramm 2012 zum Schutz vor Verunreinigung der
Gewasser durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen, kundgemacht am 4. Mai 2012
im Amtsblatt zur Wiener Zeitung, Nr. 87;

Richtlinie 2000/60/EG zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fir MaRnahmen der
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik, ABI. Nr. L 327 vom 22.12.2000 S. 1;

Allgemeiner Teil
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18. Landwirtschaftsgesetz 1992, BGBI. Nr. 375/1992;

19. Verordnung Uber Allgemeine Rahmenrichtlinien fir die Gewahrung von Férderungen
aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBI. Il Nr. 208/2014;

20. Verordnung mit horizontalen Regeln fir den Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik
(Horizontale GAP-Verordnung), BGBI. Il Nr. 100/2015;

21. Verordnung Uber

Direktzahlungen

im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik

(Direktzahlungs-Verordnung 2015), BGBI. Il Nr. 368/2014

Ziele

Ausgehend von den identifizierten Trends in der Osterreichischen Landbewirtschaftung —

Nutzungsaufgabe und Nutzungsintensivierung -

werden die Mallnahmen in ihrer

Gesamtheit zu folgenden Zielsetzungen bzw. Bedarfen beitragen:

Prioritat

Schwerpunktbereich

Prioritat 1: Forderung von
Wissenstransfer und Innovation in
der Land- und Forstwirtschaft und
den landlichen Gebieten

1A) Férderung der Innovation, der Zusammenarbeit
und des Aufbaus der Wissensbasis in landlichen
Gebieten

1C) Forderung des lebenslangen Lernens und der
beruflichen Bildung in der Land- und Forstwirtschaft

Prioritdt 2: Verbesserung der
Lebensfahigkeit der
landwirtschaftlichen Betriebe und
der Wettbewerbsfahigkeit aller
Arten von Landwirtschaft in allen

2A) Verbesserung der Wirtschaftsleistung aller
landwirtschaftlichen Betriebe, Unterstitzung der
Betriebsumstrukturierung und  —modernisierung
insbesondere mit Blick auf die Erhéhung der
Marktbeteiligung und —orientierung sowie der

Regionen und Forderung | landwirtschaftlichen Diversifizierung

innovativer landwirtschaftlicher

Techniken und der nachhaltigen

Waldbewirtschaftung

Prioritdt 4.  Wiederherstellung, | 4A) Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung

Erhaltung und Verbesserung der
mit der Land- und Forstwirtschaft
verbundenen Okosysteme

der biologischen Vielfalt, auch in Natura-2000-
Gebieten und in Gebieten, die aus naturbedingten
oder anderen spezifischen Griinden benachteiligt
sind, der Landbewirtschaftung mit hohem Naturwert,
sowie des Zustands der europaischen Landschaften

4B) Verbesserung der Wasserwirtschaft,
einschlieBlich des Umgangs mit Dingemitteln und
Schadlingsbekdmpfungsmitteln

4C) Verhinderung der Bodenerosion und
Verbesserung der Bodenbewirtschaftung

Prioritat 5: Forderung der
Ressourceneffizienz und
Unterstitzung des Agrar-,

Nahrungsmittel- und Forstsektors
beim Ubergang zu  einer
kohlenstoffarmen und
klimaresistenten Wirtschaft

5D) Verringerung der aus der Landwirtschaft
stammenden Treibhausgas- und
Ammoniakemissionen

5E) Forderung der Kohlenstoff-Speicherung und —
Bindung in der Land- und Forstwirtschaft

Daruber hinaus wird erwartet, dass sich durch die Umsetzung der gegenstandlichen
MaRnahmen in ihrer Gesamtheit positive Beitrdge zur Forderung der nachhaltigen
Entwicklung des landlichen Raumes, zur Befriedigung der steigenden gesellschaftlichen
Nachfrage nach Umweltdienstleistungen und zur Aufrechterhaltung einer flichendeckenden
Landwirtschaft und der 6sterreichischen Kulturlandschaft ergeben.

Die Ziele der einzelnen MaRnahmen sind in Kapitel 2 fir jede einzelne MalRnahme naher

dargestellt.

Allgemeiner Teil
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1.4 Forderungswerber

1.4.1 Als Forderungswerber kommen in Betracht:

-1 Nattrliche Personen,

-2 im Firmenbuch eingetragene Personengesellschaften, sofern die Beteiligung von

Gebietskdrperschaften 25 % nicht Ubersteigt,

-3 juristische Personen, sofern die Beteiligung von Gebietskdrperschaften 25 % nicht

Ubersteigt, sowie

-4 deren Zusammenschliisse (im Folgenden Personenvereinigungenz) sofern die

Beteiligung von Gebietskdrperschaften 25 % nicht Ubersteigt.

die einen landwirtschaftlichen Betrieb im eigenen Namen und auf eigene Rechnung
bewirtschaften und die in § 2 der Direktzahlungs- Verordnung 2015 festgelegten
Mindestvorgaben fir die Flachenbewirtschaftung sowie die Bestimmungen des Art. 9 der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 iVm § 8 Abs. 1 Z1 MOG 2007 und § 4 Direktzahlungs-

Verordnung 2015 (,Aktiver Betriebsinhaber®) erfillen.

Gebietskérperschaften (Bund, Lander, Gemeinden) und deren Einrichtungen sowie
Einrichtungen, in welchen Gebietskdrperschaften bestimmender Einfluss zukommt, kommen
als Forderungswerber nicht in Betracht. Ein bestimmender Einfluss ist jedenfalls dann als
gegeben anzunehmen, wenn eine Gebietskdrperschaft allein oder gemeinsam mit anderen
am Stamm-, Grund- oder Eigenkapital mit mehr als 25 % beteiligt ist oder ihr allein oder
gemeinsam mit anderen durch andere finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder
organisatorische Malinahmen ein einer derartigen Beteiligung entsprechender Einfluss
zukommt. Als Fdrderungswerber ausgeschlossen sind auch die Einrichtungen jeder
weiteren Stufe von Betrieben, bei denen die Voraussetzungen gemafR diesem Absatz

vorliegen.

1.4.2 Lage der Flachen und Haltungsort der Tiere

1.4.21 Die geforderten Flachen oder fir die Férderung in sonstiger Weise malfgeblichen Flachen

missen in Osterreich liegen.

14.2.2 Die geforderten Tiere oder fir die Foérderung in sonstiger Weise malgeblichen Tiere

missen in Osterreich gehalten werden.

14.23 Fir folgende MaRnahmen ist eine Betriebsstétte in Osterreich erforderlich:
-1 Erhaltung gefahrdeter Nutztierrassen (5)
-2 Bodennahe Ausbringung flissiger Wirtschaftsdiingern und Biogasgille (9)
-3 Silageverzicht (12)
-4 Vorbeugender Grundwasserschutz (16)
-5 Tierschutz - Weide (21)
-6 Tierschutz — Stallhaltung (23)

1.5 Definitionen

Im Rahmen dieser Sonderrichtlinie sind folgende Definitionen mafigebend:

1.51 Betrieb

Als Betrieb gilt die Gesamtheit aller von einer Fdérderungswerberin oder

Férderungswerber verwalteten Produktionseinheiten in Osterreich.

? Bei Personenvereinigungen ohne eigene Rechtspersdnlichkeit gelten die dahinter stehenden Personen
als Vertragspartner; die Veroffentlichung der Beginstigten gemaf Art. 111 der Verordnung (EU) Nr.

1306/2013 erfolgt jedoch auf Ebene der Vereinigung

Allgemeiner Teil
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152 MaRnahmen

Als MaRnahme im Sinne der gegenstandlichen Sonderrichtlinie werden MaRnahmen gemaf
Artikel 28, 29, 30 und 33 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 und die jeweiligen im
Programm LE 14-20 zu diesen MaRnahmen beschriebenen Vorhabensarten bezeichnet.

153 Flachen

1.56.31 Allgemein

Fir eine Forderung kommen — bei Erfillung der weiteren im allgemeinen Teil der
Sonderrichtlinie normierten Voraussetzungen und soweit im MaBnahmenteil
Abweichendes bestimmt wird — jene in Osterreich gelegenen landwirtschaftlichen Flachen in

Betracht, die als

-1 Ackerflachen

-2 Dauergrinland und Dauerweideland,
-3 Dauer-/Spezialkulturen oder als

-4 Almfutterflachen

gemal Art. 4 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und gemafR § 20 Abs. 1 der Horizontalen
GAP-Verordnung, genutzt werden und auf denen die relevanten Mindesttatigkeiten geman
Art. 4 Abs. 1 lit. ¢ der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und gemafy Direktzahlungs-
Verordnung 2015 sowie dariber hinausgehende in dieser Sonderrichtlinie festgelegte

Mindesttatigkeiten eingehalten werden.

Darlber hinaus kénnen Flachen einbezogen werden, die nicht landwirtschaftliche Flachen

im Sinne der obig genannten Bestimmungen sind, wenn diese als

-5 Flachen im geschitzten Anbau auf Topf- oder Substratkultur (Gewachshaus oder
anderen festen oder beweglichen Abdeckungen), nur in der MaRnahme ,Einsatz von

Nutzlingen im geschiitzten Anbau“ (13)

-6 20-jdhrige Stilllegungen aus Vorgangerprogrammen (wenn die Kriterien gemafll den

Punkten 1 bis 3 nicht erfullt werden) oder als
-7 Naturschutzfachlich wertvolle Pflegeflachen

bewirtschaftet werden.

Flachen, die als GLOZ und CC Landschaftselemente gemald § 15 der Horizontalen GAP-
Verordnung ausgewiesen sind, werden nicht als OPUL relevante Flachen bzw. auch nicht
fur die Préamienberechnung zur Abgeltung der Verpflichtungen in Bezug auf die Erhaltung

von Landschaftselementen angerechnet.

1.5.3.2 Ackerflachen (Nutzungsart Acker ,A%)

»Ackerflachen® sind fir den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen genutzte Flachen oder
fur den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen verfligbare, aber brachliegende Flachen,
unabhangig davon, ob sich diese Flachen unter Gewachshausern oder anderen festen oder

beweglichen Abdeckungen befinden oder nicht;

Definitionen:

-1 Als Kultur gilt die botanische Art einer Pflanze. Mischkulturen werden jener Kultur

zugerechnet, die dem Hauptteil der Mischung entspricht.
-2 Als Getreide im Sinne dieser Sonderrichtlinie gelten:

Dinkel, Durum, Gerste, Griinschnittroggen, Hafer, Roggen, Triticale und Weizen

-3 Nicht als Getreide im Sinne dieser Sonderrichtlinie gelten

Amaranth, Buchweizen, Einkorn, Emmer, Hirse, Kanariensaat, Quinoa, Sorghum und

Sudangras

-4 Als Ackerfutterkulturen im Sinne dieser Sonderrichtlinie gelten:
Energiegraser, Futtergraser, Wechselwiese, Kleegras, Klee, Luzerne,
Feldfutter

-5 Als ,erosionsgefahrdete Kulturen® im Sinne dieser Sonderrichtlinie gelten Kulturen, die
aufgrund ihrer Kulturartenfiuhrung bzw. aufgrund groRRer Reihenabsténde von

Allgemeiner Teil
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Bodenabtrag durch Wassererosion gefahrdet sind. (z. B. Mais, Zuckerriben, Kartoffel,
Soja, Sonnenblumen, Ackerbohnen, Hirse, Gemise und &hnliche Feldfriichte sowie
Erdbeeren). Nicht als erosionsgefahrdet gelten jedenfalls Getreide, Graser und
Futterleguminosen.

-6 Als Feldgemulse im Sinne dieser Sonderrichtlinie gelten Gemusekulturen gem. Anhang |
sowie Zuckermais, Olkiirbis, Speisekiirbis, Linsen und Kichererbsen

1.5.3.3 Dauer-/Spezialkulturflachen (Nutzungsart Spezialkultur ,S* Wein ,WI* bzw. ,WT*)

,Dauer-/Spezialkulturflachen sind nicht in die Fruchtfolge einbezogene Kulturen auller
Dauergriinland und Dauerweideland, die auf den Flachen verbleiben und wiederkehrende
Ertrage liefern, einschlieBlich Reb- und Baumschulen, Niederwald mit Kurzumtrieb und
Dauer-/Spezialkulturflachen zur Bodengesundung (auch wenn gerodet);

Definitionen:

-1 ,Reb- und Baumschulen® sind Flachen mit jungen verholzenden Pflanzen
(Geholzpflanzen) im Freiland, die zum Auspflanzen bestimmt sind, und zwar
Rebschulen, Obst- und Beerengeholze, Ziergehdlze, gewerbliche Forstbaumschulen
ohne die forstlichen Pflanzgarten innerhalb des Waldes fir den Eigenbedarf des
Betriebs, Baumschulen fir Baume und Straucher fir die Bepflanzung von Garten,
Parks, StraBen und Boéschungen (z. B. Heckenpflanzen, Rosen und sonstige
Zierstraucher, Zierkoniferen), jeweils einschlieRlich Unterlagen und Jungpflanzen;

-2 ,Weinflachen* (Nutzungsart Wl und WT) sind Flachen, die mit Rebkulturen bestanden
sind und zur Erzeugung von qualitativ hochwertigem Erntegut dienen (z. B.
Junganlagen, Ertragsanlagen, Schnittweingarten ohne Traubenproduktion) und
voriibergehend nicht bewirtschaftete Weinflachen (sonstige Weinflachen) und Flachen,
die der Bodengesundung dienen.

-3 ,Weinterrassen® (Nutzungsart WT) sind terrassierte Flachen, die auf der Berg- und
Talseite von Steinmauern, Boschungen oder Erdmauern begrenzt sind und eine
durchschnittliche Hangneigung von mindestens 25 % aufweisen;

-4 Obstflachen sind Flachen mit den Kulturen

a. Apfel, Birne, Quitte, Kirsche, Weichsel, Marille, Pfirsich, Nektarine, Pflaume,
Zwetschke, Walnuss, Edelkastanie, Schlehe, Mispel;

b. Johannis-, Stachel-, Him- und Brombeeren sowie deren Kreuzungen, Heidel-
und Preiselbeere, Sanddorn, Kiwi, Eberesche; Aronia und deren verwandte
Zichtungen; Holunder, Haselnuss sowie andere Schalenfrichte, |«
Kornelkirsche;

wenn sie nach einem regelmafRigen System angelegt sind (max. Reihenabstand 10m,
ausgenommen Kulturen bei denen ein gréRerer Abstand Standard ist wie z.B.
Walnussanlagen) und so gepflegt werden, dass sie der Erzeugung von qualitativ
hochwertigem Erntegut dienen.

-5 Hopfen;

-6 Energieholzflachen (,Niederwald mit Kurzumtrieb®) sind schnellwilichsige Forstgeholze
im Kurzumtrieb;

-7 Die unter -1 bis -6 angegebenen Flachen kdnnen neben der eigentlichen Kultur ein
Vorgewende von maximal 10 Meter beinhalten.

1534 Dauergriinland/ Dauerweideland (Nutzungsart Griinland ,G* bzw. Gemeinschaftsweide ,D)

,Dauergrinland / Dauerweideland“ sind Flachen, die durch Einsaat oder auf natirliche
Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen Grinfutterpflanzen genutzt
werden und seit mindestens finf Jahren nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs sind. Gemeinschaftsweiden sind Dauergriinlandflachen, die
von Tieren mehrerer Betriebe gemeinschaftlich bestolRen werden.

Definitionen:

-1 ,Einmahdige Wiesen“ sind Flachen, auf denen einmal im Wirtschaftsjahr eine
vollflachige Mahd sowie ein Verbringen des Mahgutes von der Flache zu erfolgen hat.

-2 ,Mahwiese/-weide mit zwei Nutzungen® sind Flachen, auf denen zweimal im
Wirtschaftsjahr eine vollflachige Mahd sowie ein Verbringen des Mahgutes von der
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Flache zu erfolgen hat oder auf denen einmal im Wirtschaftsjahr eine vollflachige Mahd
sowie ein Verbringen des Mahgutes von der Flache und einmal eine vollflachige
Beweidung im Wirtschaftsjahr zu erfolgen hat. Ein punktueller Pflegeschnitt zahlt dabei

nicht als Nutzung.

-3 ,Mahwiese/-weide mit drei und mehr Nutzungen® sind Flachen, auf denen mindestens
dreimal im Wirtschaftsjahr eine vollflachige Mahd sowie ein Verbringen des Mahgutes
von der Flache zu erfolgen hat oder auf denen mindestens zweimal im Wirtschaftsjahr
eine vollflichige Mahd sowie ein Verbringen des Mahgutes von der Flache und
mindestens einmal eine vollflachige Beweidung im Wirtschaftsjahr zu erfolgen hat oder
auf denen mindestens einmal im Wirtschaftsjahr eine vollflachige Mahd sowie ein
Verbringen des Mahgutes von der Flache und mindestens zweimal eine vollflachige
Beweidung (oder intensive Standweide, die zumindest einer zweimaligen Beweidung

entspricht) im Wirtschaftsjahr zu erfolgen hat.

-4 Als ,Dauerweide” werden Flachen bezeichnet, auf denen in der Vegetationsperiode
voliflachige Beweidungen sowie eine Pflege der Weideflache durch Mahd oder
Hackseln des nicht abgeweideten Bewuchses zu erfolgen hat. Ein Verbringen des
Mahgutes von der Flache ist nicht erforderlich. Bei der Dauerweide kann es sich sowohl
um eine intensive Portionsweide (mehrere Weidegange) als auch um eine Standweide
(die Tiere sind stéandig auf der gesamten Flache) handeln. Wenn bei entsprechender
Weideintensitat bzw. Abweidung des Aufwuchses keine Weidereste verbleiben, kann
der Pflegeschnitt auch entfallen oder sich auf das Schwenden aufkommender Gehdlze

beschranken.

-5 Die ,Hutweide® ist ein minderertragsfahiges, beweidetes Dauergriinland (in der Regel
ohne Pflegeschnitt), auf dem eine maschinelle Futtergewinnung bzw. Pflege auf Grund
der Bodenbeschaffenheit nicht mdglich ist oder nicht durchgefihrt wird. Auf diesen
Flachen hat mindestens einmal im Wirtschaftsjahr eine vollflachige Beweidung zu

erfolgen.

-6 ,Bergmahder sind extensive Mahflachen Uber der ortlichen Dauersiedlungsgrenze,
wobei diese Flachen Uber der Seehthe der Heimbetriebsstatte liegen missen und in
der Regel nicht unmittelbar an Heimbetriebsflachen des gleichen Betriebes angrenzen.
Der Uberwiegende Teil der Schlagflache muss Uber 1.200 m Seehohe liegen. Auf
diesen Flachen haben mindestens alle zwei Jahre eine einmalige vollflachige Mahd

sowie ein Verbringen des Mahgutes von der Flache zu erfolgen.

-7 ,Streuobstflachen” sind Flachen, auf denen Hoch- oder Mittelstammbaume von
Obstarten stehen, die extensiv bewirtschaftet werden. Die Baume kdnnen in Gruppen
oder Reihen stehen, gleichmafig oder ungleichmafig auf der Flache verteilt sein.

-8 Bei ,Streuwiesen” handelt es sich um extensives, minderertragsfahiges Grinland,
dessen Aufwuchs in der Regel nur zur Einstreu genutzt werden kann. Auf diesen
missen mindestens einmal im Wirtschaftsjahr eine Mahd sowie ein Verbringen des

Mahgutes von der Flache erfolgen.

Weidenutzungen ab 15.09. des jeweiligen Jahres zahlen nicht als Nutzung im Sinne der
Angabe fir die jahrliche Nutzungszahl bei Mahweiden (gemahte und beweidete

Dauergrunlandflachen).

1.5.3.5 Almfutterflachen (Nutzungsart ,L%)

JAlmfutterflachen® sind beweidete, mit Futterpflanzen bestandene Flachen einer im
Almkataster eingetragenen Alm, die nicht vom Heimgut aus bewirtschaftet werden. In der
Natur muss ein sichtbarer Bewirtschaftungsunterschied zwischen Dauergrinlandflachen
und Almfutterflaichen erkennbar oder eine deutliche Grenze vorhanden sein (Zaun,

Steinmauer, natlrliche Grenze).

1.5.3.6 Flachen im geschiitzten Anbau auf Topf- oder Substratkultur (Nutzungsart ,GA*)

.Flachen im geschitzten Anbau“ sind Flachen in befestigten Gewachshausern mit Glas-,
Folien- oder Kunststoffeindeckung sowie unbefestigte Folientunnel, in denen die Pflanzen in
Substrat oder Topfkulturen kultiviert werden. Flachen im geschitzten Anbau in natirlichem

Boden sind Acker im Sinne dieser Sonderrichtlinie.
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1.5.3.7 20-jahrige Stilllegungen aus Vorgangerprogrammen

»20-jahrige Stilllegungen aus Vorgangerprogrammen® sind Stilllegungen, die im Rahmen
von langjahrigen Bewirtschaftungsvertragen zum Zwecke einer naturschutzfachlichen
Entwicklung der Flachen extensiv genutzt oder stillgelegt sind und z. T. auf Grund der
bestehenden Auflagen nicht mehr Acker, Dauergriinland oder Dauer-/Spezialkulturflachen
sind.

1.5.3.8 Sonstige Flachen

»sonstige Flachen® sind Flachen, auf denen zwischenzeitlich (maximal drei Jahre) keine
landwirtschaftliche Nutzung mdglich ist, da diese voribergehend anderweitig (z. B. als
Holzlagerplatz, Mistlager, Abstellflache etc.) genutzt werden.

1.5.3.9 Naturschutzfachlich wertvolle Pflegeflachen (Nutzungsart ,PF*) (1

-1 Bei naturschutzfachlich wertvollen Pflegeflachen (PF-Flachen) handelt es sich um
landwirtschaftliche Flachen, die auf Grund natirlicher Gegebenheiten, wie zum Beispiel
Nasse oder Magerkeit, oder auf Grund langer ausgebliebener Nutzung nur zu einem
geringen Anteil mit Futterpflanzen bestanden sind. Eine landwirtschaftliche Nutzung der
vorhandenen Futterpflanzen ist aber erwlnscht und widerspricht unter bestimmten
Auflagen nicht den naturschutzfachlichen Zielsetzungen.

-2 PF-Flachen mussen entweder in Anhang N aufgezahlte Lebensraumtypen sein oder
Habitate fur Tierarten gemaR Anhang | und fir Zugvégel gem. Art. 4 Abs. 2 der
Richtlinie 2009/147/EG, sowie fiir Arten des Anhang Il und IV der Richtlinie 92/43/EWG,
die der Flachentypbeschreibung entsprechen. Um férderfahig sein zu kénnen, missen
PF-Flachen von den Naturschutzabteilungen der Lander vorausgewahlt und dann nach
Meldung an die Zahlstelle AMA in das Referenzsystem als eigene Flachenkategorie
aufgenommen werden.

-3 Wenn Landwirtschaftliche Nutzflachen und PF-Flachen direkt aneinander grenzen,
missen die Flachenabgrenzungen optisch fir die Bewirtschaftung und die Kontrolle klar
ersichtlich sein, z.B. durch Zaune, Pflocke oder naturliche Elemente wie Baume.

-4 PF-Flachen kénnen entweder der Kategorie ,Feuchtlebensrdume” oder der Kategorie
»1rockene oder karge Lebensraume auf mageren Standorten® zugeordnet werden.

-5 Nahere Bestimmungen sind dem Anhang N zu entnehmen.

1.6 Allgemeine Forderungsvoraussetzungen

1.6.1 Forderfahigkeit von Flachen

1.6.1.1 Foérderfahig sind nur Flachen gemal Punkt 1.5.3 fir die die in Punkt 1.6.5.1, 1.6.5.2 und
1.6.5.3 festgelegten Mindestbewirtschaftungskriterien eingehalten werden

Ausnahmen:

a. ,Biodiversitatsflachen® im Rahmen der Malknahme ,Umweltgerechte und
biodiversitatsférdernde Bewirtschaftung” (1) und ,Biologische Wirtschaftsweise" (1)
(20)

b. stillgelegte Flachen im Rahmen der Maflnahme ,Naturschutz® (19) oder
weitergefuhrte 20-jahrige Stilllegungen

c. Flachen zur Steigerung der Bodenfruchtbarkeit im Rahmen der MalRnahmen
,Biologische Wirtschaftsweise* (20) und ,Einschrédnkung ertragssteigernder
Betriebsmittel (2)

d. stillgelegte Flachen im Rahmen der MalRnahmen ,Bewirtschaftung

auswaschungsgefahrdeter Ackerflachen* (17) und »Vorbeugender
Oberflachengewasserschutz auf Ackerflachen® (18)
e. naturschutzfachlich wertvolle Pflegeflachen ()

Allgemeiner Teil



13 von 77

Sonderrichtlinie des BMLFUW fiir das Osterreichische Programm zur Férderung einer umweltgerechten, extensiven und den

natiirlichen Lebensraum schiitzenden Landwirtschaft (O P U L 2015 ); GZ BMLFUW-LE.1.1.8/0002-11/3/2017

1.6.1.2 Far folgende Flachen wird jedenfalls keine Pramie gewahrt:
-1 Energieholz- sowie Reb- und Baumschulflachen

-2 Flachen, die voribergehend nicht aktiv fir die landwirtschaftliche Produktion

bewirtschaftet werden (z. B. sonstige Flachen)

-3 Flachen, die im Mehrfachantrag Flachen nicht fir die jeweilige Ma3nahme angegeben

wurden oder falsch identifiziert sind.

-4 Flachen in Nationalparks, ausgenommen in der Malinahme ,Alpung und Behirtung“ (15)
und in der MaRBnahme Natura 2000 — Landwirtschaft (22) oder wenn keine relevanten

Bewirtschaftungsauflagen auf den Nationalparkflachen festgelegt sind.

1.6.2 GroRvieheinheiten (GVE)

1.6.2.1 Bei der Ermittlung der Viehbestandsdichte (GVE/ha bzw. RGVE/ha) sind die
Umrechnungsfaktoren gemaf Anhang C zugrunde zu legen. Der Tierbestand wird

-1 fur Rinder aus dem Durchschnittstierbestand bezogen auf die Stichtage zum

Monatsersten und zum 15. Juli aus der Rinderdatenbank,

-2 bei allen anderen Tierkategorien aus den Angaben der Stichtagstierliste des

Mehrfachantrages-Flachen (mit Stichtag 01.04.) des jeweiligen Jahres
errechnet.

1.6.2.2 Bei im Jahresverlauf schwankenden Tierbestanden hat der Férderungswerber zusatzlich zur
Stichtagstierliste (mit Stichtag 01.04.) eine Durchschnittstierliste iber den durchschnittlichen
Viehbestand des Foérderungsjahres abzugeben. In diesem Fall ist bei der Ermittlung der

Viehbestandsdichte die Durchschnittstierliste zugrunde zu legen.

1.6.3 MindestgroRe des Betriebes

Der Betrieb muss im ersten Jahr der Teilnahme am OPUL mindestens folgende Flachen
bewirtschaften, damit ein Vertrag zu Stande kommt und eine Foérderung gewahrt wird

(maRgeblich ist die im Mehrfachantrag-Flachen beantragte Flache):
-1 0,50 ha Flachen im geschutzten Anbau (Nutzungsart A und GA) oder
-2 1,00 ha Dauer-/Spezialkulturflachen oder

-3 2,00 ha Flachen nach Punkt 1.5.3 (ohne Almfutterflachen
naturschutzfachlich wertvolle Pflegeflachen) oder

-4 3,00 ha ausschlielich Almfutterflache.

Die Regelung zur BetriebsmindestgrofRe gilt nicht fur die Weiterflhrung von K20-Flachen
gemal 1.8., die Mallnahme ,Begrinung von Ackerflachen - Zwischenfruchtanbau (6)* und

die MaBRnahme ,Mulch- und Direktsaat (8).

1.6.4 Verpflichtungs- und Vertragszeitraum

1.6.4.1 Der Verpflichtungs- und Vertragszeitraum fir die MalRnahmen 1 bis 20 (Artikel 28 und 29
der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013) betragt mindestens 5 Jahre. Der Verpflichtungs- und

Vertragszeitraum erstreckt sich grundsatzlich Uber das Kalenderjahr.

Abweichungen hinsichtlich Kalenderjahr und Verpflichtungsdauer sind fur folgende

Malnahmen festgelegt:

-1 ,Begriinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau® (6): Begriinungszeitraum
-2 Winterbegriinung Hopfen und Winterbegrinung Wein (Variante A) in der MalRhahme

»Erosionsschutz Obst/Wein/Hopfen® (10): Begriinungszeitraum

Der Begrunungszeitraum ist der Zeitraum zwischen der spatesten Anlage und dem
frihesten Umbruch der Kultur, wobei die spezifischen Vorgaben gemall MaRRnahmenteil

einzuhalten sind.

Die Férderungswerberin oder der Férderungswerber sind verpflichtet, die einbezogenen
inhaltlichen
Bewirtschaftungsauflagen (im Folgenden: Férderungsverpflichtungen) zu bewirtschaften

Flachen far mindestens folgende Zeitraume gemaf den

Allgemeiner Teil
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bzw. die férderrelevanten Tiere in diesem Zeitraum zu halten sowie alle sonstigen

Forderungsvoraussetzungen fur diese Zeitrdume zu erfillen:

Beginn des
Verpflichtungs- Verpflichtungs- und Vertragsdauer
zeitraumes
01.01.2015 6 Jahre (bis einschlieRlich 31.12.2020)
01.01.2016 5 Jahre (bis einschlieRlich 31.12.2020)
01.01.2017 5 Jahre (bis einschlieRlich 31.12.2021)

Der Verpflichtungszeitraum von bereits bestehenden Verpflichtungen kann durch eine

neuerliche Beantragung mit Herbstantrag 2016 nicht bis 2021 verlangert werden.

1.6.4.2 Der Verpflichtungs- und Vertragszeitraum fiir die MaBnahmen ,Tierschutz-Weide“ (21),
»rierschutz-Stallhaltung®  (23), ,Natura 2000 - Landwirtschaft® (22)
Wasserrahmenrichtlinie — Landwirtschaft* (24) betragt grundsatzlich ein Kalenderjahr.

1.6.5 Mindestbewirtschaftungskriterien

Folgende Mindestanforderungen an die Bewirtschaftung sind auf allen férderfahigen und in
die MaRnahmen eingebrachten Flachen zu erfiillen, sofern in der Mallnahmenbeschreibung

keine abweichenden Bestimmungen festgelegt sind:

1.6.5.1 Auf Ackerflachen (ausgenommen Ackerfutterflachen) und Flachen im geschiitzten Anbau:

-1 ordnungsgemafer Anbau und
-2 jéhrliche ordnungsgemafie Pflege von Flache und Aufwuchs und
-3 Ernten und Verbringen des Erntegutes.

1.6.5.2 Auf Dauer-/Spezialkulturflachen (Obst/Wein/Hopfen):
-1 ordnungsgemafes Auspflanzen und
-2 jahrliche ordnungsgemafe Pflege von Flache und Aufwuchs und
-3 Ernten und Verbringen des Erntegutes.

1.6.5.3 Auf Griinland- und Ackerfutterflachen:

-1 jahrlich mindestens einmal vollflachige Mahd und Verbringen des Mahgutes oder

-2 jahrliche vollflachige Beweidung

-3 auf Bergmahdern: mindestens alle 2 Jahre einmal vollflachige Mahd und Verbringen

des Mahgutes.

1.6.54 Auf aus der Produktion genommenen Flachen in den vorgenannten Nutzungsbereichen:

-1 -gepflegte (mindestens 1-mal pro Jahr zumindest gehackselte) Griindecke.

1.6.6 Griinlandwerdung bei Ackerflachen

In Ergédnzung zu Punkt 1.5.3.4 bzw. Artikel 4 Absatz 1 lit. h der Verordnung (EU) Nr.
1307/2013 gilt, dass Ackerflachen, die mehr als 5 Jahre stiligelegt oder nicht Teil der

Fruchtfolge sind und als

-1 ,Biodiversitatsflachen® im Rahmen der Mallnahmen ,Umweltgerechte
biodiversitatsfordernde Bewirtschaftung“ (1) sowie ,Biologische Wirtschaftsweise” (20)

oder

-2 Flachen im Rahmen der MaRnahme ,Naturschutz* (19) oder weitergefiihrte 20-jahrige

Stilllegungen oder

-3 Flachen zur Steigerung der Bodenfruchtbarkeit im Rahmen der Maflinahmen
.Biologische  Wirtschaftsweise“ (20) und ,Einschrdnkung ertragssteigernder

Betriebsmittel* (2) oder

Allgemeiner Teil
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1.6.7

1.6.8

1.6.8.1

1.6.8.2

4

Flachen im Rahmen der Mallnahme ,Bewirtschaftung auswaschungsgefahrdeter
Ackerflachen® (17) und der MaBnahme ,Vorbeugender Oberflachengewasserschutz auf
Ackerflachen® (18)

genutzt werden, Ackerland bleiben.

Einhaltung von Bedingungen im Zusammenhang mit der Umsetzung
der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) bzw. 2009/147/EG
(Vogelschutz-Richtlinie)

Flachen der Lebensraumtypen 6170, 7230, 6260, 1530, 2340, 6210, 6230, 6410, 6520,
5130, 6240, 6250, 6130, 6440, 6510 (z. B. “Alpine und subalpine Kalkrasen”, “Pannonische
Salzsteppen und Salzwiesen”, “Subpannonische Steppen-Trockenrasen” oder “Kalkreiche
Niedermoore”) muissen jahrlich mindestens einmal genutzt, dirfen jedoch max. zweimal
gemaht werden. Eine Beweidung ist nur in jenem Ausmal zuldssig, das den Anspriichen

der

angefiihrten Lebensraumtypen entspricht. Diese Verpflichtung gilt nur fir

Grinlandflachen, die durch die zustandigen Landesdienststellen gemeldet und im GIS der
Zahlstelle AMA als solche eingezeichnet sind.

Einschlagige Mindestanforderungen fur den Einsatz von Diinge- und
Pflanzenschutzmitteln

Mindestanforderungen fiir die Ausbringung von Diingemitteln (MaBnahmen 1, 2, 6, 7, 8, 9,
10, 16, 17, 18 und 20)

-1

Stickstoffdlingung: Einhaltung der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft geman
der Richtlinie 91/676/EWG® und der Umsetzung im Aktionsprogramm Nitrat*, mit denen
die Verringerung der Nitratverunreinigung erreicht werden soll.

Phosphordiingung: Die Empfehlungen fir die sachgerechte Dingung des Fachbeirates
fur Bodenschutz und Bodenfruchtbarkeit sind zu berlcksichtigen. Bei Einhaltung der
Vorgaben des Aktionsprogramms Nitrat fir die  Stickstoffdingung aus
Wirtschaftsdliingern wird davon ausgegangen, dass mit der Einhaltung der Vorgaben
bzgl. N auch die Empfehlungen bzgl. der P-Diingung des Fachbeirates abgedeckt
werden. Zusatzliche Phosphordiinger aus Handelsdiinger tiber 100 kg/ha P,Os sind zu
dokumentieren und zu begriinden und nur mit Bedarfsbeleg durch Bodenuntersuchung
(maximal 5 Jahre alt) zulassig.

Mindestanforderungen fur die Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln (Malnahmen 1, 2, 3,
6,7,8,10, 11,13, 14,15, 16, 17, 18 und 20):

-1

-2

Einhaltung der allgemeinen Grundsatze der integrierten Schadlingsbekampfung gemaf
der Richtlinie 2009/128/EG und der Umsetzung in den Aktionsplanen der Bundeslander

die ausschlieBliche Verwendung von amtlich zugelassenen Pflanzenschutzmitteln
gemal den Zulassungsbestimmungen (Auflagen und Bedingungen),

die sachgerechte Lagerung der Pflanzenschutzmittel entsprechend den gesetzlichen
Bestimmungen (z.B. Lagerung in verschlossenen, unbeschadigten Handelspackungen,
kein Zutritt fur Unbefugte),

die personliche Eignung (Sachkundigkeit) des beruflichen Anwenders durch Nachweis
einer Bescheinigung einer einschlagigen Aus- und Weiterbildung im Pflanzenschutz,

die  wiederkehrende  Kontrolle der bereits in  Gebrauch  befindlichen
Pflanzenschutzgerate (Nachweis durch Bescheinigung)

Einhaltung der vorgeschriebenen Abstandsauflagen zu Oberflachengewéassern

die Einhaltung des Verbots des Einsatzes von Herbiziden zur Abreife und/oder
Erntevorbereitung von Getreide und Raps

® Richtlinie 91/676/EWG zum Schutz der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat aus
landwirtschaftlichen Quellen, ABI. L Nr. 375 vom 31.12.1991 S. 1

4 Verordnung Uber das Aktionsprogramm 2012 zum Schutz vor Verunreinigung der Gewasser durch
Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen, kundgemacht am 4. Mai 2012 im Amtsblatt zur Wiener Zeitung,

Nr. 87
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1.7 Einhaltung von Verpflichtungen

1.7.1 Mehrjahrige Verpflichtungsinhalte in den MaBnahmen 1 bis 20

1.7.11 Mit einer Verpflichtung belegte Flachen des 1. Verpflichtungsjahres sowie alle darauf
folgenden Flachenzugange sind bis zum Ende des Verpflichtungszeitraumes gemal den
Foérderungsvoraussetzungen und Férderungsverpflichtungen zu bewirtschaften, soweit im
Folgenden nicht anderes bestimmt ist.

Bei Nichteinhaltung des Verpflichtungszeitraums sind samtliche im Verpflichtungszeitraum
fur die betroffenen Flachen wund Tiere bereits gewahrten Forderungsbetrage
zuruckzuerstatten, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist.

1.71.2 Wird ein Teil oder die Gesamtheit der Flache, auf die sich die Verpflichtung bezieht wahrend
des Zeitraums, fur den die Verpflichtung eingegangen wurde, an eine andere Person
Ubertragen, so kann die Verpflichtung, fir die verbleibende Laufzeit von dieser anderen
Person (Nachfolgebewirtschafter) vom Férderungswerber (Vorbewirtschafter) iGbernommen
und fortgefihrt werden. Der Nachfolgebewirtschafter tritt diesfalls dem mit dem
Vorbewirtschafter abgeschlossenen Forderungsvertrag bei und haften Vor- und
Nachfolgebewirtschafter solidarisch fir die Erflillung des Forderungsvertrags.

Wird die Verpflichtung nicht UGbernommen hat dies fir den tatsachlichen
Verpflichtungszeitraum keine Ruckzahlung zur Folge.

1.71.3 Wird der Betrieb wahrend des Zeitraums, fir den die Verpflichtung eingegangen wurde, an
eine andere Person Ubertragen, so kann die Verpflichtung fur die verbleibende Laufzeit von
dieser anderen Person (Nachfolgebewirtschafter) vom Forderungswerber
(Vorbewirtschafter) tbernommen und fortgefuhrt werden. Der Nachfolgebewirtschafter tritt
diesfalls dem mit dem Vorbewirtschafter abgeschlossenen Foérderungsvertrag bei und
haften Vor- und Nachfolgebewirtschafter solidarisch fir die Erflillung des
Forderungsvertrags. Wird die Verpflichtung nicht Gbernommen und der urspriingliche
Betrieb aufgegeben, hat dies fir den tatsachlichen Verpflichtungszeitraum keine
Ruckzahlung zur Folge. Im Falle eines Bewirtschafterwechsels auf dem Betrieb ist die
Verpflichtung jedenfalls weiterzufiihren.

1714 Die Verringerung von mit einer Verpflichtung belegten Flachen infolge der Aufgabe oder
Anderung der landwirtschaftlichen Nutzung ist zulassig:

-1 jahrlich bis zu 5 % (Ausgangsbasis ist dabei das jeweilige Vorjahr) ,

-2 jedoch héchstens 5 ha pro Jahr,

-3 in jedem Fall jedoch (= unabhangig von der % Obergrenze) 0,5 ha pro Jahr.

Als Bezugsbasis fur die Berechnung der 5 % gilt das Ausmal der mit der Verpflichtung
belegten Flache des Vorjahres. Bei Uberschreitung dieser Grenzen besteht fir die
gesamten mit der Verpflichtung belegten Flachen eine Rickzahlungsverpflichtung.
Jedenfalls zulassig ist eine

-1 Umwandlung von Acker- bzw. Dauer-/Spezialkulturflachen in Dauergriinland und
Dauerweideland (Nutzungsart Griinland ,G* oder ,D%).

-2 Umwandlung von Dauergrinland und Dauerweideland (Nutzungsart Grunland ,G*“ oder
,D“) in Almfutterflache und Teilnahme dieser Flache an der MaRnahme ,Alpung und
Behirtung“ (15)

1715 Bei Weinflachen, Obstflachen oder Hopfenflachen ist im Rahmen folgender Malinahmen im
Verpflichtungszeitraum ein einmaliger Wechsel der Flachen durch Rodung der
urspringlichen Flache und Neuauspflanzung an anderer Stelle in zumindest gleichem
Umfang zulassig:

-1 Erosionsschutz Obst/Wein/Hopfen (10),
-2 Pflanzenschutzmittelverzicht Wein und Hopfen (11)
Der Wechsel der Flachen hat in der nachstmaglichen Vegetationsperiode zu erfolgen.
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1.71.6 Flachenzugang wahrend des Verpflichtungszeitraumes

In den Malinahmen

-1 ,Umweltgerechte und biodiversitatsférdernde Bewirtschaftung® (1),
-2 ,Einschrankung ertragssteigernder Betriebsmittel“ (2),

-3 ,Begrinung von Ackerflachen — System Immergrin“ (7),

-4 Erosionsschutz Obst/Wein/Hopfen“ (10),

-5 ,Verzicht auf Pflanzenschutzmittel Wein / Hopfen® (11),

-6 ,Silageverzicht* auf Griinland (12),

-7 ,Bewirtschaftung von Bergmahwiesen“ (14),

-8 ,Bewirtschaftung auswaschungsgeféhrdeter Ackerflachen® (17),

-9 ,Vorbeugender Oberflachengewasserschutz auf Ackerflachen® (18),
-10 ,Naturschutz® (19)

-11 “Biologische Wirtschaftsweise“ (20),

sind Flachenzugange folgendermaf3en pramienfahig:
-1 2016 und 2017 zur Ganze

-2 in den Folgejahren im Ausmal von maximal 50 % auf Basis des Jahres 2017, wobei

eine Vergroferung um bis zu 5 ha in jedem Fall zulassig ist
-3 ab 2020 hinzugekommene Flachen sind nicht pramienfahig.

Wenn die hinzugekommenen Flachen bereits vorher mit der gleichen Verpflichtung belegt
waren, handelt es sich nicht um einen Flachenzugang im Sinne der gegenstandlichen

Bestimmung.

1.71.7 Die mit einer Verpflichtung belegten Flachen bzw. Tiere in folgenden MalRnahmen sind an
die jahrlich fur diese Mallinahme verfugbaren Flachen bzw. Tiere gebunden und kénnen

daher jahrlich unterschiedlich sein:

-1 ,Verzicht auf Fungizide und Wachstumsregulatoren bei Getreide“ (3)
-2 ,Anbau seltener landwirtschaftlicher Kulturpflanzen,, (4)

-3 ,Erhaltung geféhrdeter Nutztierrassen® (5)

-4 ,Begriinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau® (6)

-5 ,Mulch- und Direktsaat (inkl. Strip-Till)* (8)

-6 ,Bodennahe Ausbringung von flissigen Wirtschaftsdiingern und Biogasgdille, (9)

-7, Ackerfutterflachen im Rahmen der MalRnahmen Silageverzicht (12)
-8 ,Einsatz von Nutzlingen im geschultzten Anbau® (13)

-9 ,Alpung und Behirtung“ (15)

-10 ,Vorbeugender Grundwasserschutz® (16)

1.71.8 Mit einer Verpflichtung belegte Fldchen kdnnen nach dem Termin fur die Abgabe des
Herbstantrages, jedoch spatestens bis zum Ende der Frist fur die Abgabe des
Mehrfachantrages-Flachen (bei der MalRnahme ,Alpung und Behirtung" bis zum Ende der
Frist fir die Abgabe der Almauftriebsliste) im Ubernahmejahr von einem anderen, bisher
nicht an der MalRnahme teilnehmenden Bewirtschafter fir die Restlaufzeit ibernommen
werden, wenn dies nicht zu einer Ausweitung der Verpflichtung auf andere Flachen um
mehr als 50 % der Ubernommenen Flache fihrt. Hierzu sind die Abgabe des
MaRnahmeniibernahmeformulars und eine Genehmigung durch die AMA erforderlich.

1.7.2 MaBRnahmenwechsel im Verpflichtungszeitraum

1.7.21 Wahrend des Verpflichtungszeitraumes kann bis einschlie3lich 2019 mit Herbstantrag des
jeweiligen Vorjahres eine beantragte Malinahme in eine bestimmte andere, hoherwertige
MaRnahme umgewandelt werden. Es entsteht dadurch keine Riickzahlungsverpflichtung flr
die urspriingliche Malnahme. Die Verpflichtungen aus der héherwertigen Mallnahme sind
fur die restliche Laufzeit der urspriinglich eingegangenen Verpflichtungsdauer einzuhalten.
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Die MaRnahmen, in die einzelflachenbezogen gewechselt werden kann, sind im Anhang A
der Sonderrichtlinie aufgelistet.

1.7.2.2 Ein gemal Pkt. 1.7.2.1 beantragter Malnahmenwechsel kann bis zum 31.12. desselben
Jahres riickgangig gemacht werden. In diesem Fall bleibt die urspriingliche Verpflichtung
unverandert bestehen.

1.7.3 Besondere flachen- und bewirtschaftungsverandernde Umstande
1.7.3.1 Hoéhere Gewalt:

Bei Anerkennung als Falle héherer Gewalt oder als auRergewdhnliche Umstadnde gemaf
Art. 2 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 durch die AMA, die die
Forderungswerberin oder den Foérderungswerber an der Einhaltung der Verpflichtung
hindern, ist eine Pramiengewahrung nur unter den Voraussetzungen des Art. 4 Abs. 1 der
Verordnung (EU) Nr. 640/2014 zulassig.

Eine Anerkennung ist nur moglich, sofern die schriftiche Meldung innerhalb von 15
Arbeitstagen nach dem Zeitpunkt, ab dem die Foérderungswerberin oder der
Forderungswerber hierzu in der Lage war, erfolgt ist und die erforderlichen Nachweise
vorgelegt wurden.

1.7.3.2 Probleme bei Tierbestanden aufgrund natirlicher Umstande:

Gemal Art. 32 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 kann die AMA den Tod eines Tieres
durch Krankheit oder infolge eines Unfalls, fir den die Forderungswerberin oder der
Forderungswerber nicht verantwortlich gemacht werden kann, anerkennen. Die
Auswirkungen auf den Tierbestand des Antragstellers fuhren in diesem Fall zu keinen
Klrzungen.

Eine Anerkennung ist nur moglich, sofern die schriftiche Meldung innerhalb von 10
Arbeitstagen nach Feststellung der Reduktion der Anzahl der Tiere erfolgt ist und die
erforderlichen Nachweise vorgelegt wurden.

1.7.3.3 Bei flachen- oder bewirtschaftungsverandernden Umstéanden,
-1 auf die die Forderungswerberin oder der Férderungswerber keinen Einfluss hat und

-2 die nicht auf Antrag oder Initiative der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers
eintreten (z. B. veterindrbehdrdliche Anordnungen, verpflichtende phytosanitare
MaBnahmen wie Rodung wegen Feuerbrand, verordnete Malnahmen zur
Schadlingsbekdmpfung) und

-3 welche die Einhaltung der Verpflichtungen dauerhaft unmdéglich machen,

kann die AMA die Verpflichtung auf den betroffenen Flachen vorzeitig beenden und von
einer Rickforderung bereits gewahrter Mittel Abstand nehmen, wenn

-1 die verandernden Umstédnde dem Fdrderungswerber zum Zeitpunkt der Eingehung der
Verpflichtung noch nicht bekannt sein konnten und

-2 die vorgesehene Meldung im Rahmen des Mehrfachantrags — Flachen oder spatestens
mit der Sachverhaltserhebung zur Verpflichtungsiberprifung erfolgt.

1.7.34 Bei flachen- oder bewirtschaftungsverandernden Umstéanden,

-1 auf die die Férderungswerberin oder der Férderungswerber keinen Einfluss hat und die
nicht auf Antrag oder Initiative der Forderungswerberin oder des Férderungswerbers
eintreten und

-2 welche die Einhaltung der Verpflichtungen vortibergehend unmdglich machen oder die
Lage der Flachen verandern (z. B. Grundstiickszusammenlegungsverfahren, von der
Agrarbezirksbehorde begleitete freiwillige Nutzungstausche oder sonstige offentliche
Bodenordnungsverfahren, voribergehende Flachennutzung im o6ffentlichen Interesse,
Zerstorung der Flache durch Hochwasser oder Mure und Nichtnutzung Gber ein ganzes
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1.7.3.5

1.7.3.6

1.7.3.7

1.7.4

1.7.41

1.74.2

1.8

Jahr vor Wiederinstandsetzung, verordnete phytosanitdre Mallnahmen, verordnete
Mafinahmen zur Schadlingsbekadmpfung),

kann die AMA von einer Rickforderung bereits gewahrter Mittel Abstand nehmen, wenn

-1 die verandernden Umstande der Forderungswerberin oder dem Férderungswerber zum
Zeitpunkt der Eingehung der Verpflichtung noch nicht bekannt sein konnten und

-2 die vorgesehene Meldung im Rahmen des Mehrfachantrags-Flachen oder der dafir
sonst vorgesehenen Meldung erfolgt.

Im Jahr der Nichteinhaltung wird grundséatzlich keine Pramie gewahrt. Abweichend davon ist
eine weitere Forderungsgewahrung im jeweiligen Jahr dann madglich, wenn alle
Bedingungen auf den geadnderten Flachen (z.B. neu zugeteilte Flachen im Rahmen von
Bodenordnungsverfahren) eingehalten werden.

In Erganzung zu den Regelungen in Punkt 1.7.3.4 koénnen bei flachen- oder
bewirtschaftungsverandernden Umstanden, auf die die Foérderungswerberin oder der
Foérderungswerber keinen Einfluss hat und die nicht auf Antrag oder Initiative eintreten
(insbesondere wenn zu befurchten ist, dass sich Schadorganismen in Gefahr drohender
Weise vermehren) vom BMLFUW spezielle Festlegungen mit allgemeiner Wirkung getroffen
werden.

Die Zahlstelle AMA kann Fristen zur Vorlage von Unterlagen und Nachweisen setzen. Bei
Einlangen der Unterlage oder des Nachweises nach Ablauf der gesetzten Frist gilt diese als
nicht rechtzeitig vorgelegt und kann daher nicht berucksichtigt werden. In besonders
bertcksichtigungswirdigen und von der Foérderungswerberin oder dem Fdérderungswerber
nachgewiesenen Umstanden kann die Zahlstelle AMA vorgesehene Fristen - ausgenommen
Antragsfristen - zur Vorlage von Unterlagen und Nachweisen verlangern.

Bei Nichteinhaltung von Verpflichtungen im Rahmen von vom BMLFUW genehmigten
Versuchen fir wissenschaftliche Zwecke gilt:

-1 die schriftliche Genehmigung des Versuches ist am Betrieb verfiigbar zu halten und

-2 die Art der Versuche, das Ausmal} und die Lage der Flachen, auf welchen Versuche
stattfinden, sind nachvollziehbar zu dokumentieren und

-3 diese Flachen sind bereits im Rahmen des Mehrfachantrages-Flachen als
Versuchsflachen auszuweisen.

Fir diese Flachen werden im laufenden Jahr keine Pramien gewahrt.

Uberpriifungsklausel nach Art. 48 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013

Bei Anderungen des verbindlichen Rechtsrahmens (z.B. wesentliche Verscharfung der
Unionsvorgaben fiir die Biologische Landwirtschaft), die eine Anderung von Verpflichtungen
oder der Pramienhdéhe laut dieser Sonderrichtlinie erfordern, steht es der
Forderungswerberin oder dem Fdrderungswerber frei, die Zustimmung zu der dadurch
erforderlichen Vertragsanpassung nicht zu erteilen.

In diesen Fallen endet der urspringliche Vertrag, ohne dass fir die Vergangenheit
Ruckforderungen wegen Nichteinhaltung der Verpflichtungsdauer entstehen. Davon
unbeschadet bleiben Rickforderungsanspriiche, die wahrend des tatsachlichen
Vertragszeitraumes aus anderen Griinden gesetzt wurden.

Laufende Verpflichtungen aus Vorgangerprogrammen

Laufende Verpflichtungen mit 20-jahriger Laufzeit aus bisherigen OPUL-Programmen (K20)
kénnen unter Einhaltung der in den jeweiligen Programmen geltenden Verpflichtungen
(Auflagen, Laufzeit und Pramien), jedoch zu den in dieser Sonderrichtlinie geltenden
Rahmenbedingungen fortgefihrt werden (Umwandlung der Verpflichtung). In jedem Fall ist
die Weiterfihrung im Rahmen der erforderlichen Mehrfachantrédge — Flachen zu beantragen.
Flachen mit laufenden Verpflichtungen aus Vorgangerprogrammen kdénnen bis Herbstantrag
2018 in die MaRnahme ,Naturschutz“ (19) umgewandelt werden. Flachen mit laufenden
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K20-Verpflichtungen sind auf der Einzelflache mit keinen anderen Malnahmen
kombinierbar.

1.9 Art und AusmaR der Forderung

1.9.1 Art

Die Foérderung wird in Form von jahrlichen Pramien gewahrt.
1.9.2 Ausmafl

1.9.21 Die Hohe der Forderung je Fordereinheit und Malinahme wird im MaBnahmenteil geregelt.

1.9.2.2 Soweit im MalBnahmenteil die Pramie selbst oder die Pramienhdhe davon abhangig
gemacht wird, dass der Betrieb tierhaltend ist, gilt ein Betrieb mit einem Viehbesatz von
mindestens 0,50 RGVE/ha Futterflache (Summe Griinland- und Ackerfutterflachen) als
Tierhalter, soweit im MalRnahmenteil nicht anders bestimmt ist.

1.9.2.3 Obergrenzen fiir Flachenzahlungen:

Die Pramienobergrenzen gemal Anhang Il der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 werden
gemaly Art. 28 und 29 entsprechend der gegebenen Méglichkeit angepasst und wie folgt
festgelegt (Summe der Zahlungen aus den Artikeln 28 und 29):

Flache Euro/ha
bei Teilnahme an MafRnahme Naturschutz (19)* 700
Acker - =
in allen anderen Fallen 600
bei Teilnahme an MafRnahme Naturschutz (19)* 900
Griinland bei Te|I"nah.me an MalRnahme Bewirtschaftung von 800
Bergmahwiesen (14)
in allen anderen Fallen 600
Dauer-
/Spezialkulturen 1.400
Flache"n n bei Teilnahme an der MalRnahme ,Einsatz von
geschitztem Nitzli . hii Anbau® (13 2.000 (™)
Anbau Utzlingen im geschitzten Anbau® (13)

* Im Falle einer Teilnahme an 20-jahrigen Verpflichtungen im Rahmen einer
naturschutzfachlichen Projektbestatigung wird die Pramienobergrenze mit 900 Euro/ha und
im Falle einer Foérderung von naturschutzfachlich wertvollen Pflegeflachen mit 450 Euro/ha
festgelegt.

Im Falle der TierschutzmaBnahme gemaf Artikel 33 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013
gelten die in Anhang Il der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 festgelegten Obergrenzen.

Im Rahmen der MaRnahme ,Zahlungen im Rahmen von Natura 2000 und der (2)
Wasserrahmenrichtlinie® gemaf Artikel 30 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 wird die in

Anhang Il der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 festgelegte Obergrenze auf 270 Euro/ha

erhoht.

1.9.24 Abhangigkeit zur BetriebsgroRe:

Das Pramienausmal} aller Mallnahmen wird in Abhangigkeit zur gesamten Flache des
Betriebes reduziert (,moduliert®). Aimfutterflachen in der MalRnahme Alpung und Behirtung
werden in der Berechnung getrennt betrachtet. Die Auszahlung betragt

-1 bis zum 100. ha: 100 % der Pramie

-2 Uber dem 100. bis zum 300. ha: 90 % der Pramie
-3 Uber dem 300. bis zum 1.000. ha: 85 % der Pramie
-4 (Uber dem 1.000. ha: 75 % der Pramie
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Die Modulation erfolgt auf Basis der Angaben im Mehrfachantrag Flachen. Falls kein
Mehrfachantrag vorhanden ist, erfolgt die Modulation anhand der Flachen gemaf

Herbstantrag. Q)
1.9.3 Finanzierung
1.9.3.1 Die Gewahrung des Bundeszuschusses an die Forderungswerberin oder den

Forderungswerber erfolgt unter der Voraussetzung, dass das jeweilige Bundesland unter
Zugrundelegung der Bestimmungen dieser Sonderrichtlinie einen Landeszuschuss im
Ausmalfd von 2/3 der Bundesmittel gewahrt und die Landesmittel zeitgerecht bereitstellt.

1.9.3.2 Zur Finanzierung werden auch EU-Mittel entsprechend den Festlegungen des Programms
LE 14-20 herangezogen.

1.9.3.3 Abweichend vom Punkt 1.9.3.1 erfolgt in der MaBnahme ,Vorbeugender )
Grundwasserschutz — Griinland“ (16) fir Flachen in Oberdsterreich die Finanzierung des
nationalen Anteils der Zahlungen ausschlieRlich aus Landesmitteln.

1.9.34 Ab dem Antragsjahr 2017 sind Top-up Zahlungen der Bundeslander fir folgende 2)
MaRnahmen zusatzlich zu den im MalRnahmenteil vorgesehenen Pramien maglich:

-1 ,Einschrankung ertragssteigernder Betriebsmittel® (02) max. 60 Euro/ha (betreffend
Grinland und Ackerfutter nur fir Tierhalter)

-2 ,Bewirtschaftung von Bergmahwiesen® (14):

a. Steilflachen >50% Hangneigung max. 74 Euro/ha,

b. Bergmahder Kategorie Mahd mit Motormaher max. 100 Euro/ha
-3 ,Alpung und Behirtung“ (15): Zuschlag Milchkiihe max. 25 Euro/GVE

Eine weitere Differenzierung der Zahlungen ist nicht zuldssig. Es sind die entsprechenden
Bedingungen der jeweiligen MaRnahme einzuhalten und es gelten die gleichen
Bestimmungen wie bei den kofinanzierten Zahlungen (z. B. Modulation,
Leistungsuberschneidungen, Verpflichtungsabgleich, Obergrenzen fur Flachenzahlungen).
Bei inhaltlichen VerstéRen oder Flachenabweichungen in Bezug auf das Landes-Top-up
erfolgen die gleichen Beurteilungen und Kiirzungen wie bei den kofinanzierten Zahlungen.

1.94 MaBnahmenkombinationen

1.9.41 Kombination von MaRnahmen

Die Falle, in denen es zul3ssig ist, hinsichtlich einer Férdereinheit (Flache, Tiere) oder des
ganzen Betriebes an mehreren MalRnahmen dieser Sonderrichtlinie teilzunehmen und
Pramien gewahrt zu erhalten, sind im Anhang B festgelegt. Die in der Tabelle dargestellten
Kombinationen beziehen sich auf die Kumulation von Pramien auf der einzelnen Flache.
Unbeschadet davon kann auch eine betriebliche Teilnahme an mehreren, nicht auf der
Einzelflache kombinierbaren Mallnahmen erfolgen.

1.94.2 Abgrenzung zur Flachennutzung im Umweltinteresse gemal Artikel 43 Abs. 2, lit. ¢ der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 (Okologische Vorrangflachen)

Werden im Rahmen der Sonderrichtlinie angelegte Flachen gleichzeitig zur Erfillung der
Auflagen zur Flachennutzung im Umweltinteresse gemafR Artikel 43 Abs. 2, lit. ¢ der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 verwendet, so erfolgt auf diesen Flachen keine
Pramiengewahrung im Rahmen dieser Sonderrichtlinie.

Dies betrifft insbesondere folgende Flachen:

-1 Flachen mit angelegten Begrinungsmischungen im Rahmen der Malnahme
.Begrinung von Ackerflachen — Zwischenfrucht® (6)

-2 Flachen im Rahmen der Mallnahme ,Bewirtschaftung auswaschungsgefahrdeter
Ackerflachen® (17)

-3 Flachen im Rahmen der MaRnahme ,Vorbeugender Oberflachengewasserschutz auf
Ackerflachen® (18)
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-4 Flachen im Rahmen der Weiterfuhrung 20jahriger Stilllegungen

1943 Abgrenzung zu nationalen Bestimmungen

Werden Leistungen aus einem anderen Titel mit Geldern der 6ffentlichen Hand bzw. auf
Grund von Vereinbarungen mit der offentlichen Hand (z.B. Naturschutz) gefordert, ist
dieselbe Leistung nach dieser Sonderrichtlinie nicht forderbar. Ebenso ist eine Abgeltung

von gesetzlich oder behordlich vorgeschriebenen Mallnahmen nicht zulassig,
ausgenommen Zahlungen im Rahmen der Malinahmen ,Natura 2000 — Landwirtschaft* (22) @)
und ,Wasserrahmenrichtlinie — Landwirtschaft® (24).

1.10 Abwicklung

1.10.1 Verwaltungsbehorde

Das BMLFUW ist als Verwaltungsbehdrde gemafR Art. 66 der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 fir die effiziente, wirksame und ordnungsgemafe Verwaltung und Durchfiihrung
des Programms LE 14-20 verantwortlich.

1.10.2 Zahlstelle

1.10.2.1 Die Agrarmarkt Austria (AMA) ist im Namen und auf Rechnung des BMLFUW mit der
Abwicklung dieser Sonderrichtlinie betraut. Dies umfasst insbesondere:

-1 Entgegennahme der Antrage

-2 Uberpriifung der Antrage

-3 Entscheidung Uber die Antrage

-4 Kontrolle der Einhaltung der Bestimmungen dieser Sonderrichtlinie
-5 Auszahlung und Verbuchung der Férderungsbetrage

-6 Rickforderung der Forderungsbetrage.

1.10.2.2 Die Agrarmarkt Austria nimmt als Zahlistelle die Zahlstellenfunktionen Bewilligung, Kontrolle
(bestehend aus Verwaltungskontrolle und Vor-Ort-Kontrolle), Auszahlung und Verbuchung
wahr.

1.10.3 Beauftragte Stellen

1.10.3.1 Beauftragte Stellen des BMLFUW

Aufgrund dieser Sonderrichtlinie werden folgende Stellen mit Aufgaben betraut:

-1 Der Landeshauptmann in Bezug auf die Feststellung einer naturschutzfachlichen
Wertigkeit und die Vergabe von Projektauflagen im Rahmen der Malinahme
.Naturschutz (19) und  Weiterfihrung laufender  Verpflichtungen aus
Vorgangerprogrammen sowie Ausstellung einer Projektbestatigung. Weitere
Bestimmungen sind Kapitel 2.19 zu entnehmen.

-2 Der Landeshauptmann in Bezug auf die Bestatigung von vorliegenden, relevanten
Bewirtschaftungsauflagen, die im Zusammenhang mit der Umsetzung der Richtlinien
2009/147/EG und 92/43/EWG ordnungsrechtlich festgelegt wurden (z. B.
Naturschutzgesetze und darauf aufbauende Verordnungen) und Ausstellung einer
Projektbestatigung im Rahmen der Maflnahme ,Natura 2000 — Landwirtschaft® (22).

-3 Der Landeshauptmann der Bundeslander Burgenland, Ka&rnten, Niederdsterreich,
Obergsterreich, Steiermark und Wien in Bezug auf die Nennung von geeigneten
Beratungsstellen im Rahmen der Ma3nahme ,Vorbeugender Grundwasserschutz* (16).

Die beauftragten Stellen fiihren diese Aufgaben unter der Koordination der AMA aus und
haben dieser die fir die Abwicklung erforderlichen Daten in den von der AMA vorgegebenen
Formaten zu Ubermitteln.

1.10.3.2 Beauftragte Stellen der Zahlstelle
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Die AMA kann im Bedarfsfall Aufgaben an geeignete Rechtstréger auslagern. Im Falle einer
Auslagerung von Aufgaben sind klare Regelungen zu treffen. Eine Auslagerung der
Zahlstellenfunktionen Vor-Ort-Kontrolle, Auszahlung und Verbuchung ist nicht méglich.

1.10.4 Abgrenzung uibertragener Aufgaben zu Tatigkeiten im eigenen
Wirkungsbereich beauftragter Stellen

1.10.41 Die Ubernahme der Ausflillung des Antrages, jede Erganzung oder Anderung durch die
beauftragte Stelle oder einen sonstigen Dritten ist der Forderungswerberin oder dem
Férderungswerber als rechtsverbindliche WillensauRerung zuzurechnen, wenn er den
Antrag, die Erganzung oder Anderung unterfertigt oder wenn eine Ergédnzung oder
Anderung Uber ausdriicklichen Auftrag der Férderungswerberin  oder des
Forderungswerbers erfolgt und durch Vermerk bestatigt ist.

Inhaltliche oder formale Anleitungen durch die beauftragte Stelle, die Uber die Ubertragenen
Aufgaben hinausgehen, erfolgen in deren eigenem Wirkungsbereich gemall den
landesgesetzlichen Bestimmungen und sind dem Bund nicht zuzurechnen.

1.10.5 INVEKOS

Die Abwicklung der Foérderungen im Rahmen dieser Sonderrichtlinie erfolgt gemafl den
Bestimmungen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) gemal der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 und der dazu erlassenen Durchfihrungsbestimmungen auf
Unionsebene als auch auf nationaler Ebene. Die Bestimmungen der horizontalen GAP-
Verordnung sind mit Ausnahme des 5. Abschnitts anzuwenden, soweit nicht in der
Sonderrichtlinie anderes bestimmt ist.

1.10.6 Antrage

1.10.6.1 Die Antrage gemaR Punkt 1.10.6.6 und 1.10.6.8 sind gemal § 3 der horizontalen GAP-
Verordnung bei der AMA mittels Online-Antrag einzureichen. Antrdge im Rahmen des
Herbstantrags 2014 kénnen noch in Papierform eingereicht werden.

Forderungswerberin oder Fdrderungswerber, die nicht in der Lage sind, ihre Antrage
unmittelbar selbst online direkt bei der AMA einzureichen, koénnen sich der
Landwirtschaftskammern bedienen. Die Landwirtschaftskammern handeln in diesem Fall
ausschlieBlich fur den Antragsteller und nicht fur den Bund.

1.10.6.2 Diese dem Antrag zugrunde liegende Sonderrichtlinie samt deren integrierten Bestandteilen
bildet einen Teil des Vertrages, der durch die Genehmigung des Antrags durch die AMA
zwischen der Forderungswerberin oder dem Forderungswerber und dem Bund zustande
kommt.

1.10.6.3 Mit Beginn des Verpflichtungszeitraumes der im Herbstantrag beantragten Malinahmen ist
der Forderungswerber an die Einhaltung der Fdrderungsvoraussetzungen und
Foérderungsverpflichtungen gebunden und hat Kontrollen zuzulassen.

1.10.6.4 Mit der Antragstellung und Abgabe der unterzeichneten Verpflichtungserklarung, die einen
integrierten Bestandteil des Antrages bildet, kann sich die Foérderungswerberin oder der
Forderungswerber nicht mehr darauf berufen, dass

-1 die zutreffenden Forderungsvoraussetzungen und Férderungsverpflichtungen aus dem
Vertrag mit dem Bund nicht bekannt oder nicht verstandlich gewesen seien oder

-2 die von ihr oder ihm unterzeichneten Angaben ihr oder ihm nicht zurechenbar seien.
Die Punkte -1 und -2 gelten gleichermalien auch flr alle anderen Vorkehrungen oder
Unterlassungen im Zusammenhang mit der Antragstellung und Einhaltung des Vertrages.

1.10.6.5 Die Forderungswerberin oder der Foérderungswerber hat vor der Antragstellung auch
eigeninitiativ alle geeigneten MalRnahmen zu ergreifen und Informationsangebote zu niitzen,
die sicherstellen, dass sie oder er noch vor Eingehen der Verpflichtung Kenntnis der sie
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oder ihn treffenden Rechte und Pflichten, die aus dem Fordervertrag mit dem Bund

erwachsen, erlangt.

Dies umfasst insbesondere die Kenntnisnahme von dieser Sonderrichtlinie,
zusatzlicher Information durch Merkblatter, Publikationen (einschlieRlich Internet) der AMA,
des BMLFUW, der gesetzlichen Interessenvertretungen und sonstiger spezifischer
sachverstandiger Einrichtungen und der Teilnahme an Informationsveranstaltungen und

Beratungsangeboten.

Die auf Grund der Rechtsvorschriften vorgesehenen Informationspflichten des Bundes

werden hierdurch nicht berthrt.

1.10.6.6 Herbstantrag und Mehrfachantrag — Fléachen

Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber hat zur Begrindung der Verpflichtung
in dem er

im Herbst vor dem ersten Verpflichtungsjahr einen Antrag zu stellen,
insbesondere die Mallnahmen, an welchen sie oder er teilnehmen will,

(Herbstantrag). Nur fur das Jahr 2015 ist fir die MalRnahme ,Natura 2000 - Landwirtschaft"
(22) kein Herbstantrag erforderlich, die Beantragung erfolgt Giber den Mehrfachantrag 2015.

Der Herbstantrag ist durch detaillierte Ausfiihrung und Festlegung insbesondere hinsichtlich
der Lage und des Ausmalies der Flachen des Betriebes und des Tierbestandes im Rahmen
des im Frihjahr des 1. Verpflichtungsjahres zu stellenden weiteren Antrages
(Mehrfachantrag - Flachen; zeitgerecht abgegeben) zu erganzen und spezifizieren. Dieser
Mehrfachantrag - Flachen gilt gleichzeitig als Zahlungsantrag fir das 1.Jahr der

Verpflichtung.

Der Abschluss eines Fordervertrages erfordert in jedem Fall beide Antrage, ausgenommen
bei der MalRnahme ,Begriinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau® (06) und ,Mulch-
und Direktsaat (inkl. Strip-Till)(08). Im Herbstantrag sind bereits die fur die jeweilige
Begrinungsmaflnahme maflgeblichen Flachen zum Stichtag 01.10. des laufenden Jahres

auszuweisen.

Spateste Abgabefristen fir den Herbstantrag:
-1 15.10. fur ,Begrinung von Ackerflachen - Zwischenfruchtanbau® (6),
-2 15.12. flr alle Gbrigen MalRnahmen.

Nachfristen bestehen nicht.

1.10.6.7 In den folgenden Jahren des Verpflichtungszeitraumes gilt der jahrliche Mehrfachantrag —
Flachen als Zahlungsantrag fur das laufende Jahr im Rahmen der bestehenden

Verpflichtung.

Bei den MalRnahmen
- .Begrinung von Ackerflachen - Zwischenfruchtanbau“(6)
- »,Mulch- und Direktsaat (inkl. Strip-Till)*(8)

gilt der Herbstantrag als Zahlungsantrag.

Wird in einem Verpflichtungsjahr (nach dem ersten Verpflichtungsjahr) ein Zahlungsantrag
fir eine Mallnahme oder Flache im Rahmen der Malnahmen 1 — 20 nicht gestellt, bleibt die
eingegangene Verpflichtung aufrecht, es kann jedoch fiir das betroffene Jahr bezlglich der
MaRnahme(n) bzw. Flache keine Zahlung erfolgen. Die Bewirtschaftungsverpflichtungen der
Forderungswerberin  oder des Forderungswerbers sowie die Kontrollbefugnisse der

Kontrollorgane bleiben hiervon unberihrt.
Wird der verabsaumte Zahlungsantrag im Folgejahr nicht

-1 spatestens am 15.10. (ohne Nachfrist) fir die MaRnahme ,Begriinung von Ackerflachen

— Zwischenfruchtanbau® (6)

-2 spatestens am 15.07. (ohne Nachfrist) fir die Malnahme ,Alpung und Behirtung“ (15)

und
-3 spatestens bis zum 15.05. (ohne Nachfrist) fiir alle anderen Malnahmen

gemaly Pkt. 1.10.6.6 vorgelegt, endet die Verpflichtung mit der Folge, dass alle Pramien

bezlglich der Malinahme bzw. Flache zurtickzuzahlen sind.
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1.10.6.8 Die Almauftriebsliste im Rahmen der MaRnahme ,Alpung und Behirtung® (15) ist fur alle
Tierkategorien (Rinder, Schafe, Ziegen und Pferde) bis spatestens 15.07. (ohne Nachfrist)
des Forderungsjahres vom Almbewirtschafter der AMA vorzulegen und gilt als
Zahlungsantrag. Eine Almauftriebsliste muss auch vorgelegt werden, wenn nur Rinder
aufgetrieben werden, in diesem Fall ohne Angabe der Rinder. Rinder sind zusatzlich Uber
die AlIm/Weidemeldung Rinder zu melden. Hinsichtlich der Gewahrung von Pramien kénnen
nur solche Rinder anerkannt werden, die der AMA bis 15.07. des jeweiligen Antragsjahres

gemeldet werden.

Fir die Rechtzeitigkeit des Einlangens ist das Eingangsdatum ausschlaggebend. Der
Altersstichtag fur die Angabe der Tierkategorien und fur die Berechnung ist fur alle

Tierkategorien der 01.07. des jeweiligen Jahres.

Fir die Ermittlung der Mindestweidedauer von 60 Tagen werden maximal 15 Tage
Weidedauer vor Abgabe der Almauftriebsliste oder der Alm/Weidemeldung Rinder
anerkannt, wenn der angegebene Auftriebstermin mehr als 15 Tage vor der jeweiligen
Meldung liegt. Der Tag des Almabtriebes wird bei der Ermittlung der Weidedauer nicht

berucksichtigt.

Werden Tiere auf mehrere Almen aufgetrieben, so erfolgt eine aliquote Zuteilung der Tiere

und der damit pramienrelevanten Flache in Abhangigkeit von der Verweildauer.

Vorzeitig abgetriebene Tiere kdnnen anerkannt werden, wenn sie wieder aufgetrieben
werden oder durch Tiere derselben Kategorie ersetzt werden, sofern die Unterbrechung der
Alpungsdauer nicht mehr als zehn Kalendertage betragt und die Meldung binnen der in den
Regelungen zur Rinderkennzeichnung festgelegten Frist ab Wiederauftrieb erfolgt; gleiches

gilt fur die Meldung von Tierbewegungen von einer AIm auf eine andere Alm.

1.10.6.9 Ein Einstieg in die Mallnahme ,Tierschutz - Weide“ (21), ,Tierschutz - Stallhaltung® (23)
sowie ,Natura 2000 - Landwirtschaft” (22) und ,Wasserrahmenrichtlinie — Landwirtschaft®

(24) ist bis zum Herbstantrag 2019 mdglich.

1.10.6.10 Durch die erstmalige Beantragung der Maflnahmen ,Tierschutz - Weide* (21), , Tierschutz-
Stallhaltung® (23), ,Natura 2000 - Landwirtschaft” (22) sowie ,Wasserrahmenrichtlinie —
Landwirtschaft” (24) erfolgt eine Vorbeantragung der Mallnahme fiir alle nachfolgenden
Jahre bis zum Ende der Laufzeit des Programmes LE 14-20 (31.12.2020).
Weiterfilhrung der MaRnahmen in den folgenden Jahren wird durch die Abgabe des
Mehrfachantrag-Flachen beantragt. Nach Erflllung der einjdhrigen Verpflichtung ist ein
Ausstieg aus den MalRnahmen mdglich. Nach einem Ausstieg ist ein Wiedereinstieg nur mit

dem Herbstantrag méglich.

1.10.7 Entscheidung liber den Antrag

Die AMA hat die Férderungswerberin oder den Férderungswerber von der Genehmigung
oder Ablehnung eines Antrages — im Falle der Ablehnung unter Angabe der Griinde —
ehestmdglich nach Abschluss der systematischen Berechnungsvorgange
erforderlichen Nachberechnungsvorgange der AMA, die auf die Erfassung der Antrage,
Verwaltungskontrollen und allféllige Vor-Ort-Kontrollen folgen, schriftlich zu verstandigen.
Mit dem Zugang der schriftichen Verstdndigung von der Genehmigung an die

Foérderungswerberin oder den Foérderungswerber kommt der Vertrag zustande.

Bei Beantragung mehrerer MalRnahmen des Artikel 28 der VO 1305/2013 (AUKM;
MaRnahmen 1 bis 19) kommt ein einziger Vertrag zu Stande, allerdings konnen die
einzelnen Maflinahmen in weiterer Folge gemafl den Bestimmungen dieser Sonderrichtlinie

ein unterschiedliches rechtliches Schicksal haben.

1.10.8 Auszahlung

1.10.8.1 Die Auszahlung erfolgt durch Uberweisung auf das im Antrag angegebene Namenskonto
durch die AMA im Namen und auf Rechnung des BMLFUW nach MalRgabe der
Verfugbarkeit der Bundes- und Landesmittel bis zum 30. Juni des Folgejahres. Im Falle
eines Bewirtschafterwechsels (Vertragsbeitritt) ist die Pramie an den abgebenden

Bewirtschafter fir die noch von ihm gestellten Antrage auszuzahlen.
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1.10.8.2 Die Mitteilung Uber die Pramiengewahrung begrindet keinen Rechtsanspruch auf Betrage,
die ursprunglich fehlerhaft berechnet oder auf Grund nachtraglich hervorkommender
Umsténde zuriickzufordern sind.

Fur den Fall einer ungerechtfertigten Zahlung bleibt jedenfalls die Rickforderung der zu
Unrecht gezahlten (Teil-)Betrage vorbehalten.

1.10.8.3 Mindestbetrag fiir Beihilfengewahrung

Das BMLFUW oder die AMA kénnen von der Gewahrung einer Férderung absehen, wenn
der sich ergebende Auszahlungsbetrag 10 EUR nicht Uberschreitet.

1.1 Kontrolle und Prufungen

1.11.1 Allgemeine Bestimmungen

1.11.1.1 Die Kontrolle erfolgt im Wirkungsbereich der Zahlstelle in Form einer Verwaltungskontrolle
und einer Vor-Ort-Kontrolle, gestlitzt auf die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr.
640/2014 sowie der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 durch hierzu berufene Organe der
Zahlstelle, der Lander sowie der EU (Kontrollorgane).

1.11.1.2 Die Organe und Beauftragten der AMA, des BMLFUW, des Osterreichischen
Rechnungshofes, die bescheinigende Stelle fiir den Rechnungsabschluss sowie die Organe
der EU, im Hinblick auf die Kontrolle der Einhaltung der Cross Compliance-Vorschriften
auch die Organe und Beauftragten des Landes koénnen die Einhaltung aller Bedingungen
und Verpflichtungen, insbesondere die Berechtigung zur Inanspruchnahme beantragter
oder bereits ausbezahlter Férderungen, Uberprifen.

1.11.1.3 Die Kontrollorgane kénnen im Zuge der Kontrolle jederzeit die Aushandigung oder
Zusendung von Kopien — soweit erforderlich auch von Originalen — von Aufzeichnungen
oder Unterlagen der Férderungswerberin oder des Férderungswerbers (insbesondere von
Pachtvertragen, sonstigen Flachennutzungsvertragen oder Bewirtschaftungsvertragen,
Vertragen zur Feststellung der Forderungsfahigkeit juristischer Personen) oder Zugang zu
elektronischen Aufzeichnungen auf dessen Kosten verlangen.

Die Pacht- bzw. Bewirtschaftungsvertrage und sonstige férderungsrelevante Unterlagen
sind am Betrieb aufzubewahren und zur Verfligung zu halten. Diese Unterlagen sind auf
Verlangen jederzeit — auch auflerhalb der Vor-Ort-Kontrolle — den Kontrollorganen
vorzulegen oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen ist zu gewahren.

1.11.1.4 Sind der Férderungswerberin oder dem Fdérderungswerber forderungsrelevante Unterlagen
insofern nicht zuganglich, als sie rechtmafRig bei einem Dritten aufliegen oder aufliegen
missen, hat sie oder er Uber Aufforderung Vorkehrungen zu treffen, dass sie von dem
Kontrollorgan bei Bedarf eingesehen oder ihm in Kopie — soweit erforderlich auch Originale
— ausgehandigt werden koénnen oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen
gewahrt wird.

1.11.1.5 Kann der Zugang zu férderungsrelevanten Unterlagen nicht gewahrt werden, gelten die
Unterlagen als nicht vorgefunden. Die AMA kann, wenn die Eigenart der Unterlagen dem
nicht entgegensteht und dies der AMA unbedenklich erscheint, dem Férderungswerber die
Madglichkeit der Nachreichung von Unterlagen binnen einer angemessenen Frist gewahren;
in diesem Fall gelten die Unterlagen erst mit ungenutztem Ablauf der Frist als nicht
vorgefunden.

1.11.1.6 Nachgangige Prufungen

Uber Kontrollen gemal Punkt 1.11.2 und 1.11.3 hinaus finden nachgéngige Prifungen
(Audits) statt, die von Organen oder Beauftragten des BMLFUW, des Osterreichischen
Rechnungshofes sowie Organen der EU durchgefiihrt werden (Priiforgane). Dabei sind alle
Bestimmungen gemaR Punkt 1.11, die Mitwirkungs- und Duldungspflichten der
Foérderungswerberin oder des Férderungswerbers beinhalten, sinngemaf anzuwenden.
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1.11.2 Verwaltungskontrollen

Diese werden durch eine verwaltungstechnische Kontrolle aller Antrage vorgenommen und
ermoglichen die Kontrolle von Antragsdaten, die auch ohne eine Vor-Ort-Kontrolle
verifizierbar sind.

1.11.3 Vor-Ort-Kontrollen

1.11.31 Bei diesen werden auch jene Férderungsvoraussetzungen und Foérderungsverpflichtungen
Uberpruft, die nur vor Ort auf dem Betrieb selbst plausibilisierbar oder verifizierbar sind, und
sie dienen auch zur Gegenkontrolle von Verwaltungskontrollen.

1.11.3.2 Die Kontrollorgane kdnnen jederzeit ohne Ankindigung oder auch nach Ankindigung alle
Betriebs- und Lagerraume sowie Betriebsflachen betreten und in die Buchhaltung und in alle
Bezug habenden Aufzeichnungen oder Unterlagen der Foérderungswerberin oder des
Forderungswerbers Einsicht nehmen.

1.11.3.3 Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber ist verpflichtet, die angefihrten
KontrollmalRnahmen zuzulassen. Bei der Kontrolle hat eine geeignete und informierte
Auskunftsperson der Foérderungswerberin oder des Férderungswerbers anwesend zu sein,
Auskinfte zu erteilen und sonstige Unterstitzung zu leisten. Verweigert die
Forderungswerberin oder der Forderungswerber oder ausgewiesene
Vertretungsbevolimachtigte die Auskunft oder verhindert sie oder er die Durchfiihrung der
Vor-Ort-Kontrolle auf andere Weise, ausgenommen im Falle héherer Gewalt oder bei
Vorliegen aullergewdhnlicher Umstande, ist der Antrag abzulehnen.

1.11.34 Ist im Antrag eine Person als Vertretungsbevollmachtigte ausgewiesen, gilt diese in jedem
Falle als geeignete und informierte Auskunftsperson, soweit die Férderungswerberin oder
der Foérderungswerber selbst bei der Kontrolle nicht anwesend ist oder Auskunft nicht erteilt
oder nicht erteilen kann.

1.11.3.5 Ist die Foérderungswerberin oder der Fdrderungswerber oder der ausgewiesene
Vertretungsbevollméchtigte bei der Kontrolle nicht anwesend oder erteilt er keine Auskunft,
gelten im Betrieb maRgeblich mitwirkende und volljdhrige Betriebsangehdrige als geeignete
und informierte Auskunftspersonen, sofern die Kontrolle angekindigt war und die
Forderungswerberin  oder der Forderungswerber ohne weitere Benennung einer
auskunftsberechtigten Person bei der Kontrolle nicht anwesend ist.

1.11.3.6 Das Kontrollorgan hat im Zuge der Kontrolle einen Kontrollbericht zu erstellen, der es
ermdglicht, die vorgenommenen Kontrollschritte und Ergebnisse nachzuvollziehen.
Anmerkungen der Forderungswerberin oder des Férderungswerbers zu den Feststellungen
sind aufzunehmen. Wird ein Verstol3 festgestellt, ist der Férderungswerberin oder dem
Forderungswerber eine Ausfertigung des Kontrollberichts zu bergeben.

1.11.3.7 Die Bewertung und Beurteilung der Kontrollfeststellungen erfolgen nicht durch das
Kontrollorgan, sondern durch die AMA.

Das Kontrollorgan ist daher nicht befugt, Aussagen Uber die Rechtsfolgen der Ergebnisse
der Vor-Ort-Kontrolle zu treffen. Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber kann
sich auf allfallige diesbezligliche Aussagen oder Einschatzungen des Kontrollorgans nicht
berufen.

1.11.4 Aufbewahrung von Unterlagen

1.11.41 Die Forderungswerberin oder der Férderungswerber sind verpflichtet, alle die Férderung
betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 10 Jahre gerechnet ab Ende des
Forderungsjahres, jedoch mindestens bis 31.12.2026 sicher und Uberprufbar
aufzubewahren.
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1.11.4.2 Die AMA hat alle die Forderung betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 10 Jahre
gerechnet ab Ende des Foérderungsjahres, jedoch mindestens bis 31.12.2026 sicher und
Uberprufbar aufzubewahren.

1.11.4.3 Die  Aufzeichnungen und Unterlagen sind wahrend der vorgeschriebenen
Aufbewahrungszeit von der Férderungswerberin oder vom Forderungswerber der AMA auf
Verlangen jederzeit und kostenlos zur Verfligung zu stellen. Eine gleiche Verpflichtung
besteht fir die AMA gegeniber dem BMLFUW.

1.12 Riickzahlung, Einbehalt

1.12.1 Grundsatz

1.12.1.1 Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber sind verpflichtet, Uber schriftliche
Aufforderung der AMA oder des BMLFUW — und unter Vorbehalt der Geltendmachung
weitergehender gesetzlicher Anspriche — eine gewahrte Forderung ganz oder teilweise
binnen vier Wochen zurlickzuzahlen. Fir gewahrte aber noch nicht ausbezahlte Mittel
erlischt der Anspruch auf Zahlung. Dies ist insbesondere der Fall, wenn

-1 Organe oder Beauftragte des Bundes oder der EU von der Férderungswerberin oder
vom Foérderungswerber Uber wesentliche Umstande unrichtig oder unvollstandig
unterrichtet worden sind,

-2 von der Férderungswerberin oder vom Férderungswerber vorgesehene Berichte nicht
erstattet oder Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskinfte nicht erteilt
worden sind, sofern in diesen Fallen eine schriftliche, entsprechend befristete und
den ausdricklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende
Mahnung oder Aufforderung erfolglos geblieben ist, sowie sonstige in dieser
Sonderrichtlinie vorgesehene Mitteilungen unterlassen wurden,

-3 die Forderungswerberin oder der Foérderungswerber nicht aus eigener |Initiative
unverzlglich - jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankindigung -
Ereignisse meldet, welche die Durchflihrung der geférderten Leistung verzégern oder
unmdglich machen oder deren Abanderung erfordern wirde,

-4 die Forderungswerberin oder der Forderungswerber vorgesehene
KontrollmalRnahmen behindert oder verhindert oder die Berechtigung zur
Inanspruchnahme der Fdrderung innerhalb des fur die Aufbewahrung der Unterlagen
vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr tUberprifbar ist,

-5 die Leistung von der Férderungswerberin oder vom Fdérderungswerber nicht, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig durchgefiihrt werden kann oder durchgefiihrt worden
ist,

-6 von der Fodrderungswerberin oder vom Foérderungswerber das Abtretungs-,
Anweisungs-, Verpfandungs- und sonstige Verfiigungsverbot nicht eingehalten
wurde,

-7 die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes, des Bundes-Behinderten-
gleichstellungsgesetzes sowie das Diskriminierungsverbot gemaR §7a des
Behinderteneinstellungsgesetzes nicht beachtet wurden,

-8 von Organen der EU die Aussetzung und/oder Rickforderung verlangt wird oder

-9 sonstige Forderungsvoraussetzungen, Bedingungen oder Auflagen, insbesondere
solche, die die Erreichung des Forderungszweckes sichern sollen, von der
Forderungswerberin oder vom Forderungswerber nicht eingehalten wurden.

1.12.1.2 Im Falle eines Vertragsbeitritts konnen im Verpflichtungszeitraum entstandene

Ruckforderungen gleichermallen gegen Vorbewirtschafter und Nachfolgebewirtschafter
geltend gemacht werden, unabhangig davon, wer den Verstol3 gesetzt hat.

1.12.2 Ausmafl

1.12.21 Das Ausmall der Rickforderung, der Einbehalt oder die Sanktion tragen dem Umstand
Rechnung, dass der Vertrag nicht in der vereinbarten Form erfillt wurde oder die
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Anforderungen an die Einhaltung der Cross Compliance-Vorschriften nicht beachtet wurden.
Dabei sind Schwere, Ausmalfy, Dauer und Haufigkeit des festgestellten Verstolles zu
berlcksichtigen. Die Fdrderungswerberin oder der Foérderungswerber muss daher
grundsatzlich damit rechnen, dass die gesamte gewahrte Forderung zurtickzuzahlen ist.

1.12.2.2 Flachenabweichungen und Abweichungen bei anderen Angaben:

Bei der Feststellung von Abweichungen zwischen den Antragsangaben
Foérderungswerbers und den Ermittlungen der AMA zu Ausmal, Lage oder Pramienfahigkeit
von Flachen kommen die einschlagigen Bestimmungen des Art. 19 der Verordnung (EU) Nr.
640/2014 folgendermafien zur Anwendung, wenn die Abweichungen nicht zugleich einen
MalRnahme

Verstol3 gegen eine konkrete inhaltliche Bedingung der
(Férderungsvoraussetzung) darstellen:

Basis fUr die Klrzungen sind die ermittelte Prémie und die beantragte Pramie auf Grundlage
der ermittelten Flachen und beantragten Flachen unter Bericksichtigung der

Pramienwertigkeit der Flachen der jeweiligen MaRnahme.

-1 Ist die ermittelte MalRnahmenpramie um hdchstens 3 % geringer als das beantragte

Pramienausmald, so wird die ermittelte Pramie ausbezahilt.

-2 Ist die ermittelte MalRnahmenpramie um mehr als 3 % und nicht mehr als 20 %
geringer als das beantragte Pramienausmal}, so wird die ermittelte Pramie um das

Doppelte der festgestellten Differenz reduziert.

-3 Ist die ermittelte MalRnahmenpramie um mehr als 20 % geringer als das beantragte
Pramienausmal}, so wird fir das laufende Jahr fir die betroffene MalRnahme keine

Pramie gewahrt.

-4 Ist die ermittelte Mallnahmenpramie um mehr als 50 % geringer als das beantragte
Pramienausmal} so wird flr das laufende Jahr fiur die betroffene Mallnahme keine
Pramie gewahrt; zusétzlich ist ein Betrag im Ausmall der Differenz zwischen

beantragter und ermittelter Pramie als Strafbetrag zu verhangen.

1.12.2.3 Abweichungen bei der Anzahl der ermittelten Tiere:

Bei der Feststellung von Abweichungen zwischen den Antragsangaben
Forderungswerberin oder des Fdrderungswerbers und den Ermittlungen der AMA zu
Umfang, Art oder Pramienfahigkeit der Tierhaltung kommen die einschlagigen
Bestimmungen des Art. 31 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 folgendermalien zur
Anwendung, wenn die Abweichungen nicht zugleich einen Verstof3 gegen eine konkrete

inhaltliche Bedingung der MalRnahme (Fdrderungsvoraussetzung) darstellen:

Basis fUr die Klrzungen sind die ermittelte Prémie und die beantragte Pramie auf Grundlage
der ermittelten Tiere und beantragten Tiere unter Berlcksichtigung der Pramienwertigkeit

der Tiere der jeweiligen Malinahme.

-1 Werden Abweichungen von drei oder weniger Tieren festgestellt, so wird die
ermittelte Pramie um den Prozentsatz gekirzt, der sich aus dem Verhaltnis zwischen

den beanstandeten und den ermittelten Tieren ergibt.

-2 Werden Abweichungen von mehr als drei Tieren festgestellt, so wird die ermittelte
Pramie um den Prozentsatz gekirzt, der sich aus dem Verhaltnis zwischen den
beanstandeten und den ermittelten Tieren ergibt, wenn dieser maximal 10 % betragt.

Betragt dieser Prozentsatz mehr als 10 % jedoch nicht mehr als 20 %, wird die

ermittelte Pramie um den doppelten Prozentsatz, gekirzt.

Betragt dieser Prozentsatz mehr als 20 % jedoch nicht mehr als 50 %, wird keine

Malinahmenpréamie gewahrt.

Betragt dieser Prozentsatz mehr als 50 % so wird fur das laufende Jahr fir die
betroffene MalRinahme keine Pramie gewahrt; zusatzlich ist ein Betrag im Ausmalf’ der
Differenz zwischen beantragter und ermittelter Zahl der Tiere als Strafbetrag zu

verhangen.
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1.12.2.4 Nichteinhaltung von Zugangsvoraussetzungen:

Neben den im MaBnahmenteil festgelegten Zugangsvoraussetzungen gelten auch die
Festlegungen gemal Punkt 1.4 und Punkt 1.6.3 als Zugangsvoraussetzungen im Sinne

gegenstandlicher Sonderrichtlinie.

Bei Nichterfiillung von Zugangsvoraussetzungen, die nur im ersten Jahr der Verpflichtung

gelten, kommt kein Vertrag zustande.

Bei der Nichterflillung anderer Zugangsvoraussetzungen kommt im ersten Jahr der
Verpflichtung kein Vertrag zustande. Bei Nichterfiillung anderer Zugangsvoraussetzungen in
den Folgejahren wird im betroffenen Jahr fur die jeweilige MalRnahme keine Pramie

gewahrt.

1.12.2.5 Nichteinhaltung von inhaltlichen Bewirtschaftungsauflagen (Férderungsverpflichtungen) und
bei Nichteinhaltung von Verpflichtungen gemaf Punkt 1.6.7 und 1.6.8, die nicht gleichzeitig

Cross-Compliance-Bestimmungen sind:

Die Kurzung oder der Einbehalt der Foérderung bei Verletzung von

Verwarnung, sondern ein Einbehalt der Foérderung im Ausmafl von
Malnahmenpréamie ausgesprochen.

Die AMA stellt durch eine interne Arbeitsanweisung sicher, dass eine einheitliche

Beurteilung der Tatbestande erfolgt.

Im Falle eines schwerwiegenden VerstoRes sowie - wenn bei einer Vor-Ort-Kontrolle bei
einer MalRnahme in einem Antragsjahr mehr als zwei VerstoRe festgestellt werden — kommt
es zu einer Einzelfallprifung. Es ist dabei maximal eine Kiirzung der Jahrespramie jeweils
fur die Artikel 28, 29, 30 oder 33 der VO 1305/2013 um 100 % im Kalenderjahr der

Feststellung samt Ausschluss von der MaRBnahmenpramiengewahrung
darauffolgenden Kalenderjahr méglich.

1.12.2.6 Nichteinhaltung der Cross Compliance-Vorschriften gemaf Titel VI der Verordnung (EU)

1306/2013:

Die Verwaltungssanktionen erfolgen gemafl den Art. 38 — 41 der Verordnung (EU) Nr.

640/2014.

1.12.2.7 Kirzungen und Ausschlisse aus dem Titel der Nichteinhaltung der Cross Compliance-
Vorschriften schlieen nicht aus, dass auch Kirzungen und Ausschlisse gemafll 1.12.2.5

auszusprechen sind und umgekehrt.

1.12.2.8 Im Falle von Mehrfachkirzungen erfolgen diese nach den Vorgaben des Art. 6 der

Verordnung (EU) Nr. 809/2014 folgendermalen:

AnschlieRend an die Kirzung geman Artikel 6, Abs. 2, lit. a bis lit. e der Verordnung (EU)

809/2014 erfolgt eine Berlicksichtigung der
1. Forderobergrenze je Mallnahme, anschliel3end erfolgt die

2. Modulation des Pramienausmaflles gemaf Punkt 1.9.2.4, anschlieend erfolgt die
3.Berechnung der Obergrenze fiir Flachenzahlungen gemal Punkt

anschlief3end erfolgt der
4. Verpflichtungsabgleich gemaR Kapitel 1.7.1.4, anschlief3end erfolgt die
5. Zugangskilrzung gemaf Kapitel 1.7.1.6

AnschlieRend erfolgen weitere Kurzungen gemaly Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr.

809/2014.
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inhaltlichen
Bewirtschaftungsauflagen erfolgt nach MalRgabe der Bestimmungen gemafl Art. 35 der
Verordnung (EU) Nr. 640/2014 gemall den im Anhang D definierten Grundsatzen (z.B.
Regeln zur Kumulation von Verstof3en), welche den Schutz der finanziellen Interessen der
Union sowie das Erfordernis, dass die Sanktionen wirksam, abschreckend und
verhaltnismalig sein miuissen, berilcksichtigen. Die Beurteilung der Verstofie erfolgt
grundsatzlich maflnahmenbezogen nach folgenden Stufen: Verwarnung, Kirzung um 5 %,
Kirzung um 10 %, Kirzung um 25 % oder Kirzung um 50 %. Ab dem Jahr 2020 wird keine
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1.12.2.9 (Verzugs)zinsen

Der zurlckzuerstattende Betrag ist bei Verzug von Unternehmen ® mit 9,2 Prozentpunkten
Uber dem jeweils geltenden Basiszinssatz fiir den Zeitraum zwischen dem Ende der in der
Ruckforderungsmitteilung angegebenen Zahlungsfrist bis zur ganzlichen Einbringung zu
verzinsen. Die Zahlungsfrist beginnt mit der Zustellung der Riickforderungsmitteilung
(Zustellvermutung am dritten Werktag nach Postaufgabe).

1.12.2.10 Bei Riickforderung von bereits ausgezahlten Betragen ist die AMA verpflichtet, mit den der
Forderungswerberin oder dem Forderungswerber  nach Ubermittlung der
Ruckforderungsmitteilung zustehenden Zahlungen aus der betroffenen MalRnahme, aus
anderen MaRnahmen des OPUL, anderen MaRnahmen des Programms LE 14-20 oder
Marktordnungszahlungen der 1. Sdule aufzurechnen wenn die Aufrechnung im Sinne der
EU-Rechtsvorschriften zuldssig ist.

1.12.2.11  Teilzahlungen und Teilaufrechnungen werden zuerst auf das Kapital und erst nach der
Tilgung des Kapitals auf die Zinsen angerechnet.

1.12.2.12  Auf Antrag kann die Riickzahlung — unbeschadet der Kompensation — auch in Raten, deren
Anzahl und Hoéhe von der AMA festzulegen sind, oder nach Stundung erfolgen.

1.12.2.13 Die AMA kann bei einem Ruckforderungsbetrag von weniger als EUR 100 (Zinsen nicht
inkludiert) von einer Riickforderung Abstand nehmen.

1.13 Datenverwendung

1.13.1 Datenverwendung zu Abwicklungs- und Kontrollzwecken
einschlieBlich Berichtslegung fiir Monitoring- und
Evaluierungsverpflichtungen

1.13.1.1 Die Forderungswerberin und der Forderungswerber nehmen zur Kenntnis, dass das
BMLFUW, die Zahlstelle und weitere beauftragte Abwicklungsstellen berechtigt sind

-1 alle im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung der Férderung anfallenden
personenbezogenen Daten zu Abwicklungs- und Kontrollzwecken (einschlieRlich
Berichtslegung fur Monitoring- und Evaluierungsverpflichtungen) zu verwenden

-2 die fur die Beurteilung des Vorliegens der Forderungsvoraussetzungen und zur Prifung
des Zahlungsantrages erforderlichen personenbezogenen Daten Uber die von ihr oder
ihm selbst erteilten Auskinfte hinaus auch durch Riickfragen bei den in Betracht
kommenden anderen Organen des Bundes oder bei einem anderen Rechtstrager, der
einschlagige Forderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten zu
erheben und an diese zu Ubermitteln, sowie Transparenzportalabfragen gemafl § 32
Abs. 5 TDBG 2012 durchzufihren.

1.13.1.2 Die Foérderungswerberin oder der Forderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass es dazu
kommen kann, dass Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Rechnungshofes
(insbesondere gemal §3 Abs.2, §4 Abs.1 und §13 Abs.3 des
Rechnungshofgesetzes 1948), des Bundesministeriums flr Finanzen (insbesondere gemaf}
§§ 57 bis 61 und 47 BHG 2013) und der Europaischen Union nach den EU-rechtlichen
Bestimmungen lbermittelt oder offengelegt werden missen.

1.13.2 Verwendung von Daten anderer Stellen oder Behorden zu
Abwicklungs- und Kontrollzwecken
Die Forderungswerberin oder der Forderungswerber nehmen zur Kenntnis, dass die

zustandigen Einrichtungen (Biokontrollstelle bzw. Lebensmittelbehorde,
Bezirksverwaltungsbehdrde etc.) der AMA jene Daten zu Ubermitteln haben, die diese zur

® Bewirtschafter eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs fallen unter den Anwendungsbereich des
Unternehmensgesetzbuches und gelten daher als Unternehmen
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Uberpriifung der Férderungsvoraussetzungen sowie zur Uberpriifung der Einhaltung der

Cross Compliance-Vorschriften benétigt.

1.13.3 Veroffentlichung von Forderdaten (EU-Transparenzdatenbank)

Die Forderungswerberin oder der Foérderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass auf Grund
des Artikels 111 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 folgende Daten fur das betreffende
Haushaltsjahr via Internet veréffentlicht werden: Name, Gemeinde samt Postleitzahl, Betrag
der Zahlungen aus dem EGFL, Betrag der Zahlungen aus dem ELER einschlief3lich der
nationalen Anteile sowie Bezeichnung und Beschreibung der geférderten MaRnahmen unter
Angabe des jeweiligen EU-Fonds. Zur Geltendmachung der Rechte als Betroffener gemaf
dem 5. Abschnitt des DSG 2000 ist ein schriftlicher Antrag bei der AMA einzubringen.

1.14 Berichte

1.14.1 Meldung der Auszahlung

Die AMA hat dem BMLFUW und den Bundesléandern zeitgerecht fur die Auszahlung im
Folgemonat die voraussichtliche Hohe der notwendigen Bundes- und Landesmittel zu

melden.

1.14.2 Fachlicher Bericht

Die AMA hat Uber die ausbezahlten Mittel einen  fachlichen

(Verwendungsnachweise) zum Stichtag 31.12. des jeweiligen Jahres zu erstellen, wobei die
Auszahlung des Landeszuschusses in geeigneter Form nachzuweisen ist, und diesen

Bericht bis 31.03. des Folgejahres dem BMLFUW zur Genehmigung vorzulegen.

1.14.3 Bericht iber Kontrolltatigkeit

Die AMA hat bis 30.06. des auf das Foérderungsjahr folgenden Kalenderjahres dem

BMLFUW einen Bericht Uber die Kontrolltatigkeit zu Gbermitteln.

1.15 Sonstige relevante Bestimmungen

1.15.1 Allgemeine Rahmenrichtlinie

Die ,Allgemeinen Rahmenrichtlinien fir die Gewahrung von Fdrderungen
Bundesmitteln" (ARR 2014) bilden einen integrierenden Bestandteil dieser Sonderrichtlinie
und sind auf die gegenstandlichen FdérderungsmaRnahmen anzuwenden, soweit in der

vorliegenden Sonderrichtlinie nicht anderes bestimmt ist.

1.15.2 Subjektives Recht

Ein subjektives Recht (Rechtsanspruch) auf Gewahrung einer Férderung entsteht aus der

Erlassung dieser Sonderrichtlinie nicht.

1.15.3 Gleichbehandlungs- und Behindertengleichstellungsgesetz

Foérderungen dirfen nur jenen Forderungswerberinnen oder Férderungswerbern gewahrt
werden, die das Gleichbehandlungsgesetz (Gleichbehandlungsgesetz, BGBI. | Nr. 66/2004)
und das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (§ 8 Behindertengleichstellungsgesetz,
BGBI. | Nr. 82/2005) sowie das Diskriminierungsverbot gemal § 7b des

Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG), BGBI. Nr. 22/1970, beachten.

1.15.4 Verbot der Abtretung, Anweisung, Verpfandung und sonstigen
Verfugung

Die Abtretung von Forderungen sowie Anweisung, Verpfandung oder sonstige Verfligung
Uber Forderungen der Foérderungswerberin oder des Férderungswerbers auf Grund von
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Férderungszusagen nach dieser Sonderrichtlinie ist der Republik Osterreich gegeniiber
unwirksam.

1.15.5 Publikation und Information

Der Hinweis Uber die Erlassung dieser Sonderrichtlinie oder ihre Anderung sowie der Text
der Sonderrichtlinie selbst werden auf der Homepage des BMLFUW unter
www.bmlfuw.gv.at verdffentlicht.

Die AMA hat darUber hinaus fur eine geeignete Information der potentiellen
Forderungswerberinnen und Forderungswerber zu sorgen (insbesondere Informationen auf
der Homepage www.ama.at, Auflage von Merkblattern).

1.16 Gerichtsstand

Fiar Streitigkeiten aus dem zwischen Bund und der Foérderungswerberin oder dem
Foérderungswerber bestehenden Férderungsvertrag bzw. Giber das (Nicht-)Zustandekommen
des Fordervertrags und dessen Rechtsfolgen gilt als ausschlieBlicher Gerichtsstand Wien.

1.17 Anwendbarkeit

Diese Sonderrichtlinie ist aufgrund der Genehmigung des Programms LE 14-20 durch die
Europaische Kommission auf alle ab dem Herbstantrag 2014 neu beantragten bzw. im Falle
von K20 auch umgewandelten Verpflichtungen und abgeschlossenen Vertrage
anzuwenden.

Anderungen dieser Sonderrichtlinie treten am Tag nach der Publikation in Kraft, soweit nicht
ein anderes Inkrafttreten vorgesehen ist.

Die mit GZ BMLFUW-LE.1.1.8/0014-11/3/2016 durchgefiihrten Anderungen sind ab dem (1
01.01.2017 auf alle bestehenden Verpflichtungen sowie auf neue Verpflichtungen die ab
dem Herbstantrag 2016 beantragt werden anzuwenden.

~
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2 MASSNAHMENTEIL

2.1 Umweltgerechte und biodiversitatsfordernde
Bewirtschaftung (1)

2.1.1 Ziele

-1 Breite  flachendeckende  Biodiversitatswirkung  durch  den  Erhalt  von
Landschaftselementen und die verpflichtende Anlage von Biodiversitatsflachen

-2 Grof¥flachige Erhaltung und Entwicklung von landwirtschaftlich genutzten, 6kologisch
wertvollen Flachen und Strukturen, die wichtige Lebens- und Rickzugsraume fir
zahlreiche Tiere und Pflanzen der Agrarlandschaft darstellen

-3 Beitrag zur Bewahrung einer traditionellen vielfaltigen Kulturlandschaft durch die
Erhaltung von Griinland und Landschaftselementen, die Begrenzung von Kulturarten
und die Anlage von Biodiversitatsflachen

21.2 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fur Acker- und Grunlandflachen sowie im Falle der Abgeltung von
Landschaftselementen auf allen bewirtschafteten Flachen gewahrt. Geférdert werden
Kosten und Einkommensverluste, die durch die Erhaltung von Landschaftselementen, den
Verzicht auf Grinlandumbruch, der Einhaltung von Fruchtfolgeverpflichtungen, die Anlage
von Biodiversitatsflachen, der Teilnahme an WeiterbildungsmalRnahmen sowie durch die
Anlage von Bluhkulturen entstehen.

21.3 Forderungsverpflichtungen

-1 Erhaltung und naturvertraglicher Umgang mit Landschaftselementen (LSE)

a. Verpflichtung zur Erhaltung und zu einem naturvertraglichen Umgang mit auf
oder max. 5m neben landwirtschaftlich genutzten Flachen befindlichen, in der
Verfiugungsgewalt des Betriebes stehenden flachigen und punktférmigen
Landschaftselementen gemaR Anhang E.

b. Foérderfahig sind nur Landschaftselemente die nicht als CC Elemente gemaf
§ 15 der horizontalen GAP Verordnung ausgewiesen sind.

c. Ausgenommen von der Erhaltungsverpflichtung sind Landschaftselemente auf
Almen und Hutweiden.

-2 Verpflichtung zur Erhaltung des Grinlandausmales im Verpflichtungszeitraum:

a. Als Referenzflachenausmall gilt die Grinlandflache im 1. Jahr der
Verpflichtung plus das im Jahr davor umgebrochene Flachenausmal}

b. Uber den Verpflichtungszeitraum kdénnen bis maximal 5% des
Referenzflachenausmalie in Acker-, Dauer-/Spezialkulturen oder geschutzter
Anbau umgewandelt werden, jedoch jedenfalls 1 ha und maximal 3 ha.

c. Flachenzu- und -abgange werden berlcksichtigt. Ein Uberbetrieblicher
Flachentausch ist nicht anrechenbar.

-3 Fruchtfolgeauflagen auf Ackerflachen:

a. Wenn die Ackerflache des Betriebes mehr als 5 ha einnimmt, sind auf einer
Flache von zumindest 25% der Ackerflache andere Kulturen als Getreide und
Mais anzulegen und keine Kultur darf mehr als 66% Anteil an der Ackerflache
haben (ausgenommen Ackerfutter).

b. Wenn die Ackerflache des Betriebes mehr als 30 ha einnimmt, sind zuséatzlich
zu den Vorgaben gemal Punkt a) mindestens drei verschiedene Kulturen 1
anzulegen (ausgenommen Anteil Ackerfutterflachen groRer 66%); wobei
Biodiversitatsflachen auf Acker nicht als eigene Kultur zahlen.

~
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-4 Anlage von Biodiversitatsflachen auf Acker- und Grunlandflachen:

a. Ab einer Summe von 2 ha aus Acker- und gemahter Grinlandflache (ohne
Bergmahder) sind auf zumindest 5 % der Summe aus Acker- und gemahter
Grunlandflache (ohne Bergmahder) des Betriebes Biodiversitatsflachen
anzulegen.

b. Ab einer Ackerflache von 15 ha sind Biodiversitatsflachen auf zumindest 5 %
der Ackerflachen anzulegen.

c. Nicht anrechenbar sind Flachen, die im Rahmen anderer OPUL-MaRnahmen
angelegt werden, ausgenommen Flachen aus der MaRnahme Naturschutz (19)
wenn es sich um Ackerstilllegungen (inkl. K20) oder um Griinlandflachen mit
Schnittzeitverzogerung handelt. Fiir diese angerechneten Flachen gelten die
Vorgaben nach d) und e) nicht.

d. Biodiversitatsflachen auf Ackerflachen:

i. Neuansaat oder Einsaat einer geeigneten Saatgutmischung mit mind.
4 insektenblitigen Mischungspartnern;

ii. die Neuansaat hat bis spatestens 15.05. des Kalenderjahres zu
erfolgen, Umbruch friihestens am 15.09. des 2. Jahres;

iii. Mahd/Hackseln mindestens 1x, maximal 2x pro Jahr, auf 50 % der
Biodiversitatsflachen frihestens am 01.08. auf den anderen 50 % ohne
zeitliche Einschrankungen; Verbringung des Mahgutes erlaubt;
Beweidung und Drusch sind nicht erlaubt;

iv. Kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und keine Dilingung vom
01.01. des Jahres der ersten Angabe des Schlages der
Biodiversitatsflache im MFA bis zum Umbruch oder anderweitigen
Deklaration der Flachen.

v. Die Beseitigung von geférderten Biodiversitatsflachen darf nur mit
mechanischen Methoden (Hackseln oder Einarbeiten) erfolgen.

e. Biodiversitatsflachen auf gemahten Griinlandflachen (ohne Bergmahder):

i. Erste Mahd frihestens mit der zweiten Mahd von vergleichbaren
Schlagen oder einmahdige Wiese (ohne Bergmahder). Frihestens ist
eine Mahd ab dem 01.06. und jedenfalls ist eine Mahd ab dem 01.07.
zulassig; eine Beweidung vor der ersten Mahd ist nicht erlaubt

ii. Das Mahgut ist von der Flache abzutransportieren;
iii. Kein Einsatz von flachig ausgebrachten Pflanzenschutzmitteln;
iv. Verzicht auf Ausbringung von Dingern vor der ersten Nutzung (Mahd);

v. Die Biodiversitatsflache ist ber den gesamten Verpflichtungszeitraum
am gleichen Standort zu belassen, wird die Biodiversitatsflache
weitergegeben oder die landwirtschaftliche Nutzung aufgegeben, so
kann als Ersatz ausnahmsweise auf einer anderen, am Betrieb
verbleibenden Flache eine Biodiversitatsflache angelegt werden.

-5 Weiterbildungsverpflichtung:

Innerhalb der Programmperiode (spatestens bis 31.12.2018) sind unabhangig von der
Vorqualifikation fachspezifische Kurse im Mindestausmal® von 5 Stunden aus dem
Bildungsangebot eines geeigneten Bildungsanbieters von einer am Betrieb maRgeblich
tatigen und in die Bewirtschaftung eingebundenen Person in Anspruch zu nehmen. Die
Inhalte des Kurses miissen in malRgeblichem Zusammenhang mit der Einhaltung der in
der OPUL-SRL geforderten Auflagen stehen (z. B. in den Bereichen Biodiversitét,
Landschaftselemente, Ackerbau, Griinlandwirtschaft, Dingemanagement, Klimaschutz,
Umweltgerechte Bewirtschaftung). Doppelanrechnungen von ein und demselben Kurs
auf mehrere Verpflichtungen sind nicht zulassig.

Eine schriftiche Kursbesuchsbestatigung ist am Betrieb aufzubewahren und auf
Anforderung an die AMA zu ibermitteln.

-6 BlUhkulturen sowie Heil- und Gewurzpflanzen auf Ackerflachen (optional):
a. Anlage auf Ackerflachen bis spatestens am 15.05. des Kalenderjahres;
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214

b. Umbruch nach der Ernte erlaubt, frihestens jedoch am 01.07.; wenn aufgrund

aulergewodhnlicher Umstande keine Ernte erfolgt, dann ist Umbruch,
Pflegemahd oder Hackseln friihestens am 01.08. erlaubt;

Als Blihkultur und Heil- und Gewdlrzpflanzen anrechenbar sind: Acker-
Stiefmutterchen, Anis, Baldrian, Basilikum, Bockshornklee, Bohnenkraut,
Brennnessel, Flohsamen, Gewilrzfenchel, Johanniskraut, Kamille, Koriander,
Kornblume, Kimmel, Kreuzkimmel, Lein, Leindotter, Liebstockel, Linsen,
Mariendistel, Melisse, Minze, Mohn, Mutterkraut, Neslia (Finkensame),
Nachtkerze, Oregano, Ringelblume, Saflor, Salbei, Schafgarbe, M
Schlisselblume, Schnittlauch, Schwarzkimmel, Sonnenhut, Steinklee,
Studentenblume, Thymian, Wallwurz (Beinwell), Ysop sowie Kulturen, die zur

Saatgutproduktion autochthoner Wildpflanzen angelegt werden.

Hohe der Forderung

Flachen gemaft Details Euro/ha
1.5.3
Ackerflachen inkl. Acker-Biodiversitatsflachen 45 (1)
. Nicht-Tierhalter 15
Ackerfutterflachen Tierhalter 5
Ackerflachen zusétzliche Biodiversitatsflachen auf Acker lber 5% 450
bis maximal 10% der Ackerflache
Zuschlag auf Acker fur Bluhkulturen sowie Heil- und 120
Gewdrzpflanzen
. Nicht-Tierhalter 15
Grinland Tierhalter 45
Ackerflachen, 2
/i;r::zl?;&nz?:::n 4 | Je % LSE-Fiache an der Fliche geméB 15.3 ohne |
N ) Almfutterflachen und Hutweiden (max. 150 €/ha) ’
Flachen im
geschitzten Anbau

-1 Punktférmige LSE werden dabei mit 100 m? Flache angerechnet.

-2 Landschaftselemente auf Hutweiden und Almen sowie im__ Rahmen der Cross-
Compliance geschitzte Landschaftselemente (z. B. GLOZ) werden fur

Pramienberechnung nicht bertcksichtigt
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2.2 Einschrankung ertragssteigernder Betriebsmittel (2)

2.2.1 Ziele
-1 Beitrag zum Gewasserschutz durch die Reduktion des betrieblichen Diinge- und
Pflanzenschutzmitteleinsatzes

-2 Erhéhung der Biodiversitdt im tierischen und pflanzlichen Bereich durch die
Diingeeinschrankung und den Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel
auf allen Ackerfutter- und Grinlandflachen

-3 Verringerung von Treibhausgasemissionen durch Verzicht auf Ausbringung chemisch-
synthetischer Stickstoffdingemittel und reduzierten Pflanzenschutzmitteleinsatz

-4 Etablierung einer Nahrstoff-Kreislaufwirtschaft, die die natirlichen Ressourcen schont

2272 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fur Acker-, Grinland- und Dauer-/Spezialkulturflachen gewahrt.
Gefordert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch den Verzicht auf den Einsatz
von N-Mineraldiinger sowie durch den Verzicht auf den Einsatz von flachig ausgebrachten
Pflanzenschutzmitteln auf Griinland- und auf Ackerfutterflachen entstehen.

223 Zugangsvoraussetzungen

-1 Teilnahme an der MaBnahme ,Umweltgerechte und biodiversitatsfordernde
Bewirtschaftung® (1).

224 Definitionen im Rahmen dieser MaBnahme

-1 Im Falle von Bodengesundungsflachen gilt:
a. Es darf keine Nutzung des Aufwuchses erfolgen (nur Hackseln);
b. Verzicht auf den Einsatz von Pflanzenschutz- und Dingemitteln;

c. die Neuansaat hat bis spatestens 15.05. des Kalenderjahres zu erfolgen,
Umbruch frihestens am 15.08. des 2. Jahres (1)

d. Spétestens im zweiten Jahr nach dem Anlegungsjahr hat eine Flachenrotation
zu erfolgen. Als Anlagejahr gilt das Jahr der erstmaligen Angabe im MFA.

225 Forderungsverpflichtungen

-1 Verzicht auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf allen Ackerfutter- und
Grunlandflachen des Betriebes. Zuldssig sind Pflanzenschutzmittel, die gemal der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen sind, sowie die Beizung von Saatgut und die
Einzelpflanzenbehandlung.

-2 Verzicht auf die Ausbringung stickstoffhaltiger Diingemittel auf allen Flachen geman
1.5.3. des Betriebes Zulassig sind jene stickstoffhaltigen Dingemittel, die gemaR der
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen sind.

-3 Verzicht auf Kauf und Lagerung von in dieser Malinahme unzulassigen Betriebsmitteln.

226 Hohe der Forderung

1Flgc;hen gemalt Details Euro/ha
Inkl. Bodengesundungsflachen bis 25% der Ackerflache 60
Ackerflach Nicht-Tierhalt
crerfiachen Ackerfutterflachen ,IC eThatter 0
Tierhalter 60
. Nicht-Tierhalter 0
Griinland Tierhalter 60
Dauer-
/Spezialkulturen 60
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2.3 Verzicht auf Fungizide und Wachstumsregulatoren bei
Getreide (3)
2.3.1 Ziele

-1 Beitrag zur Biodiversitat im heimischen Getreidebau durch den Verzicht auf den Einsatz
chemisch-synthetischer Fungizide und Wachstumsregulatoren

-2 Reduktion der stofflichen Belastung heimischer Gewéasser durch den verringerten
Pflanzenschutzmitteleinsatz und der daraus resultierenden reduzierten Diingung

-3 Foérderung des Einsatzes von weniger krankheitsanfalligen Sorten

2.3.2 Art der Beihilfe

Die Unterstlitzung wird flr Ackerflachen mit Getreideanbau gewahrt. Geférdert werden
Kosten und Einkommensverluste, die durch den Verzicht auf den Einsatz von Fungiziden
und Wachstumsregulatoren bei Getreide entstehen.

2.3.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Teilnahme an der MaBnahme ,Umweltgerechte und biodiversitatsférdernde
Bewirtschaftung® (1).

-2 Bewirtschaftung von mindestens 3 ha Ackerflache im ersten Jahr der Verpflichtung.

234 Forderungsverpflichtungen

-1 Verzicht auf den Einsatz von Fungiziden und Wachstumsregulatoren. Zulassig sind jene
Mittel, die gemal der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen sind, sowie die
Beizung des Saatguts.

-2 Verzicht auf Kauf und Lagerung von in der Ma3nahme unzuléssigen Betriebsmitteln.

235 Hohe der Forderung

Flachen gemanR 1.5.3. Details Euro/ha

Getreide 40
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24 Anbau seltener landwirtschaftlicher Kulturpflanzen (4)

241 Ziele

-1 Erhaltung und Entwicklung der biologischen Vielfalt in der landwirtschaftlichen
Produktion durch den Anbau und die Nutzung seltener, regional wertvoller
landwirtschaftlicher Kulturpflanzen (Sorten und Arten)

-2 Bewahrung und Steigerung pflanzengenetischer Ressourcen durch Anbau und
Vermehrung seltener Kulturpflanzen, als wichtiges Instrument zur Anpassung an sich
andernde Klimabedingungen

-3 Erhaltung und Fdrderung des Wissens Uber Kultivierung, Erhaltungszucht und Nutzung
seltener Sorten und Arten

24.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fir Ackerflachen mit Anbau seltener landwirtschaftlicher
Kulturpflanzen gemafR Sortenliste (Anhang F) gewahrt. Gefdordert werden Kosten und
Einkommensverluste, die durch den Einsatz pflanzengenetischer Ressourcen - die von
Natur aus an die lokalen und regionalen Bedingungen angepasst und von genetischer
Erosion bedroht sind - im Vergleich zu Standardsorten entstehen.

243 Zugangsvoraussetzungen

-1 Teilnahme an den MaBknahmen ,Umweltgerechte und biodiversitatsférdernde
Bewirtschaftung“ (1) oder ,Biologische Wirtschaftsweise“ (20)

244 Forderungsverpflichtungen

-1 Sortenreiner Anbau von Kulturpflanzen gemaR Sortenliste (Anhang F)

-2 Dokumentation von Sorte und Saatgutmenge durch Ankaufsbestatigungen,
Saatgutetiketten bei zertifiziertem Saatgut oder Standardsaatgut, Bezugsrechnungen
usw. oder andere geeignete Unterlagen wie z. B. Aufzeichnungen Uber Nachbau. Die
Dokumentation ist am Betrieb aufzubewahren und fir Vor-Ort-Kontrollen verfligbar zu
halten.

-3 Mindestanbauflache 0,1 ha seltener landwirtschaftlicher Kulturen/Jahr.

245 Hoéhe der Forderung

Flachen gemaf Details Euro/ha

1.5.3

Ackerflachen Pr.e.lmfenstufe A gem?fs Anhang F 120
Pramienstufe B gemal Anhang F 200

-1 Die Pramie wird fir maximal 10 ha pro Sorte gewahrt.

-2 Die Pramie wird in Summe Uber alle Sorten fir maximal 20% der Ackerflache, jedoch
jedenfalls fir 10 ha gewahrt.

-3 Die Pramie wird auf einer Flache pro Antragsjahr nur einmal gewahrt.

-4 Bei mehrjahrigen Kulturen erfolgt die Pramiengewahrung nur im Jahr der ersten
Nutzung.
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2.5 Erhaltung gefahrdeter Nutztierrassen (5)

2.51 Ziele

-1 Bewahrung und Steigerung der biologischen und genetischen Vielfalt
Landwirtschaft durch die Zucht und die nachhaltige Nutzung gefahrdeter Nutztierrassen

-2 Erhaltung der genetischen Vielfalt als wichtiges Kulturgut und Potenzial fir kunftige

zUchterische Fortschritte

-3 Bewahrung und Foérderung des Wissens Uber Erhaltungszucht und Nutzung seltener

Rassen

252 Art der Beihilfe

Die Unterstliitzung wird einzeltierbezogen fir die Zucht und Haltung gefahrdeter und
hochgefahrdeter Nutztierrassen gewabhrt. Gefordert  werden Kosten
Einkommensverluste, die durch den Einsatz von Nutztieren lokaler, von Nutzungsaufgabe
bedrohter Landrassen, die genetisch an ein oder mehrere traditionelle Erzeugungssysteme

angepasst sind, im Vergleich zu verbreiteten Rassen entstehen.

253 Definitionen im Rahmen dieser MaBnahme

-1 Tiere zur Nachbesetzung (Reservetiere) sind Tiere,
Forderungsvoraussetzungen zum Zeitpunkt der Nachbesetzung erfiillen.

-2 Stichtag ist — sofern nicht anders festgelegt — grundsatzlich der 01.04. des

Antragsjahres
-3 Hochgefahrdete Rassen gemadl Anhang G sind Rassen,

Generhaltungsprogramm umfassende zusatzliche Auflagen einzuhalten haben, z. B.

vorgegebene Anpaarung der verantwortlichen Zuchtorganisationen

-4 Forderbare Tiere sind Zuchttiere gemafls den Tierzuchtgesetzen der Lander und den

anerkannten Generhaltungsprogrammen mit folgenden Anforderungen:

Weibliche Zulassung zur Zucht im Rahmen eines anerkannten
Tiere Generhaltungsprogramms; nur reinrassige Anpaarung
bis spatestens am Stichtag
Kuh .
einmal gekalbt
. N weitere Abfohlung innerhalb von
Stute bis spatgstens am 31.05. des 3,5 Jahren nach der letzten
Antragsjahres einmal gefohlt
Abfohlung
Mutterschaf b!s spatestens am Stichtag
einmal gelammt
; bis spatestens am Stichtag
Mutterziege einmal gekitzt
bis spatestens am Stichtag
Zuchtsau zumindest einmal reinrassig jeder 2. Wurf reinrassig
geferkelt
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2.54

Minnliche Zulassung zur Zucht im Rahmen ein_es anerka_nnten
Tiere Generhaltungsprogramms; Nachweis der gesicherten
Abstammung
Stier jahrlicher Zuchteinsatz im Rahmen des Generhaltungsprogramms,
Widder Bock | @usgenommen im Jahr de_r Zulassung zur chht; Stier spétgstens am
und Ebér Stichtag 10 Monate alt; Widder und Eber spatestens am Stichtag 6
Monate alt; Bock spatestens am Stichtag 5 Monate alt
wenn am 31.05. alter als 5 Jahre,
muss zum 31.05. des
Hengst Spéatestens am 31.05. des Antragsjahres zumindest ein
Antragsjahres 2,5 Jahre alt lebend geborenes Nachkommen
im Herdebuch in den letzten
2 Jahren registriert sein

Forderungsverpflichtungen

Zucht und Haltung von Tieren der gefahrdeten und hochgefahrdeten Nutztierrassen
gemal Rassenliste (Anhang G).

Mindestteilnahme pro Jahr: 1 férderbares Tier.
Haltedauer mindestens vom 01.04. bis 31.12. des jeweiligen Jahres

Bestatigung der verantwortlichen Zuchtorganisation (gemal® Anhang G) bis spatestens
31.01. des Folgejahres Uber die Eintragung in das Herdebuch, Uber die Einhaltung der
Anforderungen gemaR Definitionen der Tierkategorien und die Einhaltung des vom
BMLFUW anerkannten Generhaltungsprogramms mit den beantragten forderbaren
Tieren.

Einhaltung folgender Melde- bzw. Antragsbestimmungen:

a.

Forderbare Tiere werden jeweils fur das Forderungsjahr mit dem Mehrfachantrag-
Flachen durch die Foérderungswerberin oder den Férderungswerber mit Stichtag
01.04. und tierbezogen beantragt. Bei Rindern werden die férderbaren Tiere durch
die AMA aus der Rinderdatenbank mit Stichtag 01.04. fur das Forderjahr ermittelt.

Weitergabe zwecks Zuchteinsatz:

Weitergabe von Tieren wahrend der Haltedauer nur zulassig als voribergehender
Aufenthalt der Tiere auf einer Zuchtstation flr Zichtungszwecke fiir maximal 6
Monate sowie bei voriibergehendem Zuchteinsatz von mannlichen Zuchttieren auf
einem landwirtschaftlichen Betrieb fir maximal 3 Monate. Vor der Weitergabe hat
eine Meldung (Meldung Zuchteinsatz) an die AMA zu erfolgen. Bei einem
voribergehenden Aufenthalt von Tieren auf einer Zuchtstation (inkl.
Leistungsprufung), auf einer Tierzucht-Veranstaltung (z.B. Tierschau) oder Sport-
Veranstaltung (z.B. Reitveranstaltung oder Reitkurs) im Ausmaf® von maximal 10
Tagen kann die Meldepflicht entfallen, sofern dies vom Fdérderungswerber belegt
werden kann. Bei Rindern ist die Weitergabe von weiblichen und méannlichen
Zuchttieren nach dem 30.09. zwecks Zuchteinsatz auf einem landwirtschaftlichen
Betrieb bis mindestens 31.12. (Abgleich mit der Rinderdatenbank) zulassig. Davon
umfasst ist auch die Weitergabe von Rindern nach dem 30.09. an andere
Betriebe, sofern die Tiere nicht vor dem 01.01. des Folgejahres geschlachtet
werden.

Abgang wahrend der Haltedauer:

Ein Abgang von beantragten Tieren ist zu melden. Abgangsmeldung unter Bezug
auf diese MalRnahme an die AMA innerhalb von 10 Werktagen ab Abgang.

Nachbesetzung:

Nachbesetzung innerhalb von 5 Wochen mit forderbaren Tieren der gleichen
Rasse und Nachbesetzungsmeldung, unter Bezug auf diese Untermalinahme, an
die AMA innerhalb von 10 Werktagen ab Nachbesetzung.

Entfall der Meldepflichten bei unmittelbarer Nachbesetzung nach Abgang und
Beantragung als Reservetier und Vorliegen gleichinhaltlicher Aufzeichnungen
(Bestandsverzeichnis). Bei den nachbesetzten Tieren ist von der verantwortlichen
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255

Zuchtorganisation die Eintragung in das Herdebuch, die gesicherte Abstammung
und die Einhaltung des Generhaltungsprogramms zu bestétigen. Bei
Nachbesetzung nach dem 01.07. des jeweiligen Férderungsjahres wird die Pramie
fur das beantragte Tier gewahrt. Erfolgt die Nachbesetzung vor dem 01.07. des
jeweiligen Foérderungsjahres, so wird die Pramie fir das forderbare Tier laut
Nachbesetzungsmeldung gewahrt.

Im Fall von Rindern werden die erforderlichen Meldepflichten durch die Meldung
an die Rinderdatenbank ersetzt.

Hohe der Forderung

Gefédhrdete Rassen
. Gefdhrdete  Rassen | mit besonderem | Hochgefahrdete
Gefahrdungsgrad (G) Generhaltungs- Rassen (H)
programm (GG)
Kuh, Stute 180 210 280
Mutterschaf/-ziege 40 50 60
Zuchtsau - - 150
Zuchtstier,
Zuchthengst 360 420 560
Zuchtwidder,
Zuchtbock 80 100 120
Zuchteber - - 300

-1

Die Pramien werden je Tier gewahrt, dargestellt sind Pramien in Euro/Tier

-2 Die Zuordnung der Rassen zu den Gefahrdungsstufen erfolgt gemal Rassenliste

(Anhang G)
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2.6 Begrinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau (6)

2.6.1 Ziele

-1 Beitrag zum Gewasserschutz durch die Reduktion von stofflichen Eintragen (insbes.
Nahrstoffe) in Grund- und Oberflachengewasser

-2 Reduktion des Bodenabtrags durch die Anlage flachendeckender Begriinungen

-3 Beitrag zum Humusaufbau und Klimaschutz durch die erhdhte organische Substanz im
Boden

-4 Bereitstellung von Nahrung, Schutz und Rickzugsmadglichkeit flr Tiere und Pflanzen
der heimischen Agrarlandschaft

26.2 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fir Ackerflachen mit aktiv angelegter Begrinung zwischen zwei
Hauptfrichten gewahrt. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die
Anlage von Zwischenfruchtbegriinungen entstehen (z. B. variable Maschinenkosten fiir den
Anbau bzw. die Pflege/Entfernung der Begrinung, Kosten flr die geforderten
Saatgutmischungen sowie zusatzliche Arbeitsaufwendungen).

2.6.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Ackerflache im ersten Jahr der Verpflichtung.

2.6.4 Definitionen im Rahmen dieser MaBnahme

-1 Als Zwischenfriichte gelten:

a. Im Begrinungsjahr aktiv angelegte Kulturen (inkl. Untersaaten) nach
Hauptfriichten, die spatestens im darauffolgenden Friihjahr umgebrochen werden
und auf die eine aktiv angelegte Hauptfrucht folgt. Unter einer aktiven Anlage wird
eine Ansaat bzw. Untersaat der jeweiligen Begrlinungskulturen verstanden. Bei
Untersaaten gilt die Ernte der Hauptfrucht als Anlagedatum fiir die Begriinung.

b. Nutzung (Mahd und Abtransport, Beweidung) und Pflege (z.B. hackseln) der
Zwischenfrucht ist erlaubt, sofern eine flachendeckende Begriinung erhalten
bleibt. Ein Drusch ist nicht erlaubt.

-2 Als Zwischenfrichte gelten nicht:
a. AusschlieBlicher Ausfall aus vorhergehenden Kulturen

b. Getreide und Mais (ausgenommen  Griinschnittroggensorten  geman
Saatgutgesetz), sowie Mischungen mit einem Anteil groRer als 50 % Getreide
und/oder Mais im Bestand

2.6.5 Forderungsverpflichtungen

-1 jahrliche, flachendeckende Begrinung von zumindest 10 % der Ackerflache geman
schlagbezogen beantragter Varianten.

a. Berechnungsbasis ohne Ackerflache die in die MaRnahmen ,Naturschutz‘(19),
~Weiterfihrung von 20jahrigen Stilllegungen aus Vorgangerprogrammen (K 20)%,
sowie ,Bewirtschaftung auswaschungsgefahrdeter Ackerflachen* (17) und
~vorbeugender Oberflichengewasserschutz auf Ackerflachen® (18) eingebracht
sind.

b. Stichtag fir das Ausmal der Ackerflachen ist jeweils der 1. Oktober

c. Begrinungen, die im Rahmen der Methoden nach Artikel 43 der Verordnung (EU)
Nr. 1307/2013 (Flachennutzung im Umweltinteresse) angelegt werden, sind fur die
Erreichung des Mindestprozentsatzes anrechenbar, sofern die gemal
Begriinungsvarianten festgelegten Bedingungen eingehalten werden.

-2 Verzicht auf mineralische N-Dingung vom Zeitpunkt der Anlage der Begriinung bis zum
Ende des Begriinungszeitraumes. Eine kombinierte Dingung im Rahmen der Ansaat
der Begrlinung ist nicht zul&ssig;
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-3 Verzicht auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln vom Zeitpunkt der Anlage der
Begrinung bis zum Ende des Begrinungszeitraumes. Die Beseitigung von
Zwischenfrichten darf nur mit mechanischen Methoden (Hackseln oder Einarbeitung)
erfolgen.

-4 Verzicht auf Bodenbearbeitung vom Zeitpunkt der Anlage der Begriinung bis zum Ende
des Begriinungszeitraumes (ausgenommen fur Strip Till-Verfahren)

-5 Begrunungsvarianten*:

Var. | Anlage Friihester | Einzuhaltende Bedingungen
spatestens |Umbruch
am** am
1 31.07. 15.10. = Ansaat einer Bienenmischung aus mindestens

5 insektenbliitigen” Mischungspartnern;

= Befahrungsverbot bis 30.09. (ausgenommen
Uberqueren der Flache);

= Nachfolgend verpflichtender Anbau von
Wintergetreide im Herbst.

= Saatgutnachweis Uber Rechnung oder Etikett.

2 31.07. 15.10. = Ansaat aus mindestens 3 verschiedenen
Mischungspartnern;

= Nachfolgend verpflichtender Anbau von
Wintergetreide im Herbst.

3 20.08. 15.11. = Ansaat aus mindestens 3 verschiedenen
Mischungspartnern.

4 31.08. 15.02. = Ansaat aus mindestens 3 verschiedenen
Mischungspartnern;

5 20.09. 01.03. = Ansaat aus mindestens 2 verschiedenen
Mischungspartnern;

6 15.10 21.03. = verpflichtender Einsatz folgender winterharter
Kulturen oder deren Mischungen:

Griinschnittroggen nach Saatgutgesetz,
Pannonische Wicke, Zottelwicke, Wintererbse
laut Saatgutgesetz oder Winterriibsen (inkl.

Perko).
* die Begrinungsvarianten 1 und 2 sind zusatzlich im MFA vor dem auszahlungsrelevanten
Herbstantrag zu beantragen, die Begriinungsvarianten

3 bis 6 im Herbstantrag, die Varianten 1 und 2 kénnen erst ab dem MFA 2015 (Forderjahr
2016) beantragt werden

**  bei Untersaaten ist als Anlagedatum das Datum der Ernte der Hauptfrucht zu betrachten
*** insektenblitige Pflanzen werden von Insekten bestaubt

2.6.6 Hohe der Férderung

Flachen gemaR Details Euro/ha
1.5.3
Variante 1 200
) _ Variante 2 160
. geleg Variante 4 170
Begriinung
Variante 5 130
Variante 6 120

-1 Im Falle einer gleichzeitigen Anrechnung als Flachennutzung im Umweltinteresse
gemal Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 wird auf den betroffenen Flachen
keine Pramie im Rahmen dieser MalRnahme bezahlt.
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2.7 Begriinung von Ackerflachen — System Immergrin (7)

2.71 Ziele

-1 Beitrag zum Gewasserschutz durch die Reduktion von stofflichen Eintragen (insbes.
Nahrstoffe) in Grund- und Oberflachengewasser
-2 Reduktion der Bodenerosion durch die ganzjahrige flachendeckende Begriinung

-3 Beitrag zum Humusaufbau und Klimaschutz durch die erhdhte organische Substanz im
Boden

2.7.2 Art der Beihilfe

Die Unterstlitzung wird auf allen bewirtschafteten Ackerflachen gewahrt. Geférdert werden
Kosten und Einkommensverluste, die durch die Anlage von Zwischenfruchtbegriinungen
(variable Maschinenkosten, Saatgut und zusatzliche Arbeitsaufwendungen) sowie aufgrund
von Fruchtfolgeumstellungen, die aufgrund der vorgegebenen Auflagen und Zeitrdume
entstehen.

2.7.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Ackerflache im ersten Jahr der Verpflichtung.

-2 Teilnahme an den MaRnahmen ,Umweltgerechte und biodiversitatsfordernde
Bewirtschaftung® (1) oder ,Biologische Wirtschaftsweise® (20)

2.7.4 Definitionen im Rahmen dieser MaBnahme

-1 Als Begriinungskulturen gelten Haupt- und Zwischenfriichte auf Ackerflachen; Flachen
ohne angelegte Begrinungskulturen gelten als begrint, solange die vorgegebenen
maximalen Zeitrdume (gemall Bestimmungen in 2.7.5) eingehalten werden;

-2 Als Zwischenfriichte gelten
a. aktiv angelegte Kulturen (inkl. Untersaaten) nach Hauptfrichten auf die eine aktiv
angelegte Hauptfrucht folgt. Unter einer aktiven Anlage wird eine Ein- bzw.
Untersaat der jeweiligen Begrinungskulturen verstanden; bei Untersaaten
unterbricht die Ernte der Hauptfrucht nicht den Begriinungszeitraum;
b. AusschlieBlicher Ausfall aus vorhergehenden Kulturen zahlt nicht als
Zwischenfrucht;

c. Nutzung (Mahd und Abtransport, Beweidung) und Pflege (hackseln) der
Zwischenfrucht ist erlaubt, sofern eine flachendeckende Begriinung erhalten
bleibt. Ein Drusch ist nicht erlaubt.

2.7.5 Forderungsverpflichtungen

-1 Flachendeckende Begrinung von mindestens 85 % der Ackerflachen an jedem
Zeitpunkt des gesamten Jahres

Eine Flache gilt als begrint, wenn der maximale Zeitraum zwischen:
o Ernte Hauptfrucht — Anlage Zwischenfrucht: 30 Tage
o Umbruch Zwischenfrucht — Anbau Hauptfrucht: 30 Tage
o Ernte Hauptfrucht — Anbau Hauptfrucht: 50 Tage
betragt.
-2 Laufende Fuhrung von Schlagbezogenen Aufzeichnungen uber folgende Termine:
o Ernte Hauptkultur
o Anlage und Umbruch Zwischenfrucht (Begriinung)
o Anlage Nachfolgekultur
-3 Zwischenfriichte sind bis spatestens 01.10. aktiv anzulegen und die
Mindestanlagedauer muss mindestens 35 Tage betragen.

-4 Verzicht auf mineralische N-Dingung und Einsatz von Pflanzenschutzmitteln (Ansaat
bis Umbruch) auf Zwischenfrichten. Die Beseitigung von Zwischenfriichten darf nur mit
mechanischen Methoden (Hackseln oder Einarbeitung) erfolgen.
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-5 Verzicht auf Bodenbearbeitung in Zwischenfrichten (ausgenommen fir Strip Till-
Verfahren)

2.7.6 Hohe der Forderung

Flachen gemaR
1.5.3
Ackerflachen 80

Details Euro/ha

-1 Fur stillgelegte Flachen, ausgenommen Biodiversitatsflichen im Rahmen der
MaBnahme ,Umweltgerechte und biodiversitatsférdernde Bewirtschaftung (1), wird
keine Pramie gewahrt, jedoch sind diese fur die Erflllung der 85 % anrechenbar.
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2.8 Mulch- und Direktsaat (inkl. Strip-Till) (8)
2.8.1 Ziele

-1 Reduktion des Bodenabtrags durch den Verzicht auf wendende Bodenbearbeitung und
Tiefenlockerung

-2 Verringerung von stofflichen Eintragen (insbes. Nahrstoffe) in Gewasser
-3 Beitrag zum Klimaschutz durch die Anreicherung von Humus in Ackerbdden

2.8.2 Art der Beihilfe

Die Unterstlitzung wird fir Ackerflachen gewahrt, auf denen eine erosionsgefahrdete Kultur
im Mulch- oder Direktsaatverfahren (inkl. Strip-Till) anschlieRend an eine Begriinung gemaf}
MaRnahme ,Begriinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau“ angebaut wird. Geférdert
werden Kosten und Einkommensverluste, die durch den Einsatz von pfluglosen
Bodenbearbeitungsverfahren bei erosionsgefahrdeten Kulturen auftreten.

2.8.3 Zugangsvoraussetzungen
-1 Teilnahme an der Mallnahme ,Begriinung von Ackerflachen — Zwischenfruchtanbau®
(6).
284 Forderungsverpflichtungen

-1 Jahrliche Mulchsaat, Direktsaat oder Saat im Strip-Till-Verfahren im Anschluss an
Begrinungen gemal Varianten 4, 5 oder 6 zum Anbau von erosionsgefahrdeten
Kulturen.

-2 Maximaler Zeitraum zwischen der 1. Bodenbearbeitung und dem Anbau der Folgekultur
ist 4 Wochen.

-3 Wendende Bodenbearbeitung unzulassig. )

2.8.5 Hohe der Forderung

Flichen gemaR Details Euro/ha
1.5.3
Erosionsgefahrdete

60
Kulturen
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2.9 Bodennahe Ausbringung flussiger Wirtschaftsdinger und
Biogasgulle (9)

2.91 Ziele

-1 Reduktion landwirtschaftlicher Luftschadstoffe (Ammoniak) und Geruchsemissionen
durch die bodennahe Ausbringungstechnik

-2 Minimierung klimarelevanter landwirtschaftlicher Emissionen durch die bodennahe
Ausbringungstechnik (Lachgas) und der damit verbundenen Vermeidung von
Nahrstoffverlusten (verringerter Mineraldiingerzukauf)

292 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fir die bodennahe Ausbringung flissiger Wirtschaftsdinger und
Biogasgulle auf Acker- und Grunlandflachen gewahrt. Geférdert werden Kosten, die durch
den Einsatz von bodennahen Gulleausbringungsgeraten fir die Ausbringung von
Wirtschaftsdiinger und Biogasgulle auf Acker- und Grunlandflachen anfallen.

293 Definitionen im Rahmen dieser MaBnahme

-1 Gulle: Gemisch aus Kot und Harn, das dariber hinaus Wasser, Futterreste und
Einstreuteile enthalten kann.

-2 Jauche: Vorwiegend Harn, enthalt aber auch Sickersaft von Festmiststapeln und
geringe Mengen an Kot und Streubestandteilen.

-3 Biogasgulle als Produkt aus der Vergarung von pflanzlichen Erzeugnissen aus der
Grunland- und Ackernutzung einschlieRlich  Ernteriickstdnde und Silagen,
Wirtschaftsdliinger, Futtermitteln sowie Uberlagerten Futtermitteln (wenn hygienisch
unbedenklich, kein Tiermehl), Verdorbenem sowie iberlagertem Saatgut (nicht gebeizt),
Olsaatenriickstanden (wenn frei von Extraktionsmittel), Futterresten, Trebern, Trestern,
Pressriickstanden, Vinasse, Kernen, Schalen, Fallobst, Ribenblattern, Ribenschnitzel,
Ribenschwanzen, Melasse, Molkerei- und Kasereirickstanden, Abfallen aus der
Speisenzubereitung (nicht aus GroRRkiichen und Gastronomie), Gemiiseabfallen,
Brauereirtickstédnden (Trub).

294 Forderungsverpflichtungen

-1 Ausbringung von mindestens 50 % des am Betrieb insgesamt ausgebrachten fliissigen
Wirtschaftsdiingers einschliel3lich Biogasgille auf Acker- oder Grinlandflachen des
Betriebes nur mit Geraten, die den Dinger unmittelbar auf oder in den Boden ablegen
(z.B. Schleppschlauchverteiler, Schleppschuhverteiler, Giilleinjektor). Bei Ausbringung
auf unbewachsenen Boden ist der ausgebrachte Wirtschaftsdiinger innerhalb von 24
Stunden nach der Ausbringung einzuarbeiten.

-2 Bei der Ausbringung durch betriebsfremde Gerate (gemafl Punkt 1) muss dies durch
Rechnungen uber die Dienstleistung oder gleichwertige geeignete Unterlagen
nachgewiesen werden.

-3 Dokumentation Uber die anfallende Art und Menge an flissigem Wirtschaftsdiinger
einschliellich Biogasgulle, Flachen und Ausbringungsmenge, sowie Angabe uber
Ausbringungszeitpunkt und schlagbezogene Ausbringung und der sonstigen
Verwendung wie z.B. Abgabe an Diritte.

-4 Bei Ausbringung von Biogasgllle sind geeignete Nachweise Uber die
Ausgangsprodukte vorzulegen.
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2.95

Hoéhe der Forderung

Flachen gemaR Details Euro/m?
1.5.3

Ackerflachen sowie | Schleppschlauch-, Schleppschuhverfahren 1,00
Granland Gillleinjektionsverfahren 1,20

-1

Pramiengewahrung aufgrund der ausgebrachten und jahrlich im MFA beantragten
Menge flissiger Wirtschaftsdiinger einschlieBlich Biogasgiille in m¥;im MFA des ersten
Teilnahmejahres ist die vom Verpflichtungsbeginn bis zum 15.05. ausgebrachte Menge
anzugeben, in den Folgejahren die vom 16.05. des Vorjahres bis zum 15.05. des
Antragjahres.

Im letzten Jahr der Verpflichtung erfolgt die Angabe Uber die nach dem 15.05.
ausgebrachte Menge flussiger Wirtschaftsdiinger einschlieRlich Biogasgille im Rahmen
eines gesonderten Antrags. Die Modalitdten dafiir sind von der Zahlstelle AMA
zeitgerecht bekannt zu geben.

Forderfahig sind maximal 30 m°/ha dingungswurdiger Acker- und Grinlandflache. Die
dingungswirdige Flache berechnet sich aus der Summe der Acker- und
Grinlandflachen mit N-Dingebedarf gemaf Aktionsprogramm Nitrat.
Leguminosenreinbestédnde und Flachen mit Dingeverbot sind keine diingungswiirdigen
Flachen im Sinne der SRL.
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210 Erosionsschutz Obst, Wein, Hopfen (10)
2.10.1 Ziele

-1 Schutz des Bodens vor Wind- und Wassererosion durch die flachendeckende
Begrinung in allen Fahrgassen

-2 \Verringerung von stoffichen Eintrdgen (insbes. Nahrstoffe) in Grund- und
Oberflachengewasser

-3 Beitrag zum Humusaufbau und Klimaschutz durch das erhdhte organische Material im
Boden

2.10.2 Art der Beihilfe

Die Unterstiitzung wird fir Begrinungskulturen auf Dauer-/Spezialkulturflachen mit ,Obst",
~Weinflachen* und ,Weinterrassen® sowie fiir Hopfen gewahrt. Geférdert werden Kosten und
Einkommensverluste, die durch die Anlage von Begrinungen in den Fahrgassen von
Dauer-/Spezialkulturen (Obst/Wein/Hopfen) entstehen.

2.10.3 Zugangsvoraussetzungen
-1 Mindestteilnahmeflache 0,5 ha Obst, Wein oder Hopfen im 1. Jahr der Verpflichtung.

2104 Definitionen im Rahmen dieser MaBRnahme

-1 Als Begrinungskulturen gelten:

a. Aktiv angelegte Kulturen oder Belassen von bestehenden Kulturen zwischen
den Reihen von Dauer-/Spezialkulturflachen;

b. Far Obst und Wein: Zumindest eine winterharte Art; im Fall von Mischungen
kdnnen dazu auch nicht winterharte Mischungspartner verwendet werden;

c. Fir Hopfen: Grinschnittroggen nach Saatgutgesetz, Pannonische Wicke,
Zottelwicke, Wintererbse laut Saatgutgesetz oder Winterribsen (inkl. Perko).
-2 Als Begrunungskulturen gelten nicht:
a. Organische Bodenbedeckungen (z.B. Stroh, Grasmulch, Rindenmulch);
b. Reine Selbstbegrinungen;
c. Getreide und Mais (ausgenommen Griinschnittroggensorten gemaf
Saatgutgesetz), sowie Mischungen mit einem Anteil groRBer als 50 %

Getreide/Mais im Bestand (ausgenommen Hafer oder Sommergerste als
Deckfrucht zur Etablierung von Dauerbegriinungen im Obst- und Weinbau).

-3 Als Bodengesundungen Dauer-/Spezialkulturen gelten:

a. Aktiv angelegte winterharte, ganzjahrige flachendeckende Begrinungen
gemadll Punkt 1 b. und c¢. oder Belassen von bestehenden
Bodengesundungsflachen;

b. Verzicht auf N-Diingung und Pflanzenschutzmitteleinsatz im
Bodengesundungszeitraum auf allen Bodengesundungsflachen.

c. Nutzung nicht zulassig (keine Beweidung, kein Abtransport des Mahguts);
d. Flachen sind mindestens einmal pro Jahr zu hackseln oder zu mahen.

2.10.5 Forderungsverpflichtungen

-1 Einhaltung der Forderungsverpflichtungen auf allen Obst-, Wein-, Hopfenflachen sowie
auf dazugehdrigen Bodengesundungsflachen des Betriebes.

a. Erosionsschutz Obst: Ganzjdhrige, flachendeckende Begrinung in allen
Fahrgassen der Obstflachen. Zuldssig ist das Offenhalten des unmittelbaren
Bereichs um die Stdmme in einer Zeilenbreite von max. 100 cm. Bei von
Einzelreihen abweichenden Pflanzsystemen (wie z.B. Doppelreihen,
Pflanzbeete, versetzten Pflanzungen, oder besonders breiten
Reihenabstanden wie z.B. Holunder), wo eine Zeilenbreite von maximal 100
cm nicht moglich ist, sind zumindest 60% der Gesamtflache zu begriinen.
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b.

Erosionsschutz Wein: Flachendeckende Begriinung in allen Fahrgassen der
Weinflachen oder Bewirtschaftung von Terrassen. Zuléssig ist das Offenhalten
des unmittelbaren Bereichs um die Stdmme in einer Zeilenbreite von max.
80 cm. Flachen mit einer Hangneigung >= 25 % sind ganzjahrig zu begriinen.
Flachen mit einer Hangneigung <25 % konnen entweder mittels einer
Winterbegriinung von 01.11. bis 30.04. (Variante A) oder auch ganzjahrig
(Variante B) begriint werden. Teilflaichen eines Feldstliicks, die eine
durchschnittliche Hangneigung >=25% aufweisen, sind grundsatzlich
ganzjahrig zu begrinen. Schlage bei denen weniger als 10 % der Flache eine
Hangneigung uber 25% aufweisen kdnnen auch im Sinne von Variante A
bewirtschaftet und beantragt werden. Es ist ein jahrlicher Wechsel zwischen
den Begrunungsvarianten A und B mdéglich.

Erosionsschutz Hopfen: Flachendeckende Begriinung in allen Fahrgassen der
Hopfenflachen von 15.10. bis 15.04.. Zulassig ist das Offenhalten des
unmittelbaren Bereichs um die Hopfenpflanzen, wobei jedoch zumindest 60 %
der Flache begrint sein mussen.

-2 Betriebliche Aufzeichnungen (Betrieb, Feldstlick, SchlaggréRe, Datum der Rodung bzw.
Neuauspflanzung der Dauerkultur; Datum der Anlage und des Umbruchs der
Begriinung oder der Bodengesundung sind am Betrieb aufzubewahren und auf
Anforderung an die AMA zu ibermitteln.

-3 Erneuerung der Begriinung:

a.

Ganzjahrige Begrinung (Obst, Wein Variante B):

Die Erneuerung ganzjahriger Begriinungen bzw. Rodung zur Bodengesundung
oder Neuauspflanzung sowie der Umbruch einer Bodengesundung fiir eine
nachfolgende Neuauspflanzung sind zulassig. Die Neuanlage der Begriinung
muss innerhalb von 8 Wochen nach Umbruch der Begrinung bzw. nach einer
Rodung/Neuauspflanzung der Dauerkultur erfolgen - jedoch spéatestens bis
zum 01.10; Bei Rodung nach dem 15.09. darf die Flache bis zum folgenden
Frdhjahr (bis 30.04.) unbegrint bleiben.

Winterbegriinung (Wein Variante A, Hopfen):

Die Erneuerung der Begriinung ist nicht zuldssig; Bei Rodung nach dem 15.09.
darf die Flache bis zum folgenden Friihjahr (bis 30.04.) unbegriint bleiben.

-4 Bodenbearbeitung im Begrinungszeitraum ist nur dann erlaubt, wenn dadurch die
Begrunung nicht zerstort wird (z.B. Untergrund oder Tiefenlockern). Eine Nutzung der
Begrinung ist nicht erlaubt (kein Abtransport des Mahgutes, Weidenutzung jedoch
zulassig).

-5 Bodengesundung:

a.

Wahrend des Verpflichtungszeitraums ist eine Stilllegung zur Bodengesundung
zulassig;

Die Stdmme, Reben bzw. Hopfenpflanzen mussen entfernt und die Flache
ganzjahrig begrint sein; Das Belassen von Gerusten auf der
Bodengesundungsflache ist erlaubt;

Die Anlage von Bodengesundungsflachen hat spatestens 8 Wochen nach der
Rodung zu erfolgen. Bei Rodung nach dem 15.09. hat die Ansaat bis
spatestens 30.04. des Folgejahres zu erfolgen.

Der Umbruch einer Bodengesundung fiir eine nachfolgende Neuauspflanzung
ist zulassig; die Neuanlage einer Begrinung muss innerhalb von 8 Wochen
nach Umbruch der Bodengesundung erfolgen - jedoch spatestens bis zum
01.10.; bei Umbruch nach dem 15.09. darf die Flache bis 30.04. unbegrint
bleiben. Die umbruchslose Erneuerung der Grindecke der Bodengesundung
ist zulassig.
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2.10.6

Hoéhe der Forderung

Flachen gemaR

153 Details Euro/ha
Hopfenflachen 200
Obstflachen <25% 200
Obstflachen>= 25% 340
- Variante A 100
/%a;l)l:aezrialkulturen Weinflachen <25% Variante B 200
Weinflachen, Weinterrassen = 25% bis <40% 300
Weinflachen, Weinterrassen = 40% bis < 50% 500
Weinflachen, Weinterrassen = 50% 800

-1

Die angegebenen Prozentwerte beziehen sich auf die Hangneigung des Schlages
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211 Pflanzenschutzmittelverzicht Wein und Hopfen (11)

2111 Ziele
-1 Beitrag zur tierischen und pflanzlichen Vielfalt durch den Verzicht auf chemisch-
synthetische Insektizide und/oder Herbizide
-2 Verringerung von Pflanzenschutzmitteleintrégen in Grund- und Oberflachengewasser

2.11.2 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird auf Wein- sowie auf Hopfenflachen gewahrt. Geférdert werden
Kosten und Einkommensverluste, die durch den Verzicht auf im konventionellen Landbau
eingesetzte Pflanzenschutzmittel bei Wein und Hopfen entstehen

2113 Zugangsvoraussetzungen

-1 Teilnahme an der MalRnahme ,Erosionsschutz Obst, Wein, Hopfen* (10)

2114 Forderungsverpflichtungen
-1 Teilnahme an Insektizidverzicht und/oder Herbizidverzicht auf allen Wein- und
Hopfenflachen:

a. Insektizidverzicht: Vollstandiger Verzicht auf Insektizide (mit Ausnahme von
Mitteln gemaf der Verordnung (EG) Nr. 834/2007) im Verpflichtungszeitraum
auf der gesamten MalRnahmenflache (Wein, Hopfen).

b. Herbizidverzicht: Vollstandiger Verzicht auf Herbizide im
Verpflichtungszeitraum auf der gesamten MaRnahmenflache (Wein, Hopfen).

-2 Verzicht auf Kauf und Lagerung von in dieser Ma3nahme unzuldssigen Betriebsmitteln.

2115 Hoéhe der Forderung

Flachen gemaf Details Euro/ha
1.5.3

Hopferlﬂéchen, Insektizidverzicht 250
Weinflachen

Hopfer)_ﬂachen, Herbizidverzicht 250
Weinflachen

-1 Insektizidverzicht und Herbizidverzicht sind ohne Abschlage kombinierbar
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212 Silageverzicht (12)
2121 Ziele

-1 Beitrag zur Sicherung der pflanzlichen und tierischen Vielfalt im Griinland durch einen
spateren ersten Schnitt und die Erhaltung von mosaikartigen
Grinlandnutzungsstrukturen

-2 Aufrechterhaltung einer traditionellen, silagefreien Griinlandnutzung

2.12.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fir gemahte Grinlandflachen und Ackerflachen mit gemahtem
Ackerfutter gewahrt. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch den
Verzicht auf Silagebereitung entstehen.

2123 Zugangsvoraussetzungen

-1 Mindestteilnahmeflache 2 ha gemahte Grinlandflache im 1. Jahr der Verpflichtung
-2 Eigenschaft als Tierhalter gemaR Definition 2.12.4 im 1. Jahr der Verpflichtung

2124 Definitionen im Rahmen dieser MaBRnahme

-1 Als Tierhalter gelten Betriebe mit zumindest 0,5 RGVE (Rinder, Schafe und Ziegen)/ha
forderbare Grunlandflache und Ackerfutter

-2 Als Milchviehhalter gelten Betriebe mit zumindest 2.000 kg Milchproduktion/ha
forderbare Grunlandflache und Ackerfutter
2125 Forderungsverpflichtungen

-1 Verzicht auf Silagebereitung und Silageeinsatz sowie auf die Lagerung von Silage am
gesamten Betrieb

-2 Abgabe von Mahgut an Dritte nur in Form von Heu

2.12.6 Hoéhe der Férderung

Flachen gemaR Details Euro/ha
1.5.3
Nicht Tierhalter 0
Ackerflachen Ackerfutterflachen Tierhalter 80
Milchviehhalter 150
Mahwiesen und Mahweiden Nicht Tierhalter 0
Grinland (ohne Streuwiesen, Bergmahder,  Tierhalter 80
Dauerweiden und Hutweiden) Milchviehhalter 150
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213 Einsatz von Nutzlingen im geschiitzten Anbau (13)

2.13.1 Ziele

-1 Schonung der natiirlichen Ressourcen Boden, Wasser und Luft durch den verstarkten
Einsatz von Nutzlingen zur Bekdmpfung tierischer Schadlinge im geschiitzten Anbau

-2 Reduktion insektizidresistenter Populationen von Schaderregern durch die alternative
Form der Schadlingsbekampfung

2.13.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fir Flachen unter Folie oder Glas, unabhangig ob auf gewachsenem
Boden oder in Topf- oder Substratkultur gewahrt. Gefoérdert werden Kosten und
Einkommensverluste, die durch den Einsatz von Nitzlingen im geschitzten Anbau
entstehen.

2.13.3 Forderungsverpflichtungen
-1 jahrlicher flachendeckender Einsatz von Nutzlingen im geschuiitzten Anbau in zumindest
einem Glashaus/Folientunnel
-2 anrechenbar sind Nitzlingseinsatze, die einen Pflanzenschutzmitteleinsatz ersetzen;

-3 schlagbezogene Aufzeichnung Uber Art und Menge der eingesetzten Nitzlinge, Grund
und Ziel des Einsatzes sowie Datum des Nuitzlingseinsatzes und die Entwicklung der
Nutzlinge; die Aufzeichnungen sind am Betrieb aufzubewahren und auf Anforderung an
die AMA zu Ubermitteln

2134 Hohe der Forderung

Flachen gemaf Details Euro/ha

1.5.3

Ackerflachen Flachen im geschutzten Anbau 1.000

Flachen mit Topf- .. . ..

oder Substratkultur Flachen im geschitzten Anbau 2.000 (1)
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214 Bewirtschaftung von Bergmahwiesen (14)

2.14.1 Ziele
-1 Offenhaltung der Kulturlandschaft und Bewahrung ihres landschaftsasthetischen Werts
durch die Aufrechterhaltung der Bewirtschaftung von Bergmahwiesen

-2 Erhaltung der hohen pflanzlichen und tierischen Vielfalt von Bergméahwiesen, die von
einer extensiven landwirtschaftlichen Nutzung abhangig ist

2.14.2 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fur Grunlandflachen gewahrt, die entweder Uber der &rtlichen
Dauersiedlungsgrenze liegen oder aufgrund ihrer Hangneigung schwierig zu bewirtschaften
sind. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die Mahd von
Bergmahdern und/oder Steilflachen gegeniber der Beweidung der Flachen entstehen.

2.14.3 Zugangsvoraussetzungen
-1 Teilnahme an der MaBnahme ,Umweltgerechte und biodiversitatsférdernde
Bewirtschaftung® (1) oder an der MaRnahme ,Biologische Wirtschaftsweise” (20).

-2 Mindestteilnahmeflache 0,1 ha Bergmahwiesen (Summe von Bergmahdern und
Steilflachen >=50 % Hangneigung) im ersten Jahr der Verpflichtung.

2144 Definitionen

-1 Bergmahder sind Grunlandflachen, die Uber der drtlichen Dauersiedlungsgrenze liegen,
wobei aber der Uberwiegende Teil der Flache des Schlages jedenfalls Gber 1.200 m
Seehdhe liegen muss.

-2 Steilflachen sind Grinlandflachen mit einer Hangneigung >= 50 %

2.14.5 Forderungsverpflichtungen

-1 Bergmahder

a. Zumindest jedes zweite Jahr einmal Mahen und Verbringung des Mahgutes,
Maximal eine Mahd pro Jahr, wobei das Mahgut jedenfalls von der Flache
verbracht werden muss;

Verzicht auf Beweidung, Nachweide nach dem 15. August ist zulassig;

Verzicht auf die Ausbringung von Dingemitteln mit Ausnahme von Festmist
sowie Verzicht auf die Ausbringung von Klarschlamm und kompostiertem
Klarschlamm auf der MalRnahmenflache;

d. Verzicht auf die Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln;
-2 Steilflachen

a. Jahrlich mindestens einmal vollflachige Mahd eines vollwertigen Schnittes und
Verbringung des Mahgutes;

2146 Hohe der Forderung

Flachen gemaft Details Euro/ha
1.5.3
Mahd mit Traktor 350
Gemahtes Griinland Bergmahder Mahd m!t Motormaher 500
Mahd mit Sense 800
Steilflachen 370

* Pramiengewahrung nur im Jahr der Mahd
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215 Alpung und Behirtung (15)

2.15.1 Ziele

-1 Offenhaltung der Kulturlandschaft und Bewahrung ihres landschaftsasthetischen Werts
durch die Aufrechterhaltung der Bewirtschaftung von Almflachen

-2 Reduktion der Bodenerosion und Schutz vor Naturgefahren durch die Umsetzung eines
standortangepassten Weidemanagements auf Aimen

-3 Erhaltung der hohen pflanzlichen und tierischen Diversitat auf Almflachen durch die
Umsetzung extensiver landwirtschaftlicher Nutzungsformen

2.15.2 Art der Beihilfe

Die Unterstiitzung wird fir Almfutterflachen gewahrt, die mit Tieren bestoflen werden.
Gefordert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die Einhaltung der
Verpflichtungen, insbesondere durch hohere Arbeitszeitbedarfe flir Weidepflege,
Tierbetreuung, Weiterbildung und den Verzicht auf chemischen Pflanzenschutz z.B. zur
Bekampfung von Ampfer und Giftpflanzen) entstehen.

2.15.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Im ersten Jahr der Verpflichtung miissen mindestens 3 ha Almfutterflache bewirtschaftet
und mit zumindest 3 RGVE bestolien werden.

2154 Definitionen im Rahmen dieser MaBRnahme

-1 Alm ist eine Bewirtschaftungseinheit aus Almfutterflichen einer im Almkataster
eingetragenen Alm. In der Natur muss ein sichtbarer Bewirtschaftungsunterschied
zwischen Dauergrinlandflachen und Almfutterflichen erkennbar oder eine deutliche
Grenze vorhanden sein (Zaun, Steinmauer, natirliche Grenze). Eine Alm kann auch
aus Nieder-, Mittel- und/oder Hochlegern bestehen.

-2 ErschlieBungszustand bezeichnet die Erreichbarkeit der AlIm mittels Stralen/Wege bzw.
sonstiger Infrastruktur zur zeitgemafen Bewirtschaftung der Alm und fur den Lasten-
/Viehtransport. Bei Vorhandensein eines Almzentrums (Wirtschaftsgebaude) erfolgt die
Beurteilung des Erschlieungszustandes anhand der ErschlieBung bis zum
Wirtschaftsgebaude (Umkreis von 50 m). Bei Almen ohne Wirtschaftsgebaude ist die
Zufahrtsmoglichkeit zu den Almflachen ausschlaggebend. Bei Almen mit mehreren,
nicht unmittelbar  angrenzenden Flachen wird bei unterschiedlichem
ErschlieBungszustand eine Einstufung auf Grund der Auftriebszeiten vorgenommen.
Der ErschlieBungszustand wird anhand der Almflache mit dem Iéngeren
Auftriebszeitraum beurteilt. Das Fldchenausmal wird dabei nicht bericksichtigt.

-3 Milchkuh/Milchschaf/Milchziege sind Tiere, die mindestens 45 Tage auf der Alm
gemolken werden

-4 Behirtung bezeichnet eine tagliche, ordnungsgemale Versorgung der Tiere,
erforderlichenfalls auch nachtens sowie die Pflege der Weideflachen. Zum Zwecke der
Behirtung muss eine Ubernachtungsmdaglichkeit fir den Hirten auf der Alm vorhanden
sein.

2.15.5 Forderungsverpflichtungen
-1 Wahrend mindestens 60 Tagen BestoRung einer im Almkataster eingetragenen Alm
durch Schafe, Ziegen, Pferde und Rinder.
-2 Auftrieb von max. 2,0 RGVE/ha Almfutterflache.

-3 Die natirliche Futtergrundlage der Alm muss fir die aufgetriebenen RGVE ausreichend
sein. Zulassig: Ausgleichsfiitterung (Heu, Mineralstofferganzung, Kraftfutter).

-4 Verzicht auf die Verfutterung von almfremder Silage und von almfremdem Grunfutter.
-5 Verzicht auf Ausbringung von almfremder Giille und von almfremder Jauche.

-6 Verzicht auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. Zuldssig sind nur
Pflanzenschutzmittel, die geman Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen sind.
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2.15.6

-7 Verzicht auf die Ausbringung stickstoffhaltiger Dingemittel; zuldssig sind jene
Dingemittel, die gemal Verordnung (EG) Nr. 834/2007 zugelassen sind. Verzicht auf
die Ausbringung von Klarschlamm und kompostierten Klarschlamm auf der
MaRnahmenflache.

-8 Option Behirtungszuschlag:
a. Behirtung fiir die Tierkategorien Rinder, Pferde, Schafe oder Ziegen.

b. Tagliche, spezifische zuséatzliche Versorgung der Tiere, erforderlichenfalls
auch nachtens.

c. Pflege der Weideflachen (Umtrieb der Tiere zur Sicherstellung einer
gleichmafligen Beweidung, Weidemanagement, Schwendmalinahmen)

d. Innerhalb der Programmperiode, aber spatestens bis zum 31.12.2017, sind
unabhangig von der Vorqualifikation fachspezifische Kurse im Mindestausmaf?
von 4 Stunden aus dem Bildungsangebot eines geeigneten Bildungsanbieters
von einer am Almbetrieb mallgeblich tatigen und in die Bewirtschaftung
eingebundenen Person (z.B. Hirte oder Almbewirtschafterinnen) zu
absolvieren. Die Inhalte des Kurses oder der Veranstaltung mussen in
mafgeblichem Zusammenhang mit der Almbewirtschaftung stehen. Eine
schriftliche Kursbesuchsbestatigung ist aufzubewahren und auf Anforderung
der Zahlstelle zu Ubermitteln.

Doppelanrechnungen von ein  und demselben Kurs auf mehrere
Verpflichtungen sind nicht zulassig.

e. Geeignete Unterkunftsmdglichkeiten fir den Hirten miissen vorhanden sein.

Hohe der Forderung

1F.Ig.%hen gemah Details Euro/ha
Alm mit Allradtraktor und Anhanger 40
Uber Weg mit Unterbau erreichbar
Alpung Alm nur mit Sgilbahn pder Bergbauern- 50
spezialmaschine erreichbar
Alm nur ber Ful3- oder Viehtriebweg 60
erreichbar
Almfutterflachen Option Behirtungszuschlag Euro/RGVE
fur die ersten 10 RGVE 90
ab dem 11. RGVE 20
Behirtung Zuschlag fur auf der Alm gemolkene
Milchkiihe, Milchschafe oder 100
Milchziegen

-1 Alpungspramie: Pramiengewahrung fur maximal 1 ha Almfutterflaiche je RGVE, maximal
jedoch im Ausmal der Almfutterflache.

-2 Behirtungszuschlag: Die Pramiengewahrung erfolgt auf Basis der jahrlich behirteten
Tierkategorien; pro Hirte kann eine Pramie fur maximal 70 RGVE gewahrt werden. Die
erhohte Pramie fir die ersten 10 RGVE wird pro 70 RGVE und Hirte ausbezahlt. Bei
120 RGVE und 3 Hirten wird also fir 20 RGVE die Pramie von 90 € gewahrt.
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2.16
2.16.1

2.16.2

2.16.3

2.16.4

Vorbeugender Grundwasserschutz (16)

Ziele

-1 Reduktion der stofflichen Belastung von Grund- und Oberflachengewasser durch die
Umsetzung einer grundwasserschonenden Bewirtschaftung von Ackerflachen in
nitratbelasteten bzw. -gefahrdeten Gebieten und durch die Aufrechterhaltung der
landwirtschaftlichen Grinlandnutzung in Produktionslagen mit Gberdurchschnittlich
hoher Bonitat und Umbruchsgefahrdung

-2 Sensibilisierung von Bewirtschafterinnen fiir das Thema Grundwasserschutz durch
Beratung und Weiterbildung Uber die Zusammenhange von Dingung und
Nahrstoffbelastungen in Gewassern sowie durch begleitende Bodenproben

Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fur Acker- oder Grunlandflachen in ausgewahlten Gebieten gewahrt.
Gefordert werden Kosten und Einkommensverluste, die

-1 auf Acker aufgrund einer verminderten Dungungsintensitat sowie durch den Aufwand
fur Datenerhebung, Aufzeichnung, Bilanzierung, Weiterbildung und das Ziehen und die
Analyse von Bodenproben sowie durch den Verzicht auf ausgewahlte
Pflanzenschutzmittelwirkstoffe entstehen.

-2 auf Grinland durch den Verzicht auf regelmaRigen Umbruch und Neueinsaat einer
Hochleistungsmischung sowie durch verminderten Maisanbau auf der Flache und fir
das Ziehen der vorgeschriebenen Bodenproben entstehen

Zugangsvoraussetzungen

-1 Grundwasserschutz Acker:

a. Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Ackerflache im Gebiet gemafly Anhang H
(ausgenommen Salzburg) im ersten Jahr der Verpflichtung.

b. Teilnahme an den Mallnahmen ,Begrinung von Ackerflachen -
Zwischenfruchtanbau“ (6) (fir OO ohne Variante 3) oder ,Begriinung von
Ackerflachen — System Immergran® (7).

-2 Grundwasserschutz Griinland:

a. Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Grunlandflache im Gebiet Salzburg
gemal Anhang H bzw. im Gebiet Oberdsterreich im ersten Jahr der
Verpflichtung.

b. Grinlandanteil (ausgenommen Almfutterflache) an der landwirtschaftlichen
Nutzflache im ersten Jahr der Verpflichtung fur Betriebe mit Teilnahme im
Gebiet Salzburg zumindest 70 %, flr Betriebe mit Teilnahme im Gebiet
Oberdsterreich zumindest 40 %.

c. Erflllung der Eigenschaft als Tierhalter gemaR 1.9.2.2. im ersten Jahr der
Verpflichtung.

Forderungsverpflichtungen

Grundvy_asse_rschutz Acker (nur Ackerflachen in der Gebietskulisse der Bundeslénder Bgld.,
Ktn., NO, OO, Wien und Stmk. gemaR Anhang H):

-1 Einhaltung der Dingevorgaben betreffend Stickstoff-Diingung gemafR Anhang | fur
Ackerflachen im Gebiet.

-2 Verzicht auf die Ausbringung von stickstoffhaltigen Dingern, Klarschlamm und
Klarschlammkompost ausgenommen Mist und Kompost auf Ackerflachen gemaf
Gebietskulisse:

a. vom 20.09. bis 15.02. auf frihanzubauende Kulturen (Sommerweizen,
Durumweizen, Sommergerste, sowie auf Feldgemiseanbauflachen unter Vlies
oder Folie);

b. vom 1510. bis 15.02. bei Wintergerste, Kimmel, Raps und
Ackerfutterkulturen;
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c. vom 20.09. bis 21.03. bei Mais;
d. vom 20.09. bis 01.03. auf allen anderen Ackerflachen.

-3 Aufzeichnungen Uber N-Dingung auf Ackerflachen im Gebiet gemal
Aufzeichnungsbdgen und Wertetabellen in Anhang J:

a. Schlagbezogene Dingeplanung gemal Kapitel 2 des Anhang J bis 28.02. des
jeweiligen Verpflichtungsjahres

laufende Dokumentation der Diingung gemaR Kapitel 3 des Anhang J
Nahrstoffbilanzierung geman Kapitel 1 des Anhang J und

d. schlagbezogene Dlngebilanzierung gemal Kapitel 4 des Anhang J bis zum
31.12. des jeweiligen Verpflichtungsjahres

-4 Bis 31.12.2018 sind mind. 12 Stunden Weiterbildung von einer mafgeblich am Betrieb
tatigen und in die Bewirtschaftung eingebundenen Person in Anspruch zu nehmen. Die
Bildungsveranstaltung muss zum Thema Grundwasserschutz bei einer vom jeweiligen
Landeshauptmann anerkannten und dem BMLFUW gemeldeten Beratungsstelle
erfolgen. Die Teilnahmebestatigungen sind am  Betrieb  aufzubewahren.
Doppelanrechnungen von ein und demselben Kurs auf mehrere Verpflichtungen sind
nicht zulassig.

-5 Im Zuge der Bildungs- und Beratungsdienstleistung sind auf den Flachen innerhalb der
Gebietskulisse Bodenproben zur Feststellung des Stickstoff-, Phosphor- und
Kaligehaltes sowie des pH Wertes und des Humusgehaltes zu ziehen, zu analysieren
und von der Beratungsstelle zu betreuen. Die Analysen hierzu kénnen mit der Nmin-
(betreffend Stickstoff), EUF- oder Bebritungsmethode nach den ,Richtlinien fir die
sachgerechte Dingung“ durchgefiihrt werden. Pro angefangene 5 ha Ackerflache ist
spatestens bis 31.12.2018 mindestens eine Bodenprobe zu ziehen (es wird immer
aufgerundet, d. h. bis 5 ha mind. 1 Probe, zwischen 5 und 10 ha 2 Proben...). Die
Ergebnisse der Bodenproben sind der Beratungsstelle als auch dem BMLFUW zur
Verfligung zu stellen. Die Bodenprobenergebnisse sind am Betrieb aufzubewahren.

-6 Auf Flachen im Gebiet OO ist ein Einsatz der Wirkstoffe Metolachlor, Chloridazon,
Terbuthylazin, Metazachlor, Bentazon auf Soja, Mais, Zuckerribe und Raps nicht
zulassig.

-7 Optional fir Betriebe mit Flachen im Gebiet Wien: Pilotprojekt Humusaufbau und (1)
Erosionsschutz:

a. Wendende Bodenbearbeitung ist im gesamten Verpflichtungszeitraum auf
Ackerflachen im Gebiet Wien unzuldssig (sowohl fiir Haupt- als auch
Zwischenfruchtkulturen).

b. Wissenschaftliche Begleitung im Rahmen eines vom BMLFUW anerkannten
Projektes mit der Zielsetzung der Untersuchung der Auswirkungen auf die
Speicherung von Kohlenstoff im Boden. Es sind jedenfalls entsprechende
Daten Uber die Flachenbewirtschaftung bzw. auch die Ergebnisse der
Bodenproben fiir wissenschaftliche Zwecke nach Aufforderung durch die
Projektbeauftragten zur Verfligung zu stellen.

c. Es sind doppelt so viele Bodenproben erforderlich wie bei der MalRhahme
vorbeugender Grundwasserschutz d. h. mindestens 2 Proben je angefangene
5 ha Ackerflache entsprechend raumlicher und zeitlicher Projektvorgaben.

d. Zusétzlich 3 Stunden Bildung und Beratung im Zusammenhang mit
Bodenproben oder pflugloser Bodenbearbeitung.

e. Eine Pramienkombination mit der MalRnahme ,Mulch- und Direktsaat* (08) ist
auf Flachen im Gebiet Wien nicht mdglich.

Grundwasserschutz _Grinland (nur_Grinlandflachen in _der Gebietskulisse Sbg. gemaf (1
Anhang H und in O06)

-1 Einhaltung der Diingeobergrenze gemal Anhang | auf den Griinlandflachen im Gebiet
Sbg. sowie Aufzeichnungen Uber N-Diingung auf Grinlandflachen im Gebiet geman
Aufzeichnungsbogen und Wertetabellen in Anhang J:

a. laufende Dokumentation der Diingung gemaf Kapitel 3 des Anhang J

~
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2.16.5

-2

b. Nahrstoffbilanzierung geman Kapitel 1 Anhang J bis zum 31.12. des jeweiligen
Verpflichtungsjahres

Verzicht auf Grinlandumbruch einschlieRlich Grinlanderneuerung durch Umbruch im
Gebiet. In begrindeten Fallen ist eine Grunlanderneuerung durch Umbruch nach
Meldung an und Genehmigung durch die AMA zuldssig. Die Meldung ist vor der
Grunlanderneuerung zu tatigen. Eine Prémiengewahrung ist im Jahr der
Grunlanderneuerung auf den erneuerten Flachen nicht mdglich.

Pro angefangene 5 ha Grinlandflache ist bis 31.12.2018 mindestens eine
Bodenuntersuchung hinsichtlich des pH-Wertes sowie des Phosphor- und Kalium-
Gehaltes und des Humusgehaltes zu ziehen. Die Bodenprobenergebnisse sind am
Betrieb aufzubewahren und auf Aufforderung der Zahlstelle oder dem BMLFUW zu
Ubermitteln.

Teilnahme einer malfgeblich am Betrieb tatigen und in die Bewirtschaftung
eingebundenen Person an einem Bildungs- und Beratungsangebot zum Thema
Wirtschaftsdinger im Grinland. Wahrend des Verpflichtungszeitraumes sind spatestens
bis 31.12.2018 mind. 3 Stunden Bildungs- und Beratungsdienstleistungen in Anspruch
zu nehmen, wobei das Thema ,Ergebnis der Bodenproben® Inhalt der Veranstaltung
sein muss.

Doppelanrechnungen von ein und demselben Kurs auf mehrere Verpflichtungen sind
nicht zulassig.

Hohe der Forderung

Flachen gemaf Details Euro/ha
1.5.3
100*
Ackerflachen im Zuschlag fur die ersten 10 ha fir Bildungs- und 10
Gebiet Bgld., Ktn., Beratungsauflagen
NG, 06, Wien und Zuschlag fur Soja, Mais, Zuckerribe und Raps im 20
Stmk. gemaf Gebiet in OO (nicht fiir Bio-Betriebe)
Anhang H Zuschlag fir  Pilotprojekt Humusaufbau  und 100
Erosionsschutz im Gebiet in Wien
Grinland im Gebiet | Mahwiesen und Mahweiden mit mindestens zwei
Sbg. gemal Anhang | Nutzungen und einer Hangneigung <25% flr 100
H Tierhalter
Mahwiesen und Mahweiden mit mindestens zwei
Grinland in O6 Nutzungen und einer Hangneigung <25 % fur 70
Tierhalter

* Fur Betriebe mit Teilnahme an der MaBnahme ,Einschrankung ertragssteigernder
Betriebsmittel* (2) oder der MalRnahme ,Biologische Wirtschaftsweise* (20) betragt die

Pramie 85 Euro/ha
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217 Bewirtschaftung auswaschungsgefahrdeter Ackerflachen
(17)

2171 Ziele

-1 Reduktion der Nahrstoffauswaschung in Grund- und Oberflachengewasser durch die
Aufgabe der ackerbaulichen Nutzung auswaschungsgefahrdeter Standorte

-2 Beitrag zur Biodiversitdt durch die Stilllegung von Ackerflachen, die zahlreichen
Tierarten als Nahrungsquelle und Rickzugsmdglichkeit dienen

217.2 Art der Beihilfe

Die Unterstlitzung wird fur Ackerflachen mit niedriger Bodenbonitat und damit verbundenem
hohem Auswaschungsrisiko gewahrt. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste,
die durch die Anlage einer Begrinungsmischung gegeniber der Einbeziehung der Flachen
in die betriebliche Fruchtfolge und somit gegenuber einer Ublichen ackerbaulichen Nutzung
entstehen.

217.3 Zugangsvoraussetzungen
-1 Teilnahmeberechtigt sind Schlage im Gebiet gemall Anhang H (ausgenommen
Salzburg) mit einer durchschnittlichen Ackerzahl < 40.

-2 Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Ackerfliche im Gebiet gemall Anhang H
(ausgenommen Salzburg) im ersten Jahr der Verpflichtung

217.4 Forderungsverpflichtungen

-1 Einsaat einer winterharten Begrlinungsmischung bis spatestens 15.05. oder Belassen
eines bestehenden Begriinungsbestandes; Verzicht auf die Einsaat von Leguminosen,;
die Begriinungsmischung ist Gber den gesamten Verpflichtungszeitraum zu belassen.

-2 Verzicht auf Ausbringung von Dinge- und Pflanzenschutzmitteln im gesamten
Verpflichtungszeitraum.

-3 Verzicht auf Umbruch der Flachen.

-4 Jahrliche Pflege oder Nutzung der Flachen durch Mahd und Abtransport des Mahgutes
oder Pflegemahd/Hackseln; eine Beweidung der Flachen ist nicht zuldssig. Das
Befahren der Flachen ist zulassig.

217.5 Hohe der Forderung

Flachen gemaf Details Euro/ha
1.5.3
Ackerflachen im Gebiet gemafl Anhang H (ausgenommen Sbg.) 450

-1 Pramie fir max. 20 % der Ackerflache des Betriebes.
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218 Vorbeugender Oberflachengewasserschutz auf Ackerflachen
(18)

2.18.1 Ziele

-1 Reduktion von Nahrstoffeintragen (insbesondere Phosphor) in Oberflachengewasser
durch die Anlage von Gewasserrand- und Gewasserschutzstreifen entlang von
gefahrdeten bzw. belasteten Oberflachengewassern

-2 Verringerung des Bodenabtrags durch die nachhaltige Bewirtschaftung besonders
abschwemmungsgefahrdeter Ackerflachen

-3 Beitrag zur Biodiversitdt, da die Gewasserrandstreifen von zahlreichen Tieren der
Agrarlandschaft als Nahrungsquelle und Rickzugsmadglichkeit genutzt werden

2.18.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird flir Ackerflachen entlang von Oberflachengewassern mit erhdhten
Eintragswerten in ausgewahlten Gemeinden gewahrt. Geférdert werden Kosten und
Einkommensverluste, die durch die Anlage einer Begrinungsmischung gegenuber der
Einbeziehung der Flachen in die betriebliche Fruchtfolge und somit gegenuber einer
Ublichen ackerbaulichen Nutzung entstehen.

2.18.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Ackerfliche im Gebiet gemalt Anhang K im
ersten Jahr der Verpflichtung

-2 Die Flachen mussen auf Feldsticken mit einem Abstand unter 50 m zu sténdig
wasserfihrenden Oberflachen-FlieRgewasserabschnitten in den gemal Anhang K
ausgewiesenen Gebieten liegen. Forderfahige Feldstiicke im Rahmen der MaRnahme
werden von der AMA im GIS als solche ausgewiesen.

2184 Forderungsverpflichtungen

-1 Anlage eines durchschnittlich mindestens 12 m breiten Gewdasserrandstreifens bis
spatestens 15.05. oder Belassen eines bestehenden Begrinungsbestandes. Der
Streifen ist an der dem Gewasser am néchsten liegenden Feldstiicksgrenze anzulegen.
Es ist eine dauerhafte, winterharte Griindecke anzulegen und Uber die gesamte
Verpflichtungsperiode zu belassen. Verzicht auf die Einsaat von Uberwiegend
Leguminosen.

-2 Verzicht auf Ausbringung von Dinge- und Pflanzenschutzmitteln im gesamten
Verpflichtungszeitraum.

-3 Verzicht auf Umbruch der Flachen.

-4 Jahrliche Pflege oder Nutzung der Flachen durch Mahd und Abtransport des Mahgutes

oder Pflegemahd/Hackseln. Eine Beweidung ist nicht zulassig. Das Befahren der
Flachen ist zulassig.

-5 Optionale Anlage von zusatzlichen Schutzstreifen auf dem Feldstlick auf dem sich der
Gewasserrandstreifen befindet Uber den gesamten Verpflichtungszeitraum zu
denselben Bedingungen.

2.18.5 Hohe der Forderung

Flachen gemaR

153 Details Euro/ha
Teile oder gesamte Feldsticke im Gebiet geman
Ackerflachen Anhang K, die in einem Abstand von maximal 50 m zu 450

einem Oberflachengewasser gemaf GIS-
Gebietskulisse liegen

-1 Pramie fir max. 20 % der Ackerflache des Betriebes.
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219 Naturschutz (19)
2.19.1 Ziele

-1 Erhaltung und Entwicklung von landwirtschaftlich genutzten, naturschutzfachlich
wertvollen Flachen und Strukturen und den davon abhangigen Tier- und Pflanzenarten

-2 Erhaltung und Verbesserung des Zustands landwirtschaftlich genutzter Lebensraume,
insbesondere jener Tier- und Pflanzenarten, die durch die FFH- bzw.
Vogelschutzrichtlinie geschutzt sind

-3 Beitrag zur Erhaltung und zum Aufbau von Biotopverbundstrukturen durch die
Foérderung uberregionaler Naturschutzplane

-4 Umsetzung von naturnahen, extensiven Bewirtschaftungsformen mit positiven
Auswirkungen auf die Schutzgiiter Boden, Wasser und Klima

-5 Unterstitzung innovativer Umsetzungskonzepte auf betrieblicher Ebene durch die
Einflhrung von ergebnisorientierten Naturschutzplanen

2.19.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fur Acker- und Grinlandflachen sowie fiir naturschutzfachlich 1)
wertvolle Pflegeflachen gewahrt. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste, die

durch die Einhaltung der Naturschutzauflagen entstehen. Die Pramie ergibt sich aus den fir

die einzelnen Verpflichtungen berechneten Teilpramien.

2193 Zugangsvoraussetzungen

-1 Teilnahme an der MaBnahme ,Umweltgerechte und biodiversitatsférdernde
Bewirtschaftung® (1) oder an der MaRnahme ,Biologische Wirtschaftsweise® (20).

-2 Vorliegen einer Projektbestatigung von der fiir den Naturschutz zustéandigen Stelle des
Landes, welche die fir das Projekt verpflichtend erforderlichen, detaillierten und
sonstigen Bedingungen festlegt; die Bedingungen kénnen aus den in Anhang L
definierten Auflagen ausgewahlt werden.

2194 Projektbestatigung und allgemeine Bestimmungen

-1 Die fir die Ausstellung der Projektbestatigung zustandige Stelle des Landes hat
sicherzustellen:

a. Standardisierte Planung, Festlegung und Abwicklung des Projektes im
Rahmen der bei der AMA hinsichtlich der férderbaren Flachen eingerichteten
Naturschutzdatenbank.

b. Ausstellung einer Projektbestatigung mit flachenspezifischen Zielen und
Foérderungsvoraussetzungen und Zusendung derselben.

c. Die mdglichen Férderungsvoraussetzungen sind in Anhang L vorgegeben und
werden von den Naturschutzabteilungen der Lander auf Basis von vor Ort
Kartierungen oder mittels anderer geeigneter Unterlagen festgelegt. Die
Kartierung kann im Rahmen von Beauftragungen durch geeignete Expertinnen
erfolgen.

d. Darstellung der betroffenen Flachen in einem dafiir vorgesehenen Layer im
eAMA GIS.

-2 Die Ausstellung von Projektbestatigungen kann im Rahmen sogenannter ,regionaler
Naturschutzplane® auf Basis einer Ubergeordneten Planung erfolgen. In diesen Féllen
kénnen in den Projektbestatigungen Weiterbildungsverpflichtungen festgelegt werden.

-3 Einzelne Foérderungsvoraussetzungen gemafl Anhang L kénnen nur in definierten
Gebieten oder Projekten oder nur fur bestimmte Flachenkategorien vergeben werden.

-4 Bestimmte Forderungsvoraussetzungen kénnen nicht mit anderen kombiniert werden,
die entsprechende Festlegung erfolgt in Anhang M und N. (1

-5 Im Rahmen spezifischer Projekte kdnnen Monitoringverpflichtungen definiert und
abgegolten werden. In diesen Fallen besteht die Verpflichtung, die entsprechenden
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Daten an die Naturschutzabteilungen der Lander oder die im Rahmen des Projektes
genannten Stellen weiter zu leiten.

-6 Die spezifischen Auflagen zu den PF-Flachen werden in Anhang L beschrieben. Eine (1

Teilnahme am Monitoring (LDO1) oder am regionalen Naturschutzplan neu (RNO2) ist
auch mit PF-Flachen mdglich. Fur die Auflagen untereinander bestehen gesonderte
Kombinationsregelungen (gem. Anhang N). Eine Kombination mit nicht
pramienrelevanten Auflagen ist ebenso mdglich. Die konkrete Pramie ergibt sich aus
der Festlegung in der Projektbestatigung in Abhangigkeit der vergebenen Auflagen,
dem Anteil von Offenlandbereichen und Strukturelementbereichen und der damit
verbundenen ,Erschwernis“ der landwirtschaftlichen Nutzung.

~

2.19.5 Forderungsverpflichtungen

-1 Forderfahige Flachen sind Grinland (ohne Alm) und Acker sowie sonstige Flachen, die (1
zu ihrer Erhaltung einer regelmafiigen Pflege bedirfen und nicht den Kriterien als
Grunland- oder Ackerflachen entsprechen (z. B. Weiterfihrung 20jahriger Stilllegung
aus Vorgangerprogrammen und naturschutzfachlich wertvolle Pflegeflachen);

-2 Einhaltung der gemal Projektbestatigung auf Grundlage des Anhang L festgelegten
Bewirtschaftungsauflagen auf den in die MaRnahme eingebrachten Flache

Doppelanrechnungen von ein und demselben Kurs auf mehrere Verpflichtungen sind
nicht zulassig.

-3 Auflagen, die unabhéngig von den flachenspezifischen Festlegungen in der
Projektbestatigung auf allen Flachen gelten:

a. keine Neuentwéasserung

b. keine maschinelle Entsteinung und keine Gelandekorrekturen, Ablagerungen
und Aufschittungen;

c. keine Ausbringung von Klarschlamm und Klarschlammkompost;
keine Lagerung von Siloballen;

maximal drei Nutzungen von Grinlandflachen pro Jahr, wobei in der
Projektbestatigung weitere spezifische Einschrankungen zu treffen sind;

f. keine Ein- oder Nachsaaten auf Grinlandflachen (Ausnahme: Wildschaden,
Engerlinge, Murenabgange und andere Ereignisse hdherer Gewalt nach
Rucksprache mit der die Projektbestatigung ausstellenden Landesdienststelle);

g. keine zusatzliche Dingung auf Weideflachen (ausgenommen: Mahweiden);

h. im Falle von Auflagen, die eine verpflichtende Beweidung verlangen, besteht
eine diesbeziigliche schlagbezogene Aufzeichnungsverpflichtung betreffend
Dauer der Beweidung, Anzahl der Tiere und Angabe der Tierart;

i. Im Fall von naturschutzfachlich wertvollen Pflegeflachen gilt, dass maximal R
eine Nutzung pro Jahr stattfinden darf, aber mindestens ein Jahr ohne Nutzung
im Verpflichtungszeitraum gegeben sein muss und keine Pestizide eingesetzt
werden diarfen. Wenn Flachen gemaht werden, muss das Mahgut auch
abtransportiert werden.

-4 Regionaler Naturschutzplan: Im Rahmen des ,Regionalen Naturschutzplans® werden
Zielsetzungen fiir eine abgegrenzte Region (z.B. Natura 2000 Gebiet, Teilgebiet eines
Schutzgebiets) definiert und diese mit Unterstiitzung einer Projektgemeinschaft
umgesetzt. Im Zuge von gemeinsamen Planungen, Workshops und Betriebsbesuchen
werden die wertvollen Flachen der Region identifiziert und deren Schutzbedarf
dargelegt. Die Projektbestatigung der landwirtschaftlichen Betriebe enthalt alle
Forderungsverpflichtungen, die fur die Erreichung der regionalen Zielsetzungen
erforderlich sind. Die Foérderungsverpflichtungen werden gemaf
Foérdervoraussetzungen des Anhangs L ausgewahlt.

-5 Ergebnisorientierter  Naturschutzplan: Im Rahmen des ergebnisorientierten
Naturschutzplanes werden statt Férderungsverpflichtungen gemal® Anhang L prazise
Ziele sowie dazugehdrige messbare und fir den Betrieb erkennbare Indikatoren
definiert. Fur jede Flache wird dabei genau festgelegt, welche Kennarten oder
Strukturen anzeigen, dass die Zielerreichung auf der Flache erreicht oder verfehlt
wurde. Es wird eine gesonderte Projektbestatigung erstellt, wobei dann alle
Naturschutzflachen nach dem Prinzip ,Ergebnisorientierung® zu bewirtschaften sind.

~

~
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Das bedeutet, es werden fir alle Flachen Ziele, Kontrollkriterien und eine Pramie (die
sich aus den Auflagen laut Anhang L ableiten 1&sst) festgelegt.

2.19.6 Hohe der Forderung

Flachen gemaf Details Euro/ha
1.5.3
Ackerflachen
Grinland Auflagen und dazugehdrige Pramiensatze gemal Anhang L nach
Naturschutzfachiich Marsgabe der Projektbestatigung, Kombinationsmdglichkeiten
gemal Anhang M und N
wertvolle (1)
Pflegeflachen

-1 Flachenstillegungen gemal Anhang L Abschnitt Ackerstillegung maximal im Ausmaf}
von 25 % der gesamten Flache des Betriebes forderfahig

-2 Regionaler Naturschutzplan maximal 500 Euro Obergrenze pro Betrieb fiur den
Naturschutzplanzuschlag (RNO1 und RN02)

-3 Monitoring maximal 500 Euro Obergrenze pro Betrieb fiir den Monitoringzuschlag
(LDO1)
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2.20 Biologische Wirtschaftsweise (20)
2.20.1 Ziele

-1 Erhaltung und Steigerung der pflanzlichen und tierischen Biodiversitat dsterreichischer
Kulturlandschaften sowie eine umwelt- und ressourcenschonende Bewirtschaftung von

landwirtschaftlichen Flachen

-2 Etablierung betrieblicher Nahrstoffkreislaufe, Reduktion des Einsatzes von chemisch-
synthetischer Pflanzenschutz- und Dingemittel sowie damit verbundene Reduktion

stofflicher Eintrage in Gewasser

-3 Steigerung der Bodenfruchtbarkeit, Etablierung und Erhaltung vielfaltiger Fruchtfolgen
sowie Erhaltung des Dauergrinlandes und damit verbundene Reduktion von

Treibhausgasemissionen

-4 Beitrag zur Bewahrung einer traditionellen vielfaltigen Kulturlandschaft durch die

Erhaltung von Grinland und Landschaftselementen
-5 Besonders tierfreundliche Haltung der Nutztiere

2.20.2 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fir Acker-, Grinland-, Dauer-/Spezialkulturflachenflachen sowie fir
die Haltung von Bio-Bienen gewahrt. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste,
die durch die Einhaltung der relevanten Bestimmungen bezlglich biologischer

Wirtschaftsweise im Vergleich zu der landestblichen Bewirtschaftung entstehen.

2.20.3 Definitionen

-1 Biologischer Teilbetrieb:

Unter folgenden Voraussetzungen kann auch mit nur einem Teil
landwirtschaftlichen Betriebes an dieser MalBnahme teilgenommen werden und der

Ubrige Betrieb konventionell bewirtschaftet werden:

a. Verfugbarkeit von eigenstandigen Betriebsanlagen und landwirtschaftlichen
Nutzflachen jeweils flir den biologisch und den konventionell bewirtschafteten

Teil.

b. Getrennte Bewirtschaftung von jeweils anderen Kulturbereichen (,Grinland
und Ackerland®, ,Obst- und Hopfenbau®, ,Weinbau®) auf dem biologisch und

auf dem konventionell bewirtschafteten Teil.

c. Getrennte Lagerung von Betriebsmitteln (Pflanzenschutzmitteln, Dingemitteln

usw.) auf dem jeweiligen Betriebsteil.

Kommt ein anderer Betrieb (konventionell oder biologisch) wahrend des
Verpflichtungszeitraums hinzu, muss der hierdurch neu entstandene Betrieb zumindest

die Teilbetriebsregelungen der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 einhalten.

-2 Im Falle von Bodengesundungsflachen gilt:
a. Es darf keine Nutzung des Aufwuchses erfolgen (nur Hackseln);
b. Verzicht auf den Einsatz von Pflanzenschutz- und Dingemitteln;

c. die Neuansaat hat bis spatestens 15.05. des Kalenderjahres zu erfolgen,

Umbruch friihestens am 15.08. des 2. Jahres

d. Spatestens im zweiten Jahr nach dem Anlegungsjahr hat eine Flachenrotation
zu erfolgen. Als Anlagejahr gilt das Jahr der erstmaligen Angabe im MFA.

2.204 Forderungsverpflichtungen

-1 Einhaltung der Bestimmungen der EU-Bio-Verordnung 834/2007und der erganzenden
nationalen Vorschriften (Osterreichisches Lebensmittelbuch Codexkapitel
betreffend Kauf, Lagerung und Verwendung von Betriebsmitteln (Pflanzenschutz-,
Dinge- und Futtermittel, Saatgut, Desinfektionsmittel und Tierarzneimittel) sowie

betreffend Tierhaltungsvorschriften (Stallflache, Auslauf).

-2 Anerkennung als Biobetrieb durch den Landeshauptmann (Lebensmittelbehorde)
gemal Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und Vertrag mit einer Bio-Kontrollstelle
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spatestens ab 01.01. des 1. Jahres des Verpflichtungszeitraumes. Ein Wechsel der
Kontrollstelle hat jedenfalls ohne zeitliche Unterbrechung zu erfolgen.

Erhaltung und naturvertraglicher Umgang mit Landschaftselementen (LSE)

a. Verpflichtung zur Erhaltung und zu einem naturvertraglichen Umgang mit auf
oder max. 5 m neben landwirtschaftlich genutzten Flachen befindlichen, in der
Verfligungsgewalt des Betriebes stehenden flachigen und punktférmigen
Landschaftselementen gemaR Anhang E.

b. Fdrderfahig sind nur Landschaftselemente, die nicht als CC Elemente gemaf §
15 der Horizontalen GAP Verordnung ausgewiesen sind.

c. Ausgenommen von der Erhaltungsverpflichtung sind Landschaftselemente auf
Almen und Hutweiden.

Verpflichtung zur Erhaltung des Griinlandausmafes im Verpflichtungszeitraum:

a. Als Referenzflichenausmald gilt die Granlandflache im 1. Jahr der
Verpflichtung plus das im Jahr davor umgebrochene Flachenausmal

b. Uber den Verpflichtungszeitraum kénnen bis maximal 5% des
Referenzflachenausmalies in Acker-, Dauer-/Spezialkulturen oder geschutzter
Anbau umgewandelt werden, jedoch jedenfalls 1 ha und maximal 3 ha.

c. Flachenzu- und -—-abgange werden bericksichtigt. Ein Uberbetrieblicher
Flachentausch ist nicht anrechenbar.

Weiterbildungsverpflichtung: Innerhalb der Programmperiode, aber spatestens bis
31.12.2018, sind unabhangig von der Vorqualifikation fachspezifische Kurse im
Mindestausmall von 5 Stunden aus dem Bildungsangebot eines geeigneten
Bildungsanbieters von einer am Betrieb malfgeblich tatigen und in die Bewirtschaftung
eingebundenen Person zu absolvieren. Die Inhalte des Kurses mussen in
mafRgeblichem Zusammenhang mit der Einhaltung der in der OPUL-SRL geforderten
Verpflichtungen  stehen  (z.B. Grundsdtze des Biologischen Landbaus,
Kreislaufwirtschaft, Bodenfruchtbarkeit, Klimaschutz, Dingemanagement, Biodiversitat,
Landschaftselemente, Ackerbau, Grinlandwirtschaft, artgerechte Tierhaltung).

Doppelanrechnungen von ein und demselben Kurs auf mehrere Verpflichtungen sind
nicht zulassig.

Eine schriftliche Kursbesuchsbestatigung ist am Betrieb aufzubewahren und auf
Anforderung an die AMA zu Ubermitteln.

Biobienenhaltung (optional): Die Haltung der Bienen und die Bienenstocke missen den
Regeln der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und der Kontrolle einer Bio-Kontrollstelle
unterliegen. Max. férderfahig sind 1.000 Bienenstdcke pro Betrieb und Jahr.

Blihkulturen sowie Heil- und Gewlrzpflanzen auf Ackerflachen (optional):
a. Anlage auf Ackerflachen bis spatestens 15.05. des Kalenderjahres;

b. Umbruch nach der Ernte erlaubt, frihestens jedoch am 01.07.; wenn aufgrund
aulRergewdhnlicher Umstande keine Ernte erfolgt, dann ist Umbruch,
Pflegemahd oder Hackseln frihestens am 01.08. erlaubt;

c. Als Bluhkultur und Heil- und Gewilrzpflanzen anrechenbar sind: Acker-
Stiefmutterchen, Anis, Baldrian, Basilikum, Bockshornklee, Bohnenkraut,
Brennnessel, Flohsamen, Gewurzfenchel, Johanniskraut, Kamille, Koriander,
Kornblume, Kimmel, Kreuzkimmel, Lein, Leindotter, Liebstockel, Linsen,
Mariendistel, Melisse, Minze, Mohn, Mutterkraut, Neslia (Finkensame),
Nachtkerze, Oregano, Ringelblume, Saflor, Salbei, Schafgarbe,
Schlisselblume, Schnittlauch, Schwarzkimmel, Sonnenhut, Steinklee,
Studentenblume, Thymian, Wallwurz (Beinwell), Ysop und sowie Kulturen, die
zur Saatgutproduktion autochthoner Wildpflanzen angelegt werden.

Biodiversitatsflachen auf Acker (optional): Anlage von Biodiversitatsflachen auf Acker
gemaf den Bestimmungen der MalRnahme ~Umweltgerechte und
biodiversitatsfordernde Bewirtschaftung“ (01), jedoch ohne den Mindestflachenvorgaben

Sonderbestimmungen:

a. Es durfen maximal 2 nicht zertifizierte Mastschweine und/oder 10 nicht
zertifizierte Hihner fir den Eigenbedarf gleichzeitig gehalten werden.
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2.20.5

,Konventionelle* Pferde durfen am Betrieb gehalten werden. Eine Haltung von
“konventionellen® und ,biologischen“ Equiden (Pferde, Ponies, Esel und
Kreuzungen) auf einem Betrieb ist nicht mdglich. Konventionelle Pferde sind

fur die Einstufung als Tierhalter gemaR 1.9.2.2. nicht zu beriicksichtigen.

Hohe der Forderung

-1 Bodengesundungsflachen >25 % auf Ackerflachen und Bodengesundungsflachen auf
Dauer-/Spezialkulturen sowie Biodiversitatsflachen >15 % der Ackerflache sind nicht

forderfahig.

-2 Punktférmige LSE werden dabei mit 100 m? Flache angerechnet.

-3 Landschaftselemente auf Hutweiden und Almen sowie
Compliance geschitzte Landschaftselemente (z.

Pramienberechnung nicht bertcksichtigt.

MaRnahmenteil

im Rahmen der Cross-
B. GLOZ) werden fir

die

Flachen gemaf Details Euro/ha

1.5.3
Ackerflachen inkl. Bodengesundungsflachen /
Ackerfutterflachen bis max. 25 % der Ackerflache 230
sowie zusatzlich max. 15 % Biodiversitatsflachen (1)
Ackerfutterflachen >25% Nicht-Tierhalter 70

Ackerflachen der Ackerflache Tierhalter 225
Feldgemuse und Erdbeeren 450
Kulturen im geschitzten Anbau 700
Zuschlag auf Acker fir Blihkulturen sowie Heil- und 120
Gewlrzpflanzen

Griinland Nicht-Tierhalter 70

ruman Tierhalter 225

/%T)L:aezri-alkulturen Obst, Wein und Hopfen 700

Ackerflachen,

Grunland, Dauer- o . . "

/Spezialkulturen und Je % LSE-.!:Iache an der Fla'che gemal 1.5.3 ohne 72 2

N ) Almfutterflachen und Hutweiden (max. 150 €/ha)

Flachen im

geschutzten Anbau

Bienenstock Bis max. 1.000 Stocke/Betrieb 25

(je Stock)
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2.21 Tierschutz — Weide (21)

2.21.1 Ziele

-1 Steigerung des Tierwohls durch Weidehaltung

-2 Ausbau und Beibehaltung der Weidehaltung als ressourcen- und klimaschonende
Grunlandbewirtschaftungsform

2.21.2 Art der Beihilfe

Die Unterstutzung wird fur die Weidehaltung von Rindern, Schafen und Ziegen gewahrt.
Gefordert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die Weidehaltung von
Rindern, Schafen und Ziegen gegenlber der konventionellen Haltung entstehen.

2.21.3 Zugangsvoraussetzungen
-1 Teilnahme mit mindestens 2 RGVE/Betrieb

2214 Definitionen

-1 Die FérdermalRnahme wird fir folgende Tierkategorien angeboten:
a. Weibliche Rinder >= 2 Jahre, Kihe und Kalbinnen

Weibliche Rinder >= %2 Jahr und < 2 Jahre

Mannliche Rinder >= % Jahr, ausgenommen Zuchtstiere

Weibliche Schafe >= 1 Jahr

Weibliche Ziegen >= 1 Jahr

®aooo0

2.21.5 Forderungsverpflichtungen

-1 Weidehaltung an mindestens 120 Tagen im Jahr (zwischen 01.04. und 15.11) von
jeweils allen Tieren einer oder mehrerer Kategorien gemaf Definition 2.21.4.

-2 Zugangsmoglichkeit der Tiere zu Tranke und Unterstellmdglichkeit (oder Moglichkeit der
raschen Verbringung in den Stall, wenn notwendig); Verfligbarkeit von Stallen im
Winter;

-3 Dokumentation der Weidehaltung (insbesondere Zeitrdume, Hinderungsgrinde,
Unterbrechungsgriinde);

-4 Meldepflicht, wenn die Gesamtdauer von 120 Tagen Mindestweidedauer fir einzelne
oder mehrere Tiere oder die gesamte Tierkategorien nicht einhaltbar ist. Die Meldung
hat innerhalb von 10 Tagen an die AMA zu erfolgen. In diesem Falle erfolgt keine
Pramiengewahrung fur die betroffenen Tiere.

2.21.6 Hohe der Forderung

Tierkategorie Details Euro/GVE
55
bei gleichzeitiger tierbezogener Pramienbeantragung
Rindern, Schafen in der OPUL-MaRnahme ,Alpung und Behirtung* (15)
und Ziegen oder der fakultativ gekoppelten Stiitzung bei auf 27,5

Almen aufgetriebenen Rindern, Schafen und Ziegen
im Rahmen der Direktzahlungen

-1 Weideflachen sind: Heimweiden (gemafl Flachennutzung), Fremdweiden (anteilig
gemaf Weideauftriebsliste) und Almen (anteilig gemal Almauftriebsliste).

-2 Forderfahig sind maximal 4 RGVE/ha Weideflache
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2.22 Natura 2000 — Landwirtschaft (22)
2.221 Ziele

-1 Extensive Bewirtschaftung von landwirtschaftlich genutzten Flachen in Natura 2000
Gebieten sowie von FFH-Lebensraumtypen in sonstigen Schutzgebieten

-2 Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung von landwirtschaftlichen Okosystemen
und der Biodiversitat sowie der Umsetzung der Natura-2000-Verpflichtung

-3 Akzeptanzsteigerung fur das europdische Netz aus Schutzgebieten durch Abgeltung
von Auflagen, die durch gesetzliche Verpflichtungen oder zwingend aus Natura 2000-
Managementplénen entstehen

2.22.2 Art der Beihilfe

Die Unterstiitzung wird fir Grinlandflachen in Natura 2000 Gebieten und sonstigen
Schutzgebieten auf landwirtschaftlich genutzten Lebensraumtypen gemafR Richtlinie
92/43/EWG gewahrt. Geférdert werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die
gesetzlichen Auflagen in den férderfahigen Gebieten entstehen. Die Pramie ergibt sich aus
den fur die einzelnen Auflagen berechneten Teilpramien.

2.22.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Vorliegen von relevanten, den Bewirtschaftungsauflagen zugrundeliegenden
Rechtsbestimmungen in Bezug auf die der Bedingungen entsprechend der Auflagen
GIl05, Gl06 und GI07 sowie GL0O1 bis GL0O5 gemal Anhang L und

-2 Vorliegen einer Projektbestatigung von der fiir den Naturschutz zustéandigen Stelle des
Landes

2224 Forderungsverpflichtungen

-1 Flachenbewirtschaftung gemal den in den relevanten Rechtsbestimmungen
festgelegten Bewirtschaftungsauflagen, die im Zusammenhang mit der Umsetzung der
Richtlinien 2009/147/EG und 92/43/EWG ordnungsrechtlich festgelegt wurden (z. B.
Naturschutzgesetze und darauf aufbauende Verordnungen). Im Rahmen der
gegenstandlichen Maflnahme sind das Auflagen gemal GI05, GI06 und GIO07
(Dingeverbot bei 1, 2 oder 3 und mehrmaliger Nutzung) sowie die Auflagen GLO1 bis
GLO5 (Schnittzeitverzogerung um 14, 21, 28, 42 oder 56 Tage) des Anhangs L bzw.
gleichinhaltlich.

2225 Hohe der Forderung

Flachen gemaR Details Euro/ha
1.5.3
N2GI05 dreimalige Nutzung (Mahwiese), keine Diingung 270
N2Gl06 zweimalige Nutzung (Madhwiese), keine Diingung 183
Méhwiesen und N2GI07 einmalige Nutzung (Mahwiese), keine Diingung 84
Mahweiden (ohne N2GLO1 Schnittzeitpunktverzogerung um 14 Tage 37
Dauerweiden und N2GLO2 Schnittzeitpunktverzégerung um 21 Tage 71
Hutweiden) N2GLO3 Schnittzeitpunktverzégerung um 28 Tage 116
N2GLO4 Schnittzeitpunktverzogerung um 42 Tage 154
N2GLO5 Schnittzeitpunktverzogerung um 56 Tage 188
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2.23 Tierschutz — Stallhaltung (23) (1

~

2.23.1 Ziele

-1 Steigerung des Tierwohls durch Gruppenhaltung auf eingestreuten Liegeflachen und
durch erhdhtes Platzangebot

-2 Unterstutzung von Strohhaltungs- und Kompostsystemen sowie anderen vergleichbaren
grundwasser- und klimaschonenden sowie emissionsarmen Haltungsformen

2.23.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fur die Stallhaltung von méannlichen Rindern und Schweinen auf
eingestreuten Liegeflachen in Gruppen mit erhéhtem Platzangebot gewahrt. Gefdrdert
werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die Einstreu bei mannlichen Rindern
sowie durch Einstreu und Beschaftigungsmaterial bei Schweinen entstehen.

2.23.3 Zugangsvoraussetzungen

-1 Teilnahme mit mindestens 3 GVE/Betrieb.

2.23.4 Definitionen

-1 Die FérdermaRnahme wird fiir folgende Tierkategorien angeboten:
a. Mannliche Rinder > 6 Monate, ausgenommen Zuchtstiere

b. Jung- und Mastschweine ab 32 kg Lebendgewicht (inkl. ausgemerzte
Zuchttiere)

c. Zuchtsauen und Jungsauen ab 50 kg Lebendgewicht

2.23.5 Forderungsverpflichtungen

-1 Teilnahme mit allen Tieren der jeweiligen Kategorie. Ist bei mannlichen Rindern sowie
bei Jung- und Mastschweinen aufgrund der Haltung von Tieren in bereits bestehenden
Stallungen eine Teilnahme aller Tiere der Kategorie nicht mdglich, dann muissen
jedenfalls mehr als 50 % der Kategorie auf eingestreuten Systemen gehalten werden
und es hat eine Meldung Uber diesen Umstand an die AMA zu erfolgen.

-2 Vorliegen einer Stallskizze und eines Belegungsplanes (max. mogliche Belegung) fir
die teilnehmenden Tierkategorien und die jeweiligen Stallabteile.

-3 Haltung von mannlichen Rindern in Gruppen unter folgenden Bedingungen:

a. Den Tieren muss eine geschlossene (planbefestigte) Liegeflache zur
Verfigung stehen. Die eingestreute Liegeflache muss mindestens ein Ausmaf}
von 40 % der geforderten nutzbaren Gesamtflache aufweisen. Der Boden im
Liegebereich ist so ausreichend einzustreuen, dass eine weiche und trockene
Liegeflache gewahrleistet ist.

b. Es muss jedem Tier mindestens folgende nutzbare Gesamtflache im Stallabteil
zur Verfigung stehen

Mannliche Rinder Gesamtflache
bis 350 kg 3,0 m?
bis 500 kg 3,6 m?
ab 500 kg 4,2 m?
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-4 Haltung von Jung- und Mastschweinen in Gruppen unter folgenden Bedingungen:

a. Den Tieren muss eine geschlossene (planbefestigte) Liegeflache zur
Verfigung stehen. Die eingestreute Liegeflache muss mindestens ein Ausmaf}
von 40 % der geforderten nutzbaren Gesamtflaiche aufweisen. Der
Liegebereich ist so einzustreuen, dass eine trockene Liegeflache gewahrleistet
ist.

b. Es muss jederzeit ausreichend Beschaftigungsmaterial in Form von Stroh oder
Heu zur Verfligung stehen.

c. Es muss jedem Tier mindestens folgende nutzbare Gesamtflache im Stallabteil
zur Verfligung stehen

Jung-und Gesamtflache
Mastschweine
bis 50 kg 0,70 m?
bis 85 kg 0,90 m?
ab 85 kg 1,10 m?

-5 Haltung von Zuchtsauen und Jungsauen in Gruppen (ausgenommen flr Zeitabschnitte,
in denen eine Gruppenhaltung gesetzlich nicht vorgesehen ist) unter folgenden
Bedingungen:

a.

Den Tieren muss eine geschlossene (planbefestigte) Liegeflache zur
Verfugung stehen. Diese Liegeflache betrdgt zumindest 0,95 m?/Jungsau und
1,3 m?/Zuchtsau. Der Liegebereich ist so einzustreuen, dass eine trockene
Liegeflache gewahrleistet ist.

Es muss jederzeit ausreichend Beschaftigungsmaterial in Form von Stroh oder
Heu zur Verfigung stehen.

Es muss jedem Tier mindestens folgende nutzbare Gesamtflache im Stallabteil
zur Verfiigung stehen

Zuchtsauen und Gesamtfliche
Jungsauen
Zuchtsauen 3,00 m?
Jungsauen 2,00 m?

2.23.6 Hohe der Forderung

Euro/GVE
180

Tierkategorie Details

bei gleichzeitiger tierbezogener Pramienbeantragung
in der OPUL-MaRnahme ,Alpung und Behirtung*
(15) oder der fakultativ gekoppelten Stutzung bei auf 150
Mannliche Rinder | Almen aufgetriebenen Rindern im Rahmen der
Direktzahlungen

bei gleichzeitiger Teilnahme an der Malnahme
.rierschutz — Weide* (21) mit der Kategorie 120
mannliche Rinder

Jung- und .
Mastschweine ab 32 kg Lebendgewicht 65
Zuchtsauen und ab 50 kg Lebendgewicht .

Jungsauen

-1 Ermittlung der forderfahigen GVE aufgrund der Bestimmungen in Punkt 1.6.2 im
Jahresdurchschnitt
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2.24 Wasserrahmenrichtlinie - Landwirtschaft (24) 2

~

2.24 1 Ziele

-1 Abgeltung der Einhaltung von verpflichtenden Auflagen zur Umsetzung der Richtlinie
2000/60/EG des europaischen Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir Mallnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie) und somit Unterstitzung der Umsetzung der
Ziele der genannten Richtlinie im Bereich Oberflachen- und Grundwasser;

-2 Akzeptanzsteigerung fur Maflnahmen in Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie durch
Abgeltung von verpflichtende Bewirtschaftungseinschrankungen.

2.24.2 Art der Beihilfe

Die Unterstitzung wird fur Acker und gemahte Grinlandflachen in Gebieten mit
verpflichtenden Auflagen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie gewahrt. Geférdert
werden Kosten und Einkommensverluste, die durch die erhohten Auflagen entstehen.

2243 Zugangsvoraussetzungen

-1 Bewirtschaftung von mindestens 2 ha Acker oder gemahter Griinlandflache im Gebiet
der Schongebietsverordnung Graz — Bad Radkersburg

2244 Forderungsverpflichtungen

-1 Land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung mit blof3 geringfligigen Einwirkung auf das
Grundwasser auf Ackerflaichen gemal § 4 des Grundwasserschutzprogramms Graz bis
Bad Radkersburg (LGBI Nr. 39/2015), insbesondere sind folgende Werte bezlglich N-
Dingung einzuhalten (in kg N/ha):

Kultur Ertragslgge.gemé& Grundwas.serschutzprogra'l.mm .
Niedrig Mittel Hoher als Mittel
Kérnermais/CCM/Hirse 104 130 156
Wintergerste 88 110 132
Sommerfuttergerste 72 90 108
Weizen 96 120 144
Triticale 80 100 120
Olkrbis 60 60 60

Eine zusatzliche Erhéhung der Werte ist im Falle tiefgrindiger Bdden (>70cm
durchwurzelbare Bodenschicht) um 5% und/oder im Falle eines niedrigen
Stickstoffnachlieferungspotentials unter Vorlage eines aktuellen
Bodenprobenergebnisses fiir den jeweiligen Schlag um max. 10% moglich.

-2 Einhaltung der Aufzeichnungspflichten gemall § 5 des Grundwasserschutzprogramms
Graz — Bad Radkersburg (LGBI Nr. 39/2015)

-3 In den in § 6, Absatz 1 des Grundwasserschutzprogramms Graz — Bad Radkersburg
(LGBI Nr. 39/2015), bezeichneten Zeitrdumen dlrfen keine stickstoffhaltigen
Dungemittel ohne vorherige wasserrechtliche Bewilligung ausgebracht werden.
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2.24.5

Hoéhe der Forderung

:I:Zhen gemah Details Euro/ha
Ackerflachen, ) .
Mzhwiesen und im Gebiet des Grundwasserschutzprogramms Graz 85
. . bis Bad Radkersburg
Mahweiden

-1

Brachflachen sowie genutzte Flachen mit einer Bewilligung 2zu erhéhten
Stickstoffdlingergaben gemaf §6, Abs. 2 bis 4 sind nicht forderfahig und im Antrag
entsprechend zu codieren.

Bezuglich einzelflachenbezogener Kombination mit anderen MafRnahmen gelten die
gleichen Kombinationsmoglichkeiten wie fir die MaRnahme ,Vorbeugender
Grundwasserschutz* (16) gemal Anhang B. Eine einzelflachenbezogene Kombination
mit der MaBnahme ,Vorbeugender Grundwasserschutz“ ist nicht mdoglich (ausg.
Bildungszuschlag).
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3 Ubersicht liber die Anhidnge, die einen integralen
Bestandteil der Sonderrichtlinie darstellen

Anhang A Hoéherwertige MaRnahmen in Bezug auf die Einzelflache Q)

Anhang B Kombinationstabelle (1

Anhang C GVE-Schlussel (1)

Anhang D Grundsatze betreffend Einbehalt, Rickforderung und Sanktionierung bei Verstofien &)
gegen inhaltliche Auflagen

Anhang E Erhaltung und naturvertraglicher Umgang mit Landschaftselementen

Anhang F Sortenliste fir die MalRnahme "Anbau seltener landwirtschaftlicher Kulturpflanzen" (04)

Anhang G Rassenliste fiir die Malinahme "Erhaltung gefahrdeter Nutztierrassen" (05)

Anhang H Gebietsabgrenzung der Malinahme "Vorbeugender Grundwasserschutz" (16) und 1)
"Bewirtschaftung auswaschungsgefahrdeter Ackerflachen" (17)

Anhang | mg;dmal zulassige Diingerwerte in der MaRnahme "Vorbeugender Grundwasserschutz" 1)

Anhang J Schlagbezogene Dingeplanung und Aufzeichnungen der Mallnahme "Vorbeugender
Grundwasserschutz" (16)

Anhang K Gebietsabgrenzung der Malnahme ,Vorbeugender Oberflachengewdasserschutz auf (™
Ackerflachen® (18)

Anhang L Auflagen und Pramiensatze der MalRnahme ,Naturschutz® (19) M| @)

Anhang M Kombinationstabellen der MalRnahme ,Naturschutz® (19) M| @)

Anhang N Naturschutzfachlich wertvolle Pflegeflachen M@
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	1.10.6.2 Diese dem Antrag zugrunde liegende Sonderrichtlinie samt deren integrierten Bestandteilen bildet einen Teil des Vertrages, der durch die Genehmigung des Antrags durch die AMA zwischen der Förderungswerberin oder dem Förderungswerber und dem Bund zustande kommt. 
	1.10.6.3 Mit Beginn des Verpflichtungszeitraumes der im Herbstantrag beantragten Maßnahmen ist der Förderungswerber an die Einhaltung der Förderungsvoraussetzungen und Förderungsverpflichtungen gebunden und hat Kontrollen zuzulassen. 
	1.10.6.4 Mit der Antragstellung und Abgabe der unterzeichneten Verpflichtungserklärung, die einen integrierten Bestandteil des Antrages bildet, kann sich die Förderungswerberin oder der Förderungswerber nicht mehr darauf berufen, dass 
	1.10.6.5 Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber hat vor der Antragstellung auch eigeninitiativ alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen und Informationsangebote zu nützen, die sicherstellen, dass sie oder er noch vor Eingehen der Verpflichtung Kenntnis der sie oder ihn treffenden Rechte und Pflichten, die aus dem Fördervertrag mit dem Bund erwachsen, erlangt. 
	1.10.6.6 Herbstantrag und Mehrfachantrag – Flächen 
	1.10.6.7 In den folgenden Jahren des Verpflichtungszeitraumes gilt der jährliche Mehrfachantrag – Flächen als Zahlungsantrag für das laufende Jahr im Rahmen der bestehenden Verpflichtung. 
	1.10.6.8 Die Almauftriebsliste im Rahmen der Maßnahme „Alpung und Behirtung“ (15) ist für alle Tierkategorien (Rinder, Schafe, Ziegen und Pferde) bis spätestens 15.07. (ohne Nachfrist) des Förderungsjahres vom Almbewirtschafter der AMA vorzulegen und gilt als Zahlungsantrag. Eine Almauftriebsliste muss auch vorgelegt werden, wenn nur Rinder aufgetrieben werden, in diesem Fall ohne Angabe der Rinder. Rinder sind zusätzlich über die Alm/Weidemeldung Rinder zu melden. Hinsichtlich der Gewährung von Prämien können nur solche Rinder anerkannt werden, die der AMA bis 15.07. des jeweiligen Antragsjahres gemeldet werden. 
	Für die Rechtzeitigkeit des Einlangens ist das Eingangsdatum ausschlaggebend. Der Altersstichtag für die Angabe der Tierkategorien und für die Berechnung ist für alle Tierkategorien der 01.07. des jeweiligen Jahres. 
	Für die Ermittlung der Mindestweidedauer von 60 Tagen werden maximal 15 Tage Weidedauer vor Abgabe der Almauftriebsliste oder der Alm/Weidemeldung Rinder anerkannt, wenn der angegebene Auftriebstermin mehr als 15 Tage vor der jeweiligen Meldung liegt. Der Tag des Almabtriebes wird bei der Ermittlung der Weidedauer nicht berücksichtigt. 
	1.10.6.9 Ein Einstieg in die Maßnahme „Tierschutz Weide“ (21), „Tierschutz Stallhaltung“ (23) sowie „Natura 2000 Landwirtschaft“ (22) und „Wasserrahmenrichtlinie – Landwirtschaft“ (24) ist bis zum Herbstantrag 2019 möglich. 
	1.10.6.10 Durch die erstmalige Beantragung der Maßnahmen „Tierschutz Weide“ (21), „TierschutzStallhaltung“ (23), „Natura 2000 Landwirtschaft“ (22) sowie „Wasserrahmenrichtlinie – Landwirtschaft“ (24) erfolgt eine Vorbeantragung der Maßnahme für alle nachfolgenden Jahre bis zum Ende der Laufzeit des Programmes LE 14-20 (31.12.2020). Die Weiterführung der Maßnahmen in den folgenden Jahren wird durch die Abgabe des Mehrfachantrag-Flächen beantragt. Nach Erfüllung der einjährigen Verpflichtung ist ein Ausstieg aus den Maßnahmen möglich. Nach einem Ausstieg ist ein Wiedereinstieg nur mit dem Herbstantrag möglich. 

	1.10.7 Entscheidung über den Antrag 
	1.10.8 Auszahlung 
	1.10.8.1 Die Auszahlung erfolgt durch Überweisung auf das im Antrag angegebene Namenskonto durch die AMA im Namen und auf Rechnung des BMLFUW nach Maßgabe der Verfügbarkeit der Bundes und Landesmittel bis zum 30. Juni des Folgejahres. Im Falle eines Bewirtschafterwechsels (Vertragsbeitritt) ist die Prämie an den abgebenden Bewirtschafter für die noch von ihm gestellten Anträge auszuzahlen. 
	1.10.8.2 Die Mitteilung über die Prämiengewährung begründet keinen Rechtsanspruch auf Beträge, die ursprünglich fehlerhaft berechnet oder auf Grund nachträglich hervorkommender Umstände zurückzufordern sind. 
	1.10.8.3 Mindestbetrag für Beihilfengewährung 


	1.11 Kontrolle und Prüfungen 
	1.11.1 Allgemeine Bestimmungen 
	1.11.1.1 Die Kontrolle erfolgt im Wirkungsbereich der Zahlstelle in Form einer Verwaltungskontrolle und einer VorOrtKontrolle, gestützt auf die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 sowie der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 durch hierzu berufene Organe der Zahlstelle, der Länder sowie der EU (Kontrollorgane). 
	1.11.1.2 Die Organe und Beauftragten der AMA, des BMLFUW, des Österreichischen Rechnungshofes, die bescheinigende Stelle für den Rechnungsabschluss sowie die Organe der EU, im Hinblick auf die Kontrolle der Einhaltung der Cross ComplianceVorschriften auch die Organe und Beauftragten des Landes können die Einhaltung aller Bedingungen und Verpflichtungen, insbesondere die Berechtigung zur Inanspruchnahme beantragter oder bereits ausbezahlter Förderungen, überprüfen. 
	1.11.1.3 Die Kontrollorgane können im Zuge der Kontrolle jederzeit die Aushändigung oder Zusendung von Kopien – soweit erforderlich auch von Originalen – von Aufzeichnungen oder Unterlagen der Förderungswerberin oder des Förderungswerbers (insbesondere von Pachtverträgen, sonstigen Flächennutzungsverträgen oder Bewirtschaftungsverträgen, Verträgen zur Feststellung der Förderungsfähigkeit juristischer Personen) oder Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen auf dessen Kosten verlangen. 
	1.11.1.4 Sind der Förderungswerberin oder dem Förderungswerber förderungsrelevante Unterlagen insofern nicht zugänglich, als sie rechtmäßig bei einem Dritten aufliegen oder aufliegen müssen, hat sie oder er über Aufforderung Vorkehrungen zu treffen, dass sie von dem Kontrollorgan bei Bedarf eingesehen oder ihm in Kopie – soweit erforderlich auch Originale – ausgehändigt werden können oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen gewährt wird. 
	1.11.1.5 Kann der Zugang zu förderungsrelevanten Unterlagen nicht gewährt werden, gelten die Unterlagen als nicht vorgefunden. Die AMA kann, wenn die Eigenart der Unterlagen dem nicht entgegensteht und dies der AMA unbedenklich erscheint, dem Förderungswerber die Möglichkeit der Nachreichung von Unterlagen binnen einer angemessenen Frist gewähren; in diesem Fall gelten die Unterlagen erst mit ungenutztem Ablauf der Frist als nicht vorgefunden. 
	1.11.1.6 Nachgängige Prüfungen 

	1.11.2 Verwaltungskontrollen 
	1.11.3 VorOrtKontrollen 
	1.11.3.1 Bei diesen werden auch jene Förderungsvoraussetzungen und Förderungsverpflichtungen überprüft, die nur vor Ort auf dem Betrieb selbst plausibilisierbar oder verifizierbar sind, und sie dienen auch zur Gegenkontrolle von Verwaltungskontrollen. 
	1.11.3.2 Die Kontrollorgane können jederzeit ohne Ankündigung oder auch nach Ankündigung alle Betriebs und Lagerräume sowie Betriebsflächen betreten und in die Buchhaltung und in alle Bezug habenden Aufzeichnungen oder Unterlagen der Förderungswerberin oder des Förderungswerbers Einsicht nehmen. 
	1.11.3.3 Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber ist verpflichtet, die angeführten Kontrollmaßnahmen zuzulassen. Bei der Kontrolle hat eine geeignete und informierte Auskunftsperson der Förderungswerberin oder des Förderungswerbers anwesend zu sein, Auskünfte zu erteilen und sonstige Unterstützung zu leisten. Verweigert die Förderungswerberin oder der Förderungswerber oder ausgewiesene Vertretungsbevollmächtigte die Auskunft oder verhindert sie oder er die Durchführung der VorOrtKontrolle auf andere Weise, ausgenommen im Falle höherer Gewalt oder bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände, ist der Antrag abzulehnen. 
	1.11.3.4 Ist im Antrag eine Person als Vertretungsbevollmächtigte ausgewiesen, gilt diese in jedem Falle als geeignete und informierte Auskunftsperson, soweit die Förderungswerberin oder der Förderungswerber selbst bei der Kontrolle nicht anwesend ist oder Auskunft nicht erteilt oder nicht erteilen kann. 
	1.11.3.5 Ist die Förderungswerberin oder der Förderungswerber oder der ausgewiesene Vertretungsbevollmächtigte bei der Kontrolle nicht anwesend oder erteilt er keine Auskunft, gelten im Betrieb maßgeblich mitwirkende und volljährige Betriebsangehörige als geeignete und informierte Auskunftspersonen, sofern die Kontrolle angekündigt war und die Förderungswerberin oder der Förderungswerber ohne weitere Benennung einer auskunftsberechtigten Person bei der Kontrolle nicht anwesend ist. 
	1.11.3.6 Das Kontrollorgan hat im Zuge der Kontrolle einen Kontrollbericht zu erstellen, der es ermöglicht, die vorgenommenen Kontrollschritte und Ergebnisse nachzuvollziehen. Anmerkungen der Förderungswerberin oder des Förderungswerbers zu den Feststellungen sind aufzunehmen. Wird ein Verstoß festgestellt, ist der Förderungswerberin oder dem Förderungswerber eine Ausfertigung des Kontrollberichts zu übergeben. 
	1.11.3.7 Die Bewertung und Beurteilung der Kontrollfeststellungen erfolgen nicht durch das Kontrollorgan, sondern durch die AMA. 

	1.11.4 Aufbewahrung von Unterlagen 
	1.11.4.1 Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber sind verpflichtet, alle die Förderung betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 10 Jahre gerechnet ab Ende des Förderungsjahres, jedoch mindestens bis 31.12.2026 sicher und überprüfbar aufzubewahren. 
	1.11.4.2 Die AMA hat alle die Förderung betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 10 Jahre gerechnet ab Ende des Förderungsjahres, jedoch mindestens bis 31.12.2026 sicher und überprüfbar aufzubewahren. 
	1.11.4.3 Die Aufzeichnungen und Unterlagen sind während der vorgeschriebenen Aufbewahrungszeit von der Förderungswerberin oder vom Förderungswerber der AMA auf Verlangen jederzeit und kostenlos zur Verfügung zu stellen. Eine gleiche Verpflichtung besteht für die AMA gegenüber dem BMLFUW. 


	1.12 Rückzahlung, Einbehalt 
	1.12.1 Grundsatz 
	1.12.1.1 Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber sind verpflichtet, über schriftliche Aufforderung der AMA oder des BMLFUW – und unter Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche – eine gewährte Förderung ganz oder teilweise binnen vier Wochen zurückzuzahlen. Für gewährte aber noch nicht ausbezahlte Mittel erlischt der Anspruch auf Zahlung. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
	1.12.1.2 Im Falle eines Vertragsbeitritts können im Verpflichtungszeitraum entstandene Rückforderungen gleichermaßen gegen Vorbewirtschafter und Nachfolgebewirtschafter geltend gemacht werden, unabhängig davon, wer den Verstoß gesetzt hat. 

	1.12.2 Ausmaß 
	1.12.2.1 Das Ausmaß der Rückforderung, der Einbehalt oder die Sanktion tragen dem Umstand Rechnung, dass der Vertrag nicht in der vereinbarten Form erfüllt wurde oder die Anforderungen an die Einhaltung der Cross ComplianceVorschriften nicht beachtet wurden. Dabei sind Schwere, Ausmaß, Dauer und Häufigkeit des festgestellten Verstoßes zu berücksichtigen. Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber muss daher grundsätzlich damit rechnen, dass die gesamte gewährte Förderung zurückzuzahlen ist. 
	1.12.2.2 Flächenabweichungen und Abweichungen bei anderen Angaben: 
	Bei der Feststellung von Abweichungen zwischen den Antragsangaben des Förderungswerbers und den Ermittlungen der AMA zu Ausmaß, Lage oder Prämienfähigkeit von Flächen kommen die einschlägigen Bestimmungen des Art. 19 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 folgendermaßen zur Anwendung, wenn die Abweichungen nicht zugleich einen Verstoß gegen eine konkrete inhaltliche Bedingung der Maßnahme (Förderungsvoraussetzung) darstellen: 
	1.12.2.3 Abweichungen bei der Anzahl der ermittelten Tiere: 
	1.12.2.4 Nichteinhaltung von Zugangsvoraussetzungen: 
	1.12.2.5 Nichteinhaltung von inhaltlichen Bewirtschaftungsauflagen (Förderungsverpflichtungen) und bei Nichteinhaltung von Verpflichtungen gemäßPunkt und , die nicht gleichzeitig CrossComplianceBestimmungen sind :
	1.12.2.6 Nichteinhaltung der Cross ComplianceVorschriften gemäß Titel VI der Verordnung (EU) 1306/2013: 
	1.12.2.7 Kürzungen und Ausschlüsse aus dem Titel der Nichteinhaltung der Cross ComplianceVorschriften schließen nicht aus, dass auch Kürzungen und Ausschlüsse gemäß auszusprechen sind und umgekehrt. 1.12.2.5
	1.12.2.8 Im Falle von Mehrfachkürzungen erfolgen diese nach den Vorgaben des Art. 6 der Verordnung (EU) Nr. 809/2014 folgendermaßen: 
	1.12.2.9 (Verzugs)zinsen 
	1.12.2.10 Bei Rückforderung von bereits ausgezahlten Beträgen ist die AMA verpflichtet, mit den der Förderungswerberin oder dem Förderungswerber nach Übermittlung der Rückforderungsmitteilung zustehenden Zahlungen aus der betroffenen Maßnahme, aus anderen Maßnahmen des ÖPUL, anderen Maßnahmen des Programms LE 1420 oder Marktordnungszahlungen der 1. Säule aufzurechnen wenn die Aufrechnung im Sinne der EURechtsvorschriften zulässig ist. 
	1.12.2.11 Teilzahlungen und Teilaufrechnungen werden zuerst auf das Kapital und erst nach der Tilgung des Kapitals auf die Zinsen angerechnet. 
	1.12.2.12 Auf Antrag kann die Rückzahlung – unbeschadet der Kompensation – auch in Raten, deren Anzahl und Höhe von der AMA festzulegen sind, oder nach Stundung erfolgen. 
	1.12.2.13 Die AMA kann bei einem Rückforderungsbetrag von weniger als EUR 100 (Zinsen nicht inkludiert) von einer Rückforderung Abstand nehmen. 


	1.13 Datenverwendung 
	1.13.1 Datenverwendung zu Abwicklungs und Kontrollzwecken einschließlich Berichtslegung für Monitoring und Evaluierungsverpflichtungen 
	1.13.1.1 Die Förderungswerberin und der Förderungswerber nehmen zur Kenntnis, dass das BMLFUW, die Zahlstelle und weitere beauftragte Abwicklungsstellen berechtigt sind 
	1.13.1.2 Die Förderungswerberin oder der Förderungswerber nimmt zur Kenntnis, dass es dazu kommen kann, dass Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Rechnungshofes (insbesondere gemäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948), des Bundesministeriums für Finanzen (insbesondere gemäß §§ 57 bis 61 und 47 BHG 2013) und der Europäischen Union nach den EUrechtlichen Bestimmungen übermittelt oder offengelegt werden müssen. 
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